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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 

Der Ausschuss billigte die Niederschriften über 

die 91. und 92. Sitzung.  

 

*** 
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Tagesordnung: 

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Haushaltsgesetzes 2020 (Zweites Nach-

tragshaushaltsgesetz 2020) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/6800 

b) Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 

zum Zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 

2020 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/6810 

Zu a und b) direkt überwiesen am 23.06.2020 

federführend: AfHuF  

mitberatend: AfRuV 

 

Zum Verfahren 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich hatte es so 

verstanden, dass der Minister selbst heute die of-

fizielle Einbringung der Gesetzentwürfe vorneh-

men würde. Ist etwas dazwischengekommen,  

oder war das von vornherein nicht beabsichtigt? 

Ich würde es jedenfalls angemessenen finden, 

aber es ist natürlich die Entscheidung der Lan-

desregierung, wer die Einbringung vornimmt. 

Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Laut Ge-

schäftsordnung hat die Einbringung eines Ge-

setzentwurfs am dritten Tag nach der Information 

des Landtages zu erfolgen. Ich hatte es auch so 

verstanden, dass die Unterrichtung bereits am 

vergangenen Mittwoch ein zusätzlicher Service 

der Landesregierung war. Aber darüber, in wel-

cher Form die Einbringung erfolgt, entscheidet in 

der Tat die Landesregierung, und diese Entschei-

dung haben wir zur Kenntnis zu nehmen. 

Abg. Ulf Thiele (CDU): Es mag sein, dass das in 

der Sitzung am Mittwoch nicht im Detail erörtert 

wurde. Nach meiner Kenntnis ist der Minister heu-

te im Bundesrat. Vor diesem Hintergrund hat die 

Landesregierung schon am Mittwoch die Unter-

richtung vorgenommen, damit der Minister die 

Gelegenheit hat, den Entwurf im Detail hier im 

Ausschuss vorzustellen. 

Die heutige Sondersitzung des Ausschusses ist 

parallel zu der Sitzung des Bundesrates termi-

niert, der im Wesentlichen Finanzfragen zu be-

handeln hat, die im Zusammenhang mit der Dis-

kussion über den Nachtragshaushalt auf Bundes-

ebene usw. stehen. 

Alles, was zur Einbringung zu sagen ist, hat der 

Minister nach meinem Dafürhalten bereits im 

Rahmen der Unterrichtung gesagt. Ich bin mir si-

cher, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

des Finanzministeriums in der Lage sein werden, 

alle weiteren Fragen zu beantworten.  

Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Dann neh-

men wir diese Entscheidung der Landesregierung 

zur Kenntnis. 

 

Einbringung 

Beratungsunterlagen: 

– Tischvorlage „2. Nachtragshaushaltsplanent-

wurf 2020 (Entwicklung Produktionslücke und 

Steuereinnahmen Niedersachsen)“ (Anlage 1) 

– Finanzierungsplan „Sondervermögen Corona“ 

(Anlage 2) 

MDgt’in Wethkamp (MF): Herr Minister Hilbers 

hat am vergangenen Mittwoch, also unmittelbar 

nach dem Beschluss des Kabinetts, die Gelegen-

heit genommen, Ihnen - so schnell wie möglich - 

die Beschlüsse des Landes zum Konjunktur- und 

Krisenbewältigungspaket zu erläutern und die po-

litische Debatte aufzunehmen. Ich gehe davon 

aus, dass es für alle Beteiligten ein echter Benefit 

ist, so schnell, unmittelbar nach den Beschlüssen 

des Kabinetts, entsprechende Informationen zu 

erhalten und die politischen Bewertungen austau-

schen zu können. 

Ich will das, was in der Debatte vonseiten des Fi-

nanzministeriums, von Herrn Minister Hilbers, 

ausgeführt worden ist, zwar in meinen Vortrag mit 

einbeziehen, aber ohne alles - schon aus Grün-

den der Zeitökonomie - zu wiederholen. 

Zur Einführung möchte ich Ihnen einige Erläute-

rungen geben, die den Entwurf des Zweiten 

Nachtragshaushaltsplans zum Haushaltsplan für 

das Haushaltsjahr 2020 betreffen. 

Zunächst möchte ich auf fünf Punkte zur Struktur 

des Zweiten Nachtragshaushaltsplanentwurfs 

eingehen. 

Erstens zu den Steuermindereinnahmen: Im Ent-

wurf des Zweiten Nachtragshaushaltsplans, der 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06800.pdf
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den Einzelplan 13 und ein neu geschaffenes Ka-

pitel für das Corona-Sondervermögen - Kapitel 

5135 - enthält, sind die Steuermindereinnahmen 

nach der Steuerschätzung vom Mai abgebildet. 

Das betrifft die Kapitel 1301 und 1302 sowie 1310 

und 1312. Dort finden Sie die Steuerminderein-

nahmen nach der Steuerschätzung in Höhe von 

3 368 Mio. Euro brutto oder 2 834 Mio. Euro net-

to, wenn Sie die KFA-Wirkung, die in Kapitel 

13 12 abgebildet ist, berücksichtigen. 

Zusätzlich finden Sie dort die Mindereinnahmen, 

die durch die Corona-Steuerhilfegesetze, also ak-

tive steuerliche Maßnahmen, entstehen. Das sind 

brutto 411 Mio. Euro und netto 347 Mio. Euro. 

Zweitens zu Kapitel 1325: Dort finden Sie alles, 

was Kreditfinanzierung bzw. die Aufnahme von 

Krediten betrifft, nämlich insgesamt zusätzlich zu 

dem Betrag von 1 Milliarde Euro aus dem Ersten 

Nachtrag 7 788 Mio. Euro, die sich aufteilen in 

1 427 Mio. Euro konjunkturbedingte Kreditauf-

nahme und 6 361 Mio. Euro notlagenbedingte 

Kreditaufnahme. 

Drittens zu den Zuweisungen an das - untech-

nisch ausgedrückt - Sondervermögen Corona bei 

Kapitel 1302. Dies sind 6 481 Mio. Euro, nämlich 

die eben schon genannten 6 361 Mio. Euro notla-

genbedingte Kreditaufnahme plus 120 Mio. Euro 

aus einer globalen Minderausgabe, die zusätzlich 

zu der bisherigen globalen Minderausgabe im 

Einzelplan 13 im Haushalt 2020 erwirtschaftet 

wird. 

Viertens zu dem Sondervermögen Corona, abge-

bildet in dem neu geschaffenen Kapitel 5135: 

Dieses neue Kapitel nimmt diese 6 481 Mio. Euro 

auf. Dort finden Sie die notlagenbedingte Kredit-

aufnahme und deren Verwendung vollständig ab-

gebildet. 

Diese 6 481 Mio. Euro plus der Betrag von 

480 Mio. Euro an Bestand, der in diesem Sonder-

vermögen bereits enthalten ist - zusammen also 

6 961 Mio. Euro -, machen die Summe des Fi-

nanzierungsplans aus, den Herr Minister Hilbers 

in der letzten Sitzung vorgestellt hat und den Sie 

als Tischvorlage erhalten haben. 

Für diesen Betrag von insgesamt 6 961 Mio. Euro 

finden Sie in diesem Kapitel die Titelstruktur, mit 

der diese Summe verausgabt werden kann. Diese 

Titelstruktur kennen Sie dem Grunde nach aus 

dem Sondervermögen Digitalisierung. Auch dort 

ist für jedes Ressort eine entsprechende Titel-

gruppe vorgesehen. So ist das auch hier gelöst. 

Sie finden für jedes Ressort eine Titelstruktur, das 

daraus „seine“ Ausgaben leisten kann. 

Zudem finden Sie in der Erläuterungsspalte, auf 

der Erläuterungsseite, die Maßnahmen darge-

stellt, die die einzelnen Ressorts vornehmen kön-

nen. Die Erläuterungen bilden im Grunde den Fi-

nanzierungsplan ab.  

Der Finanzierungsplan, den wir Ihnen vorgelegt 

haben, enthält noch weitere Informationen. Sie 

finden dort die Spalte „Ressort“, in der die Einzel-

pläne aufgeführt sind. Entsprechend sind auch 

die Erläuterungen im Haushaltsplan aufgebaut. 

Der Matrixdarstellung können Sie entnehmen, 

welche Maßnahme aus welchem Einzelplan wel-

cher Säule des Pakets - etwa Säule Wirtschaft, 

Säule Gesundheit, Säule Kommunen - zugeord-

net ist. Insofern bietet dieser Finanzierungsplan 

eine gute Übersicht, welche Maßnahme in wel-

cher Säule in dem Zuständigkeitsbereich welchen 

Ressorts durchgeführt wird. 

Fünftens. Das Corona-Kapitel 5135 enthält auch 

Zuweisungen an den Einzelplan 13 für die Maß-

nahmen im Bereich der Kommunen. Dabei geht 

es um 1 105 Mio. Euro, die über das Kapitel 1312 

das Hilfspaket für die Kommunen darstellen und 

auch von dort verausgabt werden können. 

1 754 Mio. Euro werden sozusagen bei Kapitel 

1302 vereinnahmt, um die Steuermindereinnah-

men im Haushalt des Jahres 2020 gegenzufinan-

zieren. 

Soweit zur Struktur in fünf Punkten: Steuermin-

dereinnahmen, Aufnahme von Krediten, Zuwei-

sungen an das Sondervermögen, das Sonder-

vermögenskapitel 5135 sowie die Finanzierung 

aus dem Sondervermögen für Kommunen und 

Steuermindereinnahmen. 

Nun möchte ich noch zu einigen wesentlichen, 

noch nicht intensiv erörterten inhaltlichen Aspek-

ten Stellung nehmen, und zwar insbesondere be-

zogen auf die Steuereinnahmeseite. 

Meinen Ausführungen haben Sie entnommen, 

dass es zu einem sehr großen Teil um Steuer-

mindereinnahmen sowie um den Umgang damit 

geht.  

Als Tischvorlage (Anlage 1) haben Sie zwei Gra-

fiken erhalten; die erste Grafik stammt aus der 

Berichterstattung über die Steuerschätzung: 
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Diese Grafik zeigt den wirtschaftlichen Hinter-

grund all dessen, was wir jetzt gerade erleben. 

Die zweite Grafik kennen Sie bereits aus dem 

Vortrag von Herrn Hilbers am vergangenen Mitt-

woch: 

 

Sie zeigt sehr plastisch den durchaus dramati-

schen Einbruch der Steuereinnahmen in Gänze.  

Deutlich geworden ist, dass es zu einem wesent-

lichen Teil um Steuermindereinnahmen geht, 

nämlich in einer Größenordnung von insgesamt 

über 4 Mrd. Euro. 

Ich würde Ihnen nun gern erläutern, in welche 

Blöcke die Steuermindereinnahmen unterteilt 

werden können. 

Von den Steuermindereinnahmen von gut 4 Mrd. 

Euro finanzieren wir 1 427 Mio. Euro konjunktur-

bedingt mit Kreditaufnahme über die Konjunktur-

komponente, wie sie in der Schuldenbremse vor-

gesehen ist. 

Die Steuermindereinnahmen nach der Steuer-

schätzung aus dem Mai sind mit 3 368 Mio. Euro 

brutto vor KFA oder 2 834 Mio. Euro netto nach 

KFA deutlich höher.  

Die Steuermindereinnahmen nach der Steuer-

schätzung sind netto nach KFA also um 

1 407 Mio. Euro größer als die Konjunkturkompo-

nente mit 1 427 Mio. Euro. 

Schon diese Dimension zeigt die enormen Aus-

wirkungen der Corona-Krise. Sie sehen anhand 

der Grafiken, dass wir es nicht nur mit einer kon-

junkturellen Krise, sondern mit konjunkturellen 

Auswirkungen im Rahmen großer Erschütterun-

gen auch struktureller Art, mit der Erschütterung 

von Wirtschaftsstrukturen und einer Gefährdung 

von Wirtschaftsstrukturen des Landes und des 

Bundes zu tun haben. 

In der Grafik über die Entwicklung der Produkti-

onslücke sehen Sie als blaue durchgezogene Li-

nie das Produktionspotenzial Deutschlands, also 

die mögliche Wirtschaftsleistung Deutschlands, 

wie sie von der Bundesregierung, nachdem wir 

diesen Schock erlebt haben, eingeschätzt wird. 

Darüber ist, ebenfalls in Blau, als gestrichelte Li-

nie das alte Produktionspotenzial abgebildet, wie 

es sich ohne den Schock dargestellt hätte. 

Rot dargestellt, sehen Sie die Entwicklung des 

Bruttoinlandsproduktes in Deutschland, wie es 

tatsächlich beobachtet worden ist bzw. für die Zu-

kunft von der Bundesregierung geschätzt wird. 

Die grafische Darstellung der tatsächlichen Wirt-

schaftsleistung schwingt sozusagen um die grafi-

sche Darstellung des Produktionspotenzials 

Deutschlands, also der Möglichkeit, Wirtschafts-

leistung in Deutschland zu erbringen, wenn denn 

die Produktionsfaktoren normal ausgelastet sind. 

Die Wirtschaftsleistung ist im Zusammenhang mit 

der Corona-Krise deutlich unter das Produktions-

potenzial abgesackt. Wenn die Prognose der 

Bundesregierung tatsächlich zutrifft, wird sich die 

Wirtschaftsleistung infolge konjunktureller Bele-

bung der durchgezogenen blauen Kurve annä-

hern. Die Bundesregierung geht davon aus, dass 

die Produktionsfaktoren ab 2024 so ausgelastet 

sind, dass wir uns wieder in einem normalen Aus-

lastungszustand befinden. Sie sehen aber auch, 

dass wir dann immer noch weit unter den Mög-

lichkeiten liegen, die wir früher gehabt hätten, 

dass wir also eine Verminderung der möglichen 

Wirtschaftsleistung bzw. des Produktionspotenzi-

als in Deutschland zu verzeichnen haben werden. 
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Dies hat Auswirkungen sowohl auf die Steuerer-

wartungen als auch auf die Maßnahmen, die zur 

Krisenbewältigung ergriffen werden. 

Was die Steuererwartungen betrifft, so haben wir 

im Jahr 2020 einen riesigen Steuerausfall von 3,3 

oder 3,4 Mrd. Euro brutto zu verzeichnen, den wir 

nach den Regularien der Schuldenbremse zu 

1 427 Mio. Euro über die Konjunkturkomponente 

kreditfinanzieren können. Warum zu diesem Teil? 

Grundsätzlich lässt unsere Regelung zu, dass die 

sogenannte Steuerabweichungskomponente, al-

so das, was während eines laufenden Haushaltes 

an Verminderung der Steuereinnahmen infolge 

von Konjunktureffekten neu geschätzt wird, voll-

ständig durch konjunkturbedingte Kredite finan-

ziert werden kann. In unserer Regelung gibt es 

die sogenannte 5-%-Abschneidegrenze, die dazu 

führt, dass wir die Konjunkturkomponente auf 

1 427 Mio. Euro begrenzen. 

Dies bedeutet aber, dass sich ein fast genauso 

großer Betrag, nämlich noch einmal 1,4 Mrd. Eu-

ro, über die Konjunkturkomponente hinaus an 

Steuermindereinnahmen ergibt. 

Allein diese Dimension zeigt sehr plastisch und 

sehr deutlich, wie stark sich der Impact dieses 

exogenen Schocks, den wir auf Angebots- und 

Nachfrageseite erlebt haben, auch auf der steuer-

lichen Seite bemerkbar macht und welche Beein-

trächtigung der staatlichen Leistungsfähigkeit 

damit verbunden ist. 

Das beschreibt auf der Steuereinnahmeseite die 

Auswirkungen der Krise und der Notlage. 

Schon am vergangenen Mittwoch ist die Frage 

angeklungen, ob Steuermindereinnahmen nach 

der Steuerschätzung notlagenfinanziert werden 

können, ob man Notlagenkredite und konjunktur-

bedingte Kredite miteinander kombinieren kann. 

In Anbetracht der Größenordnungen und der Ef-

fekte, die Sie sowohl zahlenmäßig als auch gra-

fisch abgebildet sehen, wird klar, warum die Lan-

desregierung zu dem Konzept gekommen ist, 

dass wir Ihnen mit dem Zweiten Nachtragshaus-

haltsplanentwurf vorgelegt haben. 

Die Landesregierung hat keinerlei Zweifel, dass 

die Inanspruchnahme von Krediten nach Arti-

kel 71 Abs. 4 der Niedersächsischen Verfassung 

zum Ausgleich nicht verkraftbarer Einnahmeaus-

fälle - 1,4 Mrd. Euro weitere nicht verkraftbare 

Einnahmeausfälle - in der Notsituation verfas-

sungsrechtlich gerechtfertigt ist.  

Klar ist doch, dass Mindereinnahmen, die als Fol-

ge einer Notsituation entstehen, ausgeglichen 

werden müssen. Sie beeinträchtigen die staatli-

che Finanzlage in derselben Weise wie zusätzli-

che Ausgabelasten. Deswegen sieht der Wortlaut 

des Artikels 71 Abs. 4 keine Differenzierung da-

nach vor, ob sich Beeinträchtigungen der staatli-

chen Finanzlage haushaltssystematisch auf der 

Einnahme- oder auf der Ausgabeseite abbilden. 

Ziel der Regelung des Artikels 71 Abs. 4 ist es, 

die Handlungsfähigkeit des Staates auch in der 

Notsituation zu erhalten. Das bedeutet, dass ers-

tens Rechtsverpflichtungen auch in der Notsitua-

tion erfüllt werden müssen, dass zweitens die 

Staatsfunktionen auf gutem Niveau weiter zu er-

bringen sind und dass drittens zusätzlich die be-

sonderen neuen Lasten aus der Notsituation ge-

tragen werden müssen. Hieraus folgt, dass Ein-

nahmeausfälle ausgeglichen werden müssen, 

wenn diese Funktionen nicht infrage gestellt wer-

den sollen. 

Bei den aktuell geschätzten Volumina, die ich 

Ihnen vorgetragen habe, ist dies ganz offensicht-

lich der Fall. 

Ich möchte Ihren Blick noch einmal auf die verteil-

te Grafik richten und darauf hinweisen, was sich 

sozusagen als konjunktureller und struktureller Ef-

fekt zeigt. Sie sehen deutlich, dass sich die ge-

genwärtige Entwicklung nicht als Ergebnis kon-

junktureller Schwankungen darstellt, sondern 

auch als Folge eines strukturell wirkenden exoge-

nen Schocks. Diese mittel- und langfristig wirken-

den strukturellen Effekte können im Haushaltsjahr 

2020 nicht über die Konjunkturkomponente auf-

gefangen werden, weil dies den Konjunkturme-

chanismus überfordern würde. Daher ist es sach-

gerecht, dass wir an der sogenannten Abschnei-

degrenze von 5 % der Steuereinnahmen, die die 

Konjunkturkomponente begrenzt und die Sym-

metrie der Konjunkturbereinigung sichert, festhal-

ten und darüber hinausgehende Steuerminder-

einnahmen nach der Mai-Steuerschätzung ent-

sprechend über Notlagenkredite finanzieren. 

Bei der 5-%-Abschneidegrenze handelt es sich 

um eine einfachgesetzliche Regelung, die wir im 

Rahmen des Ausführungsgesetzes - im Rahmen 

der §§ 18 a bis 18 e der Landeshaushaltsord-

nung - niedergelegt haben. 

Der Strukturbruch infolge der Corona-Pandemie 

stürzt Niedersachsen und Deutschland in eine 

Notsituation, auf die reagiert werden muss. Wir 
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sind überzeugt, dass unsere Gesamtregelung zur 

Konjunkturbereinigung den konjunkturellen Effekt 

mit 5 % pauschaliert, aber sachgerecht abbildet. 

Was nicht konjunkturell bedingt ist, ist kurzfristig 

als Folge der Notsituation im Rahmen von Artikel 

71 Abs. 4 auszugleichen, weil ein Einnahmeein-

bruch in dieser Höhe nicht verkraftbar ist. 

Mittelfristig ist selbstverständlich die Anpassung 

an ein neues strukturelles Niveau auf der Ein-

nahmeseite und der Ausgabeseite nachzuvollzie-

hen. 

Die Maßnahmen, die im Bundespaket und im 

Landespaket enthalten sind - sowohl auf der Ein-

nahmeseite; steuerliche Maßnahmen; das sind 

die beiden Corona-Steuerhilfegesetze, das sind 

aktive Maßnahmen für Konjunktur und Krisenbe-

wältigung, als auch die Maßnahmen, die auf der 

Ausgabeseite stehen; sie sind in unserem Son-

dervermögensgesetz abgebildet -, dienen dazu, 

auf der einen Seite die wirtschaftliche Aktivität 

wieder in Gang zu bringen. Nach dem Lockdown 

gab es eine Ruhephase bzw. eine langsamere 

Entwicklung bis hin zum Stillstand in bestimmten 

Bereichen der wirtschaftlichen Aktivität. Das ist 

zunächst einmal Konjunktur. Diese Maßnahmen 

sollen - die rote Linie soll sich wieder aufwärts 

bewegen - konjunkturelle Entwicklung auslösen, 

begünstigen und unterstützen.  

Auf der anderen Seite haben wir es mit einer Be-

einträchtigung der Wirtschaftsstruktur, mit struktu-

rellen Effekten zu tun. Hier sind alle Maßnahmen 

der Bundesregierung und der Landesregierun-

gen - auch der Niedersächsischen Landesregie-

rung - darauf gerichtet, die wirtschaftliche struktu-

relle Beeinträchtigung zu gering wie möglich zu 

halten. Wie groß sie am Ende sein wird, weiß 

man jetzt natürlich noch nicht. 

Dementsprechend dienen Dinge wie Innovations- 

und Investitionsförderung dazu, die strukturellen 

Effekte möglichst gering zu halten und Investiti-

onstätigkeiten sowohl im Bereich der Wirtschaft 

als auch etwa im Bereich der Kommunen am Le-

ben zu halten.  

Dass die Maßnahmen nicht nur darauf gerichtet 

sind, die Strukturen so zu erhalten, wie sie sich 

heute darstellen, bzw. sie in ihrer Qualität einzu-

frieren, sondern auch darauf, sie hinsichtlich der 

Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig zu erhalten, ist 

völlig klar. 

Insofern ist klar, dass das Bundespaket in der 

Zielrichtung der strukturellen Maßnahmen auf 

Modernisierung zielt, Modernisierungskomponen-

ten enthält. Und dies gilt auch für das nieder-

sächsische Paket. 

Nur noch ganz kurz möchte ich auf das den Ent-

wurf eines Haushaltsbegleitgesetzes eingehen. 

Im Zusammenhang mit dem von uns vorgelegten 

Entwurf ist zunächst einmal die Änderung des 

Sondervermögensgesetzes zu nennen. Da dieses 

Paket in seiner Struktur und auch ein Finanzie-

rungsplan vorliegen, haben wir entsprechende 

Änderungen am Sondervermögensgesetz im Hin-

blick auf die Zweckbestimmung vorgesehen. Für 

§ 2 sind entsprechende Konkretisierungen der 

Zweckbestimmung vorgesehen. Wir haben auch 

eine abschließende Aufzählung vorgeschlagen: 

keine Erweiterung der Zweckbestimmung mehr 

durch das Wort „insbesondere“. 

Für § 3 des Sondervermögensgesetzes ist jetzt 

eine zeitliche Begrenzung vorgesehen. Nach den 

jetzigen Einschätzungen im Hinblick auf die Kri-

senentwicklung wollen wir Maßnahmen aus dem 

Sondervermögen für die Jahre 2020, 2021 und 

2022 umsetzen, also entweder Mittel verausga-

ben oder Verpflichtungen eingehen, und insofern 

ist eine zeitliche Begrenzung des Sondervermö-

gens vorsehen. 

Klar ist, dass wir uns in diesem Jahr und im 

nächsten Jahr in einer Notsituation befinden. Wie 

lange diese andauern wird, weiß man heute nicht. 

Das wird man in einem Jahr besser beurteilen 

können, und dann wird man sicherlich auch mehr 

zu den zeitlichen Strukturen sagen können, die 

dann aktuell angepasst werden müssen. 

 

Allgemeine Aussprache 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich möchte die 

Gelegenheit nutzen, zunächst allgemein etwas 

aus der Sicht meiner Fraktion zum Zweiten Nach-

tragshaushalt zu sagen.  

Im Grundsatz begrüßen wir Unterstützungen, die 

insbesondere im Bereich der Wirtschaft helfen, 

also Unterstützungsprogramme, wie sie im Finan-

zierungsplan dem Bereich des Wirtschaftsministe-

rium zugeordnet sind, wobei wir uns im Einzelnen 

noch darüber werden unterhalten müssen, was 

jeweils genau gemeint ist, also was genau geför-

dert werden soll und wie die Programme aufge-

legt werden. 
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Völlig klar ist, dass wir haushalterisch sowohl mit 

den Steuermindereinnahmen als auch mit den 

Hilfen für die Wirtschaft als auch übrigens mit den 

Hilfen für die Kommunen umgehen müssen. Das 

alles ist auch aus unserer Sicht im Grundsatz un-

strittig. Wegen der Ausgestaltung im Einzelnen 

wird sicherlich noch genauer nachgefragt werden 

müssen. Sicherlich werden hierzu dann auch un-

terschiedliche Positionen vertreten. 

Insgesamt bleiben wir bei unserer Auffassung, 

dass angesichts der Dramatik der Lage die Ver-

pflichtung besteht, die finanzielle Leistungsfähig-

keit des Staates im Blick zu behalten. Deswegen 

muss aus unserer Sicht als weitere Zielsetzung 

im Zusammenhang mit dem Zweiten Nachtrag 

hinzukommen, eine möglichst geringe Neuver-

schuldung anzustreben. 

Angesichts des Finanzierungsplans, der uns vor-

gelegt wurde, der Diskussion, die wir Mittwoch 

geführt haben, und der Einbringung von heute 

Morgen entsteht bei mir ein wenig der Eindruck, 

dass unter dem Deckmantel der Corona-Krise 

Ausgaben präsentiert werden, die mit drei Schlei-

fen zwar auch mit der wirtschaftlichen Situation 

verknüpft werden können, bei denen es sich im 

Prinzip aber um Ausgaben handelt, die zunächst 

einmal nichts mit Corona zu tun haben. Deshalb 

halten wir vom Prinzip her die Ausgaben, die jetzt 

unter dem Deckmantel von Corona getätigt und 

mit neuen Schulden finanziert werden sollen, für 

den falschen Weg. Vielmehr muss auch hier der 

Geist der Schuldenbremse und der Grundsatz 

gelten, eine möglichst geringe Neuverschuldung 

anzustreben. 

Daran ändert auch der Umstand nichts, dass wir 

etwa Investitionen in Kraftfahrzeuge für die Polizei 

für gut halten. Schon in der Vergangenheit haben 

wir hierzu entsprechende Haushaltsanträge ge-

stellt, die allerdings von SPD und CDU regelmä-

ßig abgelehnt worden sind. Aber solche Investiti-

onen müssen in einem üblichen Haushaltsaufstel-

lungsverfahren vorgesehen werden.  

Ich glaube eher, dass die Regierungsfraktionen 

bzw. die Regierung in der Vergangenheit falsche 

Prioritäten gesetzt haben und das Ergebnis die-

ser falschen Prioritätensetzung jetzt dazu führt, 

dass unter dem Deckmantel „Corona“ Ausgaben 

getätigt werden sollen, die zwar sinnvoll sind, mit 

Corona aber im Prinzip erst einmal nichts zu tun 

haben.  

Aus unserer Sicht sind der Nachtragshaushalt 

und damit auch die Neuverschuldung auf das ab-

solut Notwendige zu reduzieren. 

Ein zweiter Punkt, den ich bereits am Mittwoch 

angesprochen habe, betrifft die Frage der Rück-

lage. Ich schließe mich dem an, was der Landes-

rechnungshof schon bei der Beratung des Son-

dervermögens gesagt hat: Der Geist der Schul-

denbremse ist so zu verstehen, dass man eine 

Minimierung der Neuverschuldung anzustreben 

hat. Das bedeutet, dass zunächst einmal auf alle 

zumutbaren Mittel zurückgegriffen wird, die vor-

handen sind, um die Neuverschuldung nicht so 

stark steigen zu lassen.  

Zumutbar ist mindestens, die Mittel aus der Rück-

lage einzuwerfen, die im Moment noch nicht be-

legt sind, also rund 600 Mio. Euro. Ich halte es 

sogar für zumutbar, darüber nachzudenken, die 

Mittel aus der Rücklage anzugreifen, die thema-

tisch schon belegt sind. Ich bin der Meinung, dass 

aufgrund der neuen Haushaltssituation gegebe-

nenfalls auch Prioritäten werden verschoben wer-

den müssen. Aber mindestens die 600 Mio. Euro 

müssten genutzt werden, um die Neuverschul-

dung entsprechend zu reduzieren. 

Ich habe verfassungsrechtliche Zweifel an dem, 

was die Regierung vorgelegt hat, weil die Gren-

zen sehr eng zu fassen sind, was das Volumen 

und die Kosten der Bewältigung der Notsituation 

anbelangt. In der Verfassung sind die Grenzen, 

zu Recht, sehr eng gesteckt. Über diese Grenzen 

wird meines Erachtens aber mit dem Zweiten 

Nachtragshaushalt hinweggegangen. 

Frau Wethkamp hatte die Strukturen dargestellt. 

Über das Sondervermögen haben wir bereits dis-

kutiert - das sehe ich im Grundsatz anders, und 

meine Argumentation hierzu hat sich nicht verän-

dert. Wir schaffen hier dauerhaft einen Neben-

haushalt, der zumindest für die Jahre 2021 und 

2022 vermutlich mit weiteren Kreditermächtigun-

gen bedient wird bzw. mit weiteren Ausgaben be-

dient werden muss. Auch im Jahr 2021 wird man 

vermutlich nicht mit der Konjunkturkomponente 

auskommen. Vielmehr wird man auch in dem 

Jahr Notsituationskreditermächtigungen brau-

chen. Wenn man in dieser Systematik bleibt, 

müssten die Ausgaben, die daraus getätigt wer-

den, ebenfalls in das Sondervermögen kommen. 

Wer sich einmal die Struktur des Sondervermö-

gens anschaut, wird feststellen, dass es sich um 

einen Nebenhaushalt handelt, der alle Bereiche 
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abdeckt. Alle Ministerien sind betroffen. Insofern 

handelt es sich um eine Parallelbuchführung, die 

das Gebot der Transparenz und auch die Rege-

lungen der Landeshaushaltsordnung und der Ver-

fassung zur Jährlichkeit des Haushaltes aus mei-

ner Sicht verletzt. 

Von daher halte ich vom Grundsatz her das Son-

dervermögen für falsch und auch nicht für ange-

messen, und womöglich ist es auch nicht recht-

mäßig. 

Hinzu kommt, dass in dem Sondervermögen Kre-

ditermächtigungen geparkt werden, die dann wie-

der in den allgemeinen Haushalt zurückgebucht 

werden. Das sind die von Frau Wethkamp ange-

sprochenen 1,4 Mrd. Euro. Dabei geht es um 

Kreditermächtigungen, die nicht gebraucht wer-

den, um die Notsituation zu beseitigen und Kos-

ten zu decken, die sich aus der Notsituation er-

geben, sondern diese 1,4 Mrd. Euro fließen vom 

Sondervermögen wieder in den allgemeinen 

Haushalt zurück. Das sind also Mittel, die zur De-

ckung des allgemeinen Haushalt benötigt werden. 

Die globale Minderausgabe - 120 Mio. Euro im 

Einzelplan 13 - ist vom Minister am vergangenen 

Mittwoch angesprochen worden. Der Minister hat 

dargelegt, dass man die globale Minderausgabe 

durch personalwirtschaftliche Maßnahmen erbrin-

gen will. Hierzu interessiert mich, warum die Lan-

desregierung das nicht bereits auf einzelne Res-

sorts umgelegt. Wenn das das Ziel ist, wäre es 

auch für die Ressorts wichtig zu wissen, was man 

im Einzelnen erreichen will. Daran sollte man ehr-

licher herangehen und sagen, wo genau perso-

nalwirtschaftliche Maßnahmen geleistet werden 

sollen.  

Ich habe meine Vermutung bereits am Mittwoch 

geäußert, dass das trotz der steigenden Verbind-

lichkeiten wohl eher aus dem Zinsausgabetitel 

gespeist wird. Vielleicht können Sie darlegen, wa-

rum die globale Minderausgabe nicht jetzt schon 

auf die einzelnen Ressorts umgelegt wird, wie 

das bei der globalen Minderausgabe, die sich 

schon jetzt im Haushalt befindet - wenn ich das 

richtig in Erinnerung habe, sind dies 80 Mio. Eu-

ro -, geschehen ist. 

In dem Paket sind auch 480 Mio. Euro enthalten, 

die schon im letzten Plenarsitzungsabschnitt aus 

dem Abschluss 2019 in das Sondervermögen ge-

schoben wurden. Begründet wurde dies damit, 

dass man diese 480 Mio. Euro im Sondervermö-

gen aus zeitlichen Gründen brauche. Jetzt ent-

steht für mich aber der Eindruck, als habe man 

diese 480 Mio. Euro bis dato noch gar nicht ange-

fasst. Vielleicht können Sie darstellen, ob von 

diesen 480 Mio. Euro schon Mittel bewegt wur-

den. Anderenfalls wäre nämlich die damals be-

hauptete Eilbedürftigkeit zumindest im Nachhinein 

widerlegt.  

Was die von Ihnen verteilte Grafik angeht, so ha-

be ich Ihre Ausführungen nachvollziehen können. 

Allerdings stellt sich mir die Frage, ob es auf der 

Bundesebene eine Zahl gibt, mit der die Konjunk-

turkomponente für das Jahr 2020 dargestellt wird. 

Wenn wir nicht die Steuerabweichungsquote und 

auch nicht die Kappung hätten, müsste die Kon-

junkturkomponente greifen. Auf welchen Betrag 

kämen wir, wenn wir nicht schon im Haushalts-

vollzug wären, sondern wenn wir den Haushalt für 

2020 erst planen würden? Wie hoch wäre dann 

die Konjunkturkomponente bei dem Einbruch, 

den wir aktuell erlebt haben? 

MDgt’in Wethkamp (MF): Ich beginne mit der 

Aussage, man müsse die Kreditaufnahme und 

den Nachtragshaushalt auf das absolut Notwen-

dige begrenzen. Ja, da bin ich bei Ihnen, und da-

für hat die Landesregierung einen Vorschlag 

macht. Man muss zumutbare Anstrengungen un-

ternehmen, um die Kreditaufnahme so weit wie 

möglich zu begrenzen.  

„Zumutbare Anstrengungen“ bedeutet aber nicht 

den Verzicht auf jegliche mittelfristige Perspektive 

und Vorsorge, welche angesichts der sich ab-

zeichnenden strukturellen Anpassungslast für alle 

öffentlichen Haushalte wichtiger ist denn je. 

„Zumutbare Anstrengungen“ bedeutet auch nicht 

etwa den vollständigen Verzicht auf haushaltspo-

litische Handlungsfreiheit in Bezug auf jede ande-

re politische Zielsetzung und eventuell auch noch 

neu auftretende Herausforderungen. 

Die Abwägung dieser Gesichtspunkte ist Teil der 

haushaltspolitischen Verantwortung des Gesetz-

gebers, also Ihre Verantwortung. Man nennt das 

auch „Einschätzungsprärogative“. Mit dem Aus-

nahmecharakter der Notsituationsregelung ist 

gewahrt, dass Sie über die Höhe dessen ent-

scheiden, was Sie zur Krisenbewältigung und zur 

Konjunkturanregung sowohl auf der Einnah-

meseite als auch auf der Ausgabeseite an den 

Start bringen. 

Soviel zu dem Thema, dass man die entspre-

chenden Kreditaufnahmen begrenzen muss. 
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Ich möchte an dieser Stelle auch noch einmal er-

wähnen, dass die Landesregierung keineswegs 

nur auf Kredite gesetzt hat, so formuliere ich mal 

etwas salopp. Mit dem Ersten und dem Zweiten 

Nachtrag sind insgesamt 1 Mrd. Euro aus dem 

Überschuss 2019 bzw. aus Einsparungen sozu-

sagen in die Corona-Krisen-Bewältigung geflos-

sen. Insofern gibt es durchaus eine deutliche An-

strengung von dieser Seite her, die Kreditfinanzie-

rungen zu begrenzen. 

Klar ist natürlich auch, dass im weiteren Verlauf, 

mittelfristig, entsprechend zusätzliche weitere zu 

verstärkende Konsolidierungsanstrengungen zu 

unternehmen sein werden, um am Ende das aus-

zugleichen, was wir als Wohlstandsverlust, als 

Einnahmeverlust des Landes ertragen müssen. 

Aber jetzt, in der Krisensituation, in der wir uns 

befinden, sind die Maßnahmen, die die Landes-

regierung Ihnen vorschlägt, das, wovon wir den-

ken, dass wir Maß und Mitte gewahrt haben. 

Stichwort „Nebenhaushalte“: Ich glaube, es ist 

deutlich geworden, dass sich das gesamte Kon-

junktur- und Krisenbewältigungspaket in dem 

Zweiten Nachtragshaushaltsplanentwurf im Ein-

zelplan 13 und in dem entsprechenden Sonder-

vermögenskapitel konzentriert und strukturiert 

nach Einzelplänen wiederfindet. Ich habe Ihnen 

vorhin zur Struktur vorgetragen. Das Ganze ließ 

sich unter fünf Gesichtspunkten ganz gut, wie ich 

finde, zusammenfassen. Insofern kann ich den 

Vorwurf nicht nachvollziehen, dass das in einem 

Nebenhaushalt verschleiert würde. Im Gegenteil: 

Hier ist alles, was mit aktiven Maßnahmen zur 

Konjunktur- und Krisenbewältigung zusammen-

hängt, zusammengefasst. Die Notlagenkreditauf-

nahme ist dort vollständig abgebildet und wird 

dort vollständig zu verfolgen sein. 

Insofern ist das, wie ich finde, eher ein Gewinn an 

Transparenz als ein Verlust. 

Herr Grascha, wir parken auch nicht etwa Kredit-

ermächtigungen in der Größenordnung von 

1,4 Mrd. Euro. Die Kreditermächtigungen stehen 

im Nachtragshaushaltsgesetz 2020. Wir finanzie-

ren - ich habe zumindest versucht, das deutlich 

zu machen - die Steuermindereinnahmen nach 

der Steuerschätzung aus zwei Teilen, zum einen 

über die Konjunkturkomponente und zum ande-

ren über die Notlagenkomponente, wie darge-

stellt. Die 1 407 Mio. Euro, die über Notlagenkre-

dite finanziert sind, stellen eine Steuerminderein-

nahme des Jahres 2020 da. Da ist also keines-

wegs irgendetwas geparkt. 

Zur globalen Minderausgabe: In der Tat geht es 

um 120 Mio. Euro zusätzlich zu den insgesamt 

rund 120 Mio. Euro, die schon im Haushaltsplan 

für 2020 enthalten sind. Die 120 Mio. Euro, die 

bereits veranschlagt waren, sind ressortspezifisch 

verteilt und damit direkt in der Verantwortung der 

Ressorts. Die 120 Mio. Euro, um die es jetzt geht, 

sind im Einzelplan 13 verankert. Wir gehen davon 

aus, dass sich diese 120 Mio. Euro quasi als Bo-

densatz im weiteren Verfahren tatsächlich erge-

ben werden, und zwar insbesondere in den Per-

sonalausgabentiteln des gesamten Landeshaus-

halts. Wir werden das aber natürlich über das 

Jahr verfolgen. Wir haben jetzt Juni, und unterjäh-

rig kann man im Rahmen der Haushaltsführung 

für den Fall nachsteuern, dass sich eine Entwick-

lung ergeben sollte, die dazu führt, dass die glo-

bale Minderausgabe nicht erwirtschaftet werden 

kann. Ich gehe aber davon aus, dass sich das am 

Ende im Personalbereich ergeben wird und dass 

es keine Schwierigkeiten geben wird, die globale 

Minderausgabe zu erwirtschaften. 

Wir sehen natürlich davon ab, Bewirtschaftungs-

auflagen insbesondere bei den Investitionen aus-

zusprechen. Denn es ist ja gerade gewünscht, die 

Investitionstätigkeit eher anzuregen. Insofern 

würde man Investitionen nicht etwa sperren. 

Zur Konjunkturkomponente: Sie haben gefragt, 

wie viel sich ergäbe, wenn wir die Abschneide-

grenze nicht hätten. Diese Frage ist eindeutig zu 

beantworten. Ohne Abschneidegrenze hätten wir 

in diesem Jahr eine Konjunkturkomponente von 

knapp 3,4 Mrd. Euro. Die Abweichung zwischen 

der Steuerschätzung und dem, was im Haushalt 

veranschlagt ist, ist nach unserer niedersächsi-

schen Regelung grundsätzlich die Konjunktur-

komponente. Nur weil der Effekt jetzt so riesen-

groß ist, übersteigt dies die 5-%-Grenze, womit 

bei 1 427 Mio. Euro netto abgeschnitten wird. 

Abg. Peer Lilienthal (AfD): Auch von meiner Sei-

te herzlichen Dank für die Einbringung des Haus-

halts.  

Ganz kurz möchte ich noch etwas zum Verfahren 

sagen - darüber hatten wir mit dem Minister am 

Mittwoch bereits ausführlich besprochen. Sie ha-

ben erwähnt, dass es einen echten Benefit dar-

gestellt habe, dass der Minister hier bereits am 

Mittwoch unterrichtet hat. Damit das in der Ge-

schichtsschreibung richtig wiedergegeben wird, 
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wiederhole ich das, was ich schon am Mittwoch 

gesagt habe. Für uns wäre es zweckdienlich und 

ein echter Benefit, wenn wir länger Zeit hätten, 

um über den Nachtragshaushalt zu beraten. Jetzt 

stehen uns lediglich 14 Tage zur Verfügung, und 

das setzt jeden Abgeordneten und die Oppositi-

onsfraktionen ganz besonders unter Druck. Die 

Zeit ist schon ganz schön knapp, wenn man den 

Anspruch hat, schriftlich Gegenentwürfe vorzule-

gen. 

Ich möchte auch nicht versäumen, an dieser Stel-

le zu erwähnen, dass meine Fraktion erwartet, 

dass zumindest der Wirtschaftsausschuss und 

der Sozialausschuss mit der Mitberatung betraut 

werden. Bis jetzt ist eine Beratung neben dem 

Haushaltsausschuss lediglich im Rechtsaus-

schuss vorgesehen. Angesichts der Inhalte geht 

aber eine Beratung ohne die beiden anderen von 

mir erwähnten Ausschüsse nicht. 

Normalerweise nehmen wir die Steuerschätzung 

hier zur Kenntnis und hinterfragen sie nicht wei-

ter. Jetzt hat die Steuerschätzung auf den Haus-

halt eine doch immense Auswirkung. Von daher 

möchte ich Sie, Frau Wethkamp, bitten, nachzu-

zeichnen, von welchen wirtschaftlichen Rahmen-

bedingungen in den Jahren 2020 und 2021 diese 

Steuerschätzung ausgeht. Von welcher Wirt-

schaftsaktivität im Land sind die Steuerschätzun-

gen getragen? Es stellt ja durchaus einen Unter-

schied dar, ob man davon ausgeht, dass zum 

Herbst der normale Wirtschaftsbetrieb weitge-

hend, ohne Handelshemmnisse - auch die Mas-

kenpflicht ist ein Handelshemmnis -, wieder auf-

genommen werden kann, oder ob man glaubt, 

dass die Einschränkung der Wirtschaftsaktivitäten 

noch länger trägt. Die Erwägung einer zweiten 

Welle können wir hintanstellen. Das kann, so 

glaube ich, seriös noch niemand sagen. 

Im Gegensatz zu den üblichen Haushaltsbera-

tungen, bei denen wir inhaltlich politisch darüber 

streiten, ob Maßnahmen gewünscht oder sinnvoll 

für das Land sind, haben wir im Zusammenhang 

mit den jetzigen Beratungen zum Nachtragshaus-

halt nach meinem Dafürhalten so etwas wie eine 

weitere Tatbestandsvoraussetzung, die erfüllt 

sein muss. Dabei handelt es sich um die Bewälti-

gung der Pandemie. Das steht so ähnlich in der 

Verfassung. Ganz konkret steht das aber auch in 

dem von Ihnen vorgelegten Entwurf. So ist jede 

Titelgruppe mit „Bewältigung der Auswirkungen 

der Corona-Pandemie“ überschrieben. 

Ich nenne einmal ein Beispiel dafür, an welchen 

Stellen dies aus meiner Sicht auf Probleme trifft.  

Stichwort „E-Mobilität“: Meine Fraktion sieht die 

E-Mobilität kritisch. Wir glauben, dass es einen 

Wettbewerb der Systeme, der Antriebsstränge, 

der Energieträger geben müsste, und halten die 

politische Fokussierung auf die E-Mobilität an 

dieser Stelle für falsch. Damit stehen wir im Ge-

gensatz zu vielen anderen Fraktionen und auch 

vielen politischen Strömungen in diesem Land. 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass wir damit im Ge-

gensatz auch zu weiten Teilen der Bevölkerung 

stehen. Weite Teile der Bevölkerung wollen die E-

Mobilität, halten sie für wichtig und für einen 

gangbaren Weg für unser Land. Dies gilt auch für 

die Wirtschaft. Das äußert sich beispielsweise da-

rin, dass sich die Volkswagen AG im Rahmen ih-

rer neuen strategischen Ansätze sehr stark auf 

die E-Mobilität fokussiert hat. Darüber kann man 

politisch streiten. 

Was das aber mit der Bewältigung der Corona-

Pandemie zu tun hat, müssen uns die Landesre-

gierung und im Nachhinein möglicherweise auch 

jeder Abgeordnete für sich erklären. 

Von solchen Beispielen finde ich in diesem Haus-

halt eine ganze Menge. Man kann gerne politisch 

darüber streiten, ob energetische Sanierungen 

sinnvoll sind. Natürlich hat - über Bande - alles ir-

gendetwas mit dem Anschieben der Wirtschaft zu 

tun. Das ist keine Frage. Man findet dann aber 

schlechthin kein Gegenbeispiel mehr. 

Weitere Beispiele sind die CO2-freien Busse oder 

der Radwegebau. Dass eine Antwort darauf ge-

geben wird, warum das geeignet ist, die Pande-

mie zu bekämpfen und wir deshalb Schulden auf-

nehmen müssen, ist für mich heute, aber auch für 

die kommenden zwei Wochen der zentrale Punkt. 

Die globale Minderausgabe ist von meinem Vor-

redner bereits angesprochen worden. Dazu will 

ich nur noch Folgendes sagen: Ich glaube, dass 

die Anstrengungen größer sein müssen - das wird 

auch unser Vorschlag enthalten - als 120 Mio. Eu-

ro globale Minderausgabe. Ich glaube, hier kann 

man zielgerichteter sparen. Wenn man noch mal 

mit einem vernünftigen Blick das Haushaltsgesetz 

2020, das dem Haushalt zugrunde liegt, durch-

schaut, stellt man fest, dass man möglicherweise 

zielgerichteter sparen und auch mehr als 120 Mio. 

Euro erwirtschaften kann. Dazu werden wir uns 

schriftlich spätestens bis zum 15. Juli verhalten. 
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Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD): Vielen Dank, 

Frau Wethkamp, auch für die Hinweise zur Struk-

tur des Haushalts, nachdem der Minister den 

Ausschuss am Mittwoch sehr ausführlich und im 

Übrigen auch sehr früh informiert hat.  

Was das Inhaltliche angeht, so hat die Landesre-

gierung einen Zweiten Nachtragshaushalt 

„Corona“ präsentiert, der viele Punkte miteinander 

vereint. Zum einen hat Frau Wethkamp sehr aus-

führlich und sehr nachvollziehbar deutlich ge-

macht, welche gravierenden Auswirkungen die 

Steuermindereinnahmen allein schon in diesem 

Jahr auf den niedersächsischen Landeshaushalt 

haben. Sie hat auch sehr nachvollziehbar darge-

legt, wie diese Mindereinnahmen finanziert wer-

den sollen. 

Zum anderen sind in diesem Haushaltsplanent-

wurf aber auch Punkte enthalten, die das Land 

Niedersachsen schlicht und ergreifend infolge der 

Pandemie selbst als zusätzliche Kosten beglei-

chen muss. Aus der Liste des Sondervermögens 

könnte ich etliche Punkte nennen, z. B. die Be-

triebskosten für den Krisenstab oder aber auch 

die Situation in unseren Staatsbädern oder aber 

auch die Situation, die im Maßregelvollzug in Mo-

ringen und in den anderen Maßregelvollzugsein-

richtungen entsteht, wenn Patientinnen und Pati-

enten, die sich normalerweise im Freigang befin-

den, jetzt quarantänemäßig versorgt werden 

müssen. 

Ich könnte neben den Steuermindereinnahmen 

hier noch zig andere Punkte auflisten, die im 

Landeshaushalt zu deutlichen Mehrausgaben  

oder auch zu Mindereinnahmen führen, die natür-

lich in dem Zweiten Nachtragshaushalt dargestellt 

und bedient werden müssen. 

Ein dritter Punkt sind die vom Bund über die Kon-

junktur- und Steuerprogramme sowie Hilfepro-

gramme vorgegebenen zusätzlichen Ergänzun-

gen. Dabei geht es z. B. um die Krankenhausfi-

nanzierung. Würden wir das im Zweiten Nach-

tragshaushalt und entsprechend in dem Sonder-

vermögen nicht abbilden, könnten wir die ent-

sprechenden Mittel nicht abbilden. 

Denken Sie auch an die kommunale Seite! Wenn 

der Bund 50 % der Gewerbesteuerausfälle unse-

rer Kommunen trägt - die Länder haben sich dazu 

ebenfalls verpflichtet -, dann ist das natürlich hier 

im Haushalt abzubilden. Auch solche Punkte sind 

Gegenstand des Zweiten Nachtragshaushalts 

und selbstverständlich hier zu verankern. 

Außerdem gibt es noch eine weitere Komponen-

te. Ich nenne sie einmal „Konjunkturankurbe-

lungsaktivitäten“. Von der Opposition wird immer 

wieder gern gefragt, ob denn gerade jetzt Fahr-

zeuge für die Polizei finanziert werden müssen 

oder ob es notwendig ist, E-Ladesäulen oder 

Elektromobilität zu fördern. In Niedersachsen sind 

die Automobilindustrie und die Automobilzuliefer-

industrie ein großer Faktor. Natürlich müssen 

Ausschreibungen ergeben, von wem die Fahr-

zeuge kommen. Ich gehe davon aus, dass es ein 

breiter Mix unterschiedlicher Hersteller sein wird. 

Aber die Automobilzulieferer, die in Niedersach-

sen produzieren, die Zuliefererbranche - ganz 

häufig kleine mittelständische Unternehmen -, 

benötigen entsprechende Unterstützung und In-

vestitionstätigkeit des Staates. Von daher ist es 

richtig und nachvollziehbar, dass jetzt Polizeiau-

tos beschafft werden und dass wir, wenn wir Kon-

junkturprogramme fahren, mit Blick auf die Zu-

kunftsherausforderungen investieren. Und das ist 

nun einmal der Klimawandel, das sind energeti-

sche Sanierungen, das ist die CO2-Minimierung. 

E-Mobilität gehört genauso dazu wie auch andere 

Punkte. 

Aus diesen Gründen sind die Maßnahmen richtig 

und sehr abgewogen ausgewählt und gesetzt. 

Darzustellen, dass der Nachtragshaushalt viel zu 

umfangreich sei und es nur darum gehe, zusätzli-

che Kredite aufzunehmen, wird dem vorgelegten 

Zahlenwerk an keiner einzigen Stelle gerecht. 

Nun zu der Frage, warum die Kreditaufnahme so 

hoch sein muss. Ich bin auf Ihre Einsparvorschlä-

ge gespannt. Ich bin gespannt darauf, welche der 

von mir hier nur einzeln genannten Punkte Sie 

nicht darstellen wollen. Wollen Sie die Unterneh-

menshilfen streichen oder möglicherweise die 

EU-Finanzierung nicht sicherstellen, die über eine 

längere Zeit gewährleistet werden muss? Viel-

leicht wollen Sie die Staatsbäder nicht entspre-

chend ausstatten? Ich bin sehr gespannt auf Ihre 

Vorschläge, mit denen Sie ein Heruntersetzen der 

Kreditaufnahme umsetzen wollen. Mir fehlt, ehr-

lich gesagt, die Vorstellung dazu. Man kann nicht 

immer nur sagen: Wir finden das dem Grunde 

nach richtig, aber im Übrigen wollen wir das so 

nicht mittragen. - Vielmehr muss man dann auch 

konkret werden. Mit der Vorlage des Haushalts-

planentwurfs ist die Landesregierung sehr konkret 

geworden.  

Ich halte die Abwägung, welche Ausgaben mit 

dem Zweiten Nachtragshaushaltsplan getätigt 

werden sollen und wie die Einnahmesituation 
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dargestellt wird, für gut nachvollziehbar und für 

sehr abgewogen. 

Ich finde es gut und richtig, dass wir dies in der 

Zeit diskutieren, die wir uns dafür nehmen. Wir 

werden uns damit allein im Haushaltsausschuss 

in drei Sitzungen befassen und das diskutieren 

können. Ich hoffe, dass wir dann schnellst-

möglichst die entsprechenden Institutionen, Struk-

turen und auch Landeseinrichtungen mit dem 

Nachtragshaushalt unterstützen können. 

Abg. Ulf Thiele (CDU): Ich möchte an dieser Stel-

le ausdrücklich zum wiederholten Mal der Lan-

desregierung und insbesondere den Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeitern im Finanzministerium und 

in den anderen Ministerien - viele, die daran be-

teiligt waren, sind heute anwesend - für die Arbeit 

der vergangenen Wochen danken. Die Vorlage 

des Zweiten Nachtragshaushaltsplanentwurfs, 

aufbauend auf den Beschlüssen der Bundesre-

gierung und den kurzfristig zu erstellenden Be-

rechnungen bezüglich der steuerlichen sowie der 

Einnahmewirkungen, die Diskussion, sowie die 

Erarbeitung eines zur Bewältigung der inzwischen 

doppelten außerordentlichen Notlage geeigneten 

Vorschlages sind nicht trivial, sondern das war ein 

Kraftakt. Das ist uns allen klar. Dieser Kraftakt 

geht jetzt sozusagen auf das Parlament über, weil 

wir nun die Aufgabe haben, in einem sehr über-

schaubaren Zeitfenster - ich wiederhole mich an 

dieser Stelle; auch für das Parlament ist es eine 

außerordentlich schwierige Situation, die Bera-

tungen in so kurzer Zeit durchführen zu müssen - 

zu beraten und dies in einer Qualität zu tun, die 

insbesondere auch den Erfordernissen unserer 

Verfassung gerecht wird. 

Dafür zunächst einmal einen herzlichen Dank an 

die Regierung. Gleichzeitig habe ich die Bitte um 

Verständnis an alle an dem parlamentarischen 

Verfahren Beteiligten. 

Bezüglich des angesprochenen Zeitfensters 

möchte ich hier ausdrücklich noch mal deutlich 

machen, dass ich es für notwendig halte, dass wir 

die Beratungen in diesem engen zeitlichen Kor-

sett durchführen. Denn es geht nicht nur darum, 

eine formal hinreichende Möglichkeit für die Bera-

tung eines solchen Nachtragshaushaltes zu ge-

ben - das gewährleisten wir mit dem vorgeschla-

genen Verfahren -, sondern dieser Zweite Nach-

tragshaushalts hat im Wesentlichen das Ziel der 

Bewältigung der außerordentlichen Notlage.  

Um diesem Ziel gerecht zu werden, müssen wir 

der Landesregierung, der Exekutive, für den Voll-

zug des Nachtragshaushaltes und der verschie-

denen Maßnahmen - insbesondere gilt das für 

den Vollzug des Finanzierungsplans und für die 

Erarbeitung der dafür notwendigen Richtlinien - 

die notwendige Zeit geben, damit die Maßnah-

men schnellstmöglich greifen und Wirkung zeigen 

können. Das ist im Kern der Grund, warum wir 

das Verfahren so gewählt haben und aus meiner 

Sicht auch so wählen mussten. 

Was die verfassungsrechtlichen Fragen angeht, 

die aufgeworfen worden sind, so stehe ich sicher-

lich nicht im Verdacht, dass es mir in irgendeiner 

Form Freude machen würde, die Landesregie-

rung dabei zu unterstützen, Schulden zu machen. 

Im Gegenteil! Die Zielsetzung, die ich selber, die 

meine Kollegen, die meine Fraktion in dieser Le-

gislaturperiode immer wieder einvernehmlich mit 

dem Finanzminister erklärt haben, war, dafür zu 

sorgen, dass wir - sogar in erheblichem Maße - 

Altschulden tilgen können. 

Das ist in dieser außerordentlichen Notlage, die 

sich infolge der pandemischen Situation und des 

sich daraus ergebenden exogenen Schocks für 

die europäische, die deutsche und damit auch für 

die niedersächsische Volkswirtschaft ergibt, nicht 

mehr möglich.  

Jetzt haben wir zentral eine einzige Aufgabe, 

nämlich unsere Bevölkerung, unser Land vor den 

Wirkungen dieser Situation bestmöglich zu schüt-

zen. Das ist aber nicht möglich im Rahmen der 

bisher bestehenden haushalterischen Eckdaten. 

Das geht schon gar nicht vor dem Hintergrund der 

zu erwartenden massiven Einbrüche bei den 

Steuereinnahmen. 

Vor diesem Hintergrund halte ich es für geboten, 

dass der Niedersächsische Landtag ein weiteres 

Mal der Landesregierung die Kreditaufnahme 

nach Artikel 71 Abs. 4 ermöglicht; allerdings unter 

Einhaltung der notwendigen Begrenzungen. 

Diese sind erstens eine inhaltliche Kausalität zu 

der pandemischen Notlage und der sich daraus 

inzwischen ergebenden erheblichen ökonomi-

schen Notlage. Darauf komme ich gleich zurück. 

Zweitens geht es um eine zeitliche Begrenzung. 

Diese ist mit der in dem Vorschlag der Landesre-

gierung aufgeführten zeitlichen Begrenzung der 

Wirkung des Sondervermögens nach meinem Da-

fürhalten hinreichend gegeben. Das heißt: eine 
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Bindung der Mittel bis zum 31. Dezember 2021. 

Da nach allen Prognosen, die wir bislang kennen, 

die Notlage zumindest in ökonomischer Sicht 

über diesen Zeitraum deutlich hinauswirken wird, 

ist eine solche zeitliche Begrenzung eine hinrei-

chende Maßnahme, um die Kausalität auf der 

Zeitschiene zu begründen. 

Drittens müssen die Maßnahmen erforderlich 

sein. Vorgeschlagen wird, das bereits im letzten 

Plenarsitzungsabschnitt gebildete Sondervermö-

gen für diese Maßnahmen weiter zu nutzen. 

Ich möchte zunächst auf die von Herrn Grascha 

aufgeworfene Frage eingehen, ob die Bildung des 

Sondervermögens, im Nachhinein betrachtet, ei-

gentlich notwendig war. Das Argument, das er 

genannt hat, weshalb wir das gemacht haben, hat 

uns nicht geleitet.  

Wir haben die Bildung des Sondervermögens im 

letzten Plenarsitzungsabschnitt damit begründet, 

dass wir der Landesregierung ausreichend Si-

cherheit für den Fall geben wollten, dass wir aus-

reichend für den Fall Vorsorge treffen wollten, 

dass die im Einzelplan 13 eingestellten Mittel 

weitgehend gebunden sind - sie waren zu dem 

damaligen Zeitpunkt schon weitgehend gebun-

den - und es dann zu unerwarteten Veränderun-

gen kommen würde, was in einer pandemischen 

Lage ständig passieren kann, wie man momentan 

gerade mit Blick auf den Landkreis Gütersloh er-

kennen kann. Für diesen Fall galt es, ausreichend 

Vorsorge zu treffen, um nicht kurzfristig mit nur 

noch begrenzt möglichen überplanmäßigen Aus-

gaben arbeiten zu müssen und/oder durch einen 

sehr kurzfristigen Beschluss des Landtages, der 

nicht ordentlich hätte beraten können, zu ent-

sprechenden finanziellen Spielräumen zu kom-

men und damit die in der Notlage notwendigen 

Maßnahmen möglicherweise nicht ausreichend 

finanziell untermauern zu können. 

Dass wir die Mittel nach meiner Kenntnis bislang 

nicht gebraucht haben, stellt einen Vorteil dar, der 

uns jetzt zugutekommt. Die Begründung war aber 

nicht, dass man Zeitdruck habe und das Geld 

ganz dringend brauche, sondern die Begründung 

war, dass man Sicherheit für den Fall brauchte, 

dass es zu weiteren, bis dahin nicht kalkulierba-

ren, nicht prognostizierbaren, Ausgabenotwen-

digkeiten kommen könnte. 

Wir nutzen dieses Sondervermögen weiter. Es 

kann außerordentliche Notlagen geben, die der 

Gesetzgeber feststellt und für die völlig andere 

Instrumente benötigt werden. Beispielsweise im 

Fall einer regional und zeitlich begrenzten Flutka-

tastrophe kann man auf die Idee kommen, dass 

ein Sondervermögen vielleicht das falsche In-

strument ist. Bei einer Notlage, die offensichtlich 

über das Jahr hinaus greift, deren Wirkung so-

wohl in medizinischer als auch in ökonomischer 

Hinsicht offensichtlich noch weitgehend unbe-

kannt ist, gibt das Sondervermögen sowohl zeit-

lich als auch inhaltlich die notwendige Flexibilität, 

die wir - Exekutive und Legislative - gemeinsam 

brauchen, um die Notlage beherrschen zu kön-

nen.  

Aus diesen Gründen halte ich das Sondervermö-

gen in diesem Fall auch im Rahmen der verfas-

sungsrechtlichen Möglichkeiten für das geeignete 

Instrument, um die Notlage zu beherrschen. 

Mir ist völlig klar, dass es insbesondere mit Blick 

auf die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Linde-

rung - so muss man in diesem Fall sagen - der 

Wirkung der inzwischen eingetretenen ökonomi-

schen Notlage einfach ist, einzelne Maßnahmen 

herauszugreifen und die These aufzustellen, dass 

zwischen der Krise und diesen Maßnahmen kein 

kausaler Zusammenhang bestehen könne.  

Herr Lilienthal, Sie haben in der letzten Sitzung 

gesagt, dass es Ihnen mit Blick auf diese Liste 

nicht gelungen sei, auch nur eine einzige Maß-

nahme zu finden, bei der es nicht zumindest im 

weiteren Sinne einen solchen kausalen Zusam-

menhang geben könnte. 

Das ist in Wahrheit der Punkt, um den es hier 

geht. Denn die Summe der Maßnahmen ist ein 

entscheidender Faktor, um die ökonomische Not-

lage zu beherrschen, die alle ökonomischen Be-

reiche - einige mehr und andere weniger - betrifft. 

Frau Wethkamp hat das „exogenen Schock“ ge-

nannt. Bei einem solch massiven Schock der 

Ökonomie, wie wir ihn wohl seit dem Zweiten 

Weltkrieg nicht erlebt haben, kann man sich nicht 

einzelne Branchen für Maßnahmen herausgrei-

fen. Vielmehr muss man zunächst einmal die ge-

samte ökonomische Struktur des Landes mit ih-

ren Schwerpunkten im Blick haben. 

Ich denke, dass es mit Blick auf den von Ihnen 

genannten Punkt unstrittig ist, dass insbesondere 

der Mobilitätssektor, die Automobilwirtschaft - und 

zwar nicht nur die Produktions- und Zulieferbe-

triebe, sondern auch die Absatzseite; alle drei Be-

reiche muss man gemeinsam betrachten -, eine 

wesentliche Säule der niedersächsischen Öko-
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nomie ist. Dass ein Land wie Niedersachsen, das 

ökonomisch so deutlich von der Automobilwirt-

schaft, von der Mobilitätswirtschaft abhängig ist, 

hier im Verhältnis zu dem, was der Bund für alle 

Bundesländer macht, einen zusätzlichen Schwer-

punkt setzen muss, ist der Hintergrund für alle mit 

Mobilität verbundenen Maßnahmen, die im Fi-

nanzierungsplan aufgeführt sind. 

Wir halten es für einen klugen Vorschlag, die 

Maßnahmen, die getätigt werden, insbesondere 

so auszurichten, dass sie in die Zukunft wirken, 

dass man also einen Benefit daraus erreichen 

kann, dass also die Maßnahmen, die ergriffen 

werden, gleichzeitig für die Modernisierung der 

Strukturen genutzt werden können und nicht nur 

für deren Erhalt. Das gilt insbesondere dann, 

wenn man weiß, dass sich ein Sektor wie der 

Mobilitätssektor ohnehin gerade in einem massi-

ven Umbau befindet. Dann wäre es ein Fehler, im 

Wesentlichen in die bestehenden alten Strukturen 

zu investieren. Klüger ist es, die Mittel, wenn man 

sie schon zur Stabilisierung einsetzen muss, da-

für zu nutzen, insbesondere in die Strukturen zu 

investieren, die sich ohnehin gerade im Aufbau 

befinden, also nach vorne gerichtet. 

Der zweite Punkt hinsichtlich der inhaltlichen Be-

urteilung der Kausalität, den zu betonen mir wich-

tig ist - wir haben das beim letzten Mal schon kurz 

andiskutiert -, betrifft die Frage, ob wir in einer 

solchen Situation kreditfinanzieren dürfen.  

In dieser Situation und angesichts der von der 

Landesregierung vorgelegten Zahlen kann man 

nur zu dem Schluss kommen, dass der Einbruch 

der Steuereinnahmen für den Fall, dass wir ihn 

nicht ausgleichen würden, eine auch strukturell 

nicht mehr beherrschbare Wirkung für die Lan-

desregierung hätte. Das bedeutet, die Leistungs-

fähigkeit der Exekutive des Landes Niedersach-

sen wäre gefährdet - und damit die Fähigkeit des 

Landes, diese außerordentliche Notlage zu ma-

nagen bzw. zu beherrschen. Das muss verhindert 

werden.  

Es kann nicht logisch und es kann nicht Wille des 

Gesetzgebers sein, auf der einen Seite die Lan-

desregierung in die Lage zu versetzen, mit kredit-

finanzierten Notmaßnahmen die Wirtschaft und 

die Gesundheit der Bevölkerung zu schützen, 

während auf der anderen Seite durch einen 

Nichtausgleich der wegbrechenden Einnahmen 

eine Situation entsteht, in der die Exekutive dazu 

nicht mehr in der Lage ist oder an anderer Stelle 

in den Haushalt, beispielsweise bei Investitionen, 

eingreifen muss, sodass die im Investitionsplan 

dargestellten Maßnahmen konterkariert würden.  

Aus diesem Grund halten wir es in dieser Situati-

on für angemessen und für richtig, die Einnahme-

ausfälle - und zwar oberhalb der Konjunkturkom-

ponente - auszugleichen und dies mit der Verfas-

sung in Deckung zu bringen. 

Damit habe ich im Wesentlichen das nach Mei-

nung der CDU-Fraktion Wichtige zur prärogativen 

Einschätzung der Verfassungslage aus der Sicht 

des Parlaments gesagt. 

Ich bin der Auffassung, dass in Summe die im Fi-

nanzierungsplan dargestellten Maßnahmen ge-

eignet sind, sowohl die pandemische Notlage als 

auch die ökonomische Notlage angemessen zu 

mindern, und gleichzeitig die Finanzierung so er-

folgt, dass dies mit der Verfassung, insbesondere 

mit Artikel 71 Abs. 4, in Deckung ist. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Ich möchte einige 

grundsätzliche Anmerkungen machen, weil ich 

glaube, dass dies auch vor dem Hintergrund der 

Tatsache wichtig ist, dass wir nicht genau wissen, 

wie lange diese Krise dauern wird. 

Wer sich die Übersicht anschaut, die in der Sit-

zung am Mittwoch verteilt wurde, stellt fest, dass 

5 Mrd. Euro aufgewendet werden, um Steueraus-

fälle zu kompensieren - 4 Mrd. Euro beim Land 

und 1 Mrd. Euro bei den Kommunen. Etwa 

630 Mio. Euro sind eingeplant, um unser Ge-

sundheitswesen fit zu halten, um Material wie 

Schutzkleidung zu beschaffen oder auch um Li-

quiditätshilfe für Krankenhäuser oder andere Din-

ge, die eingeplant sind, zu leisten, wobei, wie ich 

glaube, sogar Intensivbettenmodule vorgehalten 

werden müssen oder deren Zahl erhöht werden 

muss, weil sich dies als notwendig erwiesen hat. 

2,6 Mrd. Euro bleiben für „Wirtschaft“ und „sonsti-

ge Corona-Hilfen“, insbesondere für den sozialen 

Bereich, den kulturellen Bereich und auch den 

Bildungsbereich. 

Um im Bild einer Krankheit zu bleiben - wir haben 

es im Moment mit einer Pandemie zu tun -: Es 

kommt darauf an, die Selbstheilungskräfte im 

Blick zu haben, die richtige Medizin zu wählen 

und die richtige Medizin in der richtigen Dosierung 

zu geben. Erschwerend kommt hinzu, dass wir es 

mit einer Situation zu tun haben, in der wir für die 

eigentliche Krankheit noch gar keine Medikamen-

te haben. Das heißt, es muss sogar noch in For-
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schung investiert werden, um ein adäquates Me-

dikament zu bekommen. 

In seinem Gastbeitrag im Handelsblatt vom ver-

gangenen Mittwoch hat der Finanzminister ausge-

führt, er glaube nicht, dass es sinnvoll sei, etwas 

auf der Nachfrageseite zu tun, um diese Krise zu 

bewältigen. 

Wenn man sich die Steuerausfälle, die wir zu ver-

zeichnen haben, vor Augen führt, stellt man fest, 

dass erhebliche Steuerausfälle durch die Nach-

frageseite bedingt sind. Die Bundesregierung hat 

gemeinsam mit den sie tragenden Fraktionen und 

auch in Abstimmung mit den Ländern entschie-

den, dass deswegen etwas im Bereich der Um-

satzsteuer getan werden soll. Vermutlich hat man 

sich überlegt, dass eine Stärkung der Binnen-

nachfrage dazu beitragen kann, die Krise abzu-

mildern. 

Klassischerweise hängt unsere Wirtschaft sehr 

stark vom Exportgeschäft ab. Dieses ist massiv 

eingebrochen. Es ist zu befürchten, dass dies in 

vielen Branchen weiterhin der Fall sein wird. 

Der Minister sprach von den Faktorpreisen. Er 

sprach davon, dass er dazu beitragen will, die Un-

ternehmen hier zu entlasten. Das sind Punkte, bei 

denen sich die Frage stellt, ob das, was jetzt hier 

eingeplant ist, geeignet ist, all diese Dinge tat-

sächlich in das richtige Lot zu bringen, und ob wir 

davon ausgehen können, dass uns dieser Nach-

tragshaushaltsplan und der sich anschließende 

normale Haushaltsplan wieder auf die Spur brin-

gen. 

Einige Indizien lassen mich daran zweifeln. Die 

Anmerkungen, die zur Autoindustrie kamen, wa-

ren interessant. Insgesamt ist das Gebaren der 

großen Aktiengesellschaften sehr interessant.  

Wenn sich Aktionäre der Lufthansa darüber be-

schweren, dass der Staat ihnen hilft, gleichzeitig 

aber nicht bereit sind, die notwendigen Kapitaler-

höhungen vorzunehmen, ist dies schon sehr 

merkwürdig. 

Der VW-Konzern nimmt Hilfen des Staates in An-

spruch. Denn Kurzarbeitergeld ist doch wohl eine 

Hilfe des Staates. Gleichzeitig will er aber seinen 

Aktionären eine Dividende von 3 Mrd. Euro zah-

len. Vor diesem Hintergrund fragt man sich, ob 

die Not wirklich so groß ist oder ob sie nicht so 

groß ist. 

Wir brauchen auch eine Einschätzung der Lage 

unserer Beteiligungsgesellschaften. Wir müssen 

wissen, ob es der Messe AG gut geht oder ob es 

ihr schlecht geht, ob es VW gut oder nicht gut 

geht. 

Im Zusammenhang mit den Werften ist die Lan-

desregierung - so sage ich einmal - so dreist, eine 

Anfrage zu der wirtschaftlichen Lage in dieser Si-

tuation schlicht und einfach nicht zu beantworten. 

Der Finanzminister sitzt im Verwaltungsrat der 

KfW und meint, er könne sich darauf zurückzie-

hen, dass er hier nicht verpflichtet sei, zu antwor-

ten.  

In einer Situation, in der gleichzeitig über solche 

Summen entschieden werden muss, in der wir vor 

den Bürgerinnen und Bürgern erklären müssen: 

„Diese Medizin ist die richtige, und diese Medizin 

wird in der richtigen Dosierung verabreicht“, müs-

sen wir aber auch wissen, wie sich die Lage dar-

stellt. Dann will ich nicht hinterher überrascht 

werden und erklären müssen: Das habe ich nicht 

gewusst. Dass dieses Unternehmen plötzlich plei-

tegeht, haben wir nicht geahnt. - Alle Beteiligten 

sähen nicht gut aus, wenn sie in eine solche Situ-

ation kämen. 

Deswegen wäre es auch bedauerlich, wenn die 

Fachausschüsse des Landtages nicht mitberaten 

könnten. Manches können sie besser einschät-

zen als wir hier, weil sie noch tiefer mit der Mate-

rie vertraut sind und noch besser fachlich ein-

schätzen können, was etwa im Gesundheitsbe-

reich notwendig ist oder ob die Wirtschaftshilfen 

tatsächlich ankommen. 

Ich habe viele Gespräche mit Unternehmerinnen 

und Unternehmern geführt. Aber ich habe natür-

lich nicht alle Branchen im Blick. Deshalb wäre 

eine Anhörung hilfreich, um zu sehen, ob die Hil-

fen zielgenau ankommen, ob sie in der richtigen 

Dosierung ankommen und ob für sie das richtige 

Instrument - Zuschuss, Billigkeitsleistung oder 

Kredit - gewählt wird und ob wir am Ende auch 

die richtigen Branchen fördern, also etwa Bran-

chen, die Schwierigkeiten haben, sich sozusagen 

bei Dritten Unterstützung zu holen. Das sind ent-

scheidende Fragen. Das werden wir jetzt in sehr 

kurzer Frist beraten müssen.  

Ich hoffe, dass wir am Ende zu Entscheidungen 

kommen, mit denen die schwierigsten Dinge, die 

in nächster Zeit auf uns zukommen, abgewendet 

werden können.  
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Bevor wir auf die einzelnen Bereiche eingehen, 

würde mich interessieren, wie die Landesregie-

rung die weitere Entwicklung der Wirtschaft ein-

schätzt. Wir befinden uns mit dem Konjunkturpro-

gramm eher an der unteren Kante dessen, was 

andere Bundesländer machen. Etwa Bayern oder 

NRW sind mit ganz anderen Größenordnungen 

unterwegs.  

Wenn ich mir die Diskussion vom letzten Mittwoch 

und das Defizit vor Augen führe, das der Landes-

rechnungshof im Zusammenhang mit der Finan-

zierung unserer Hochschulkliniken und der Aus-

bildung unserer Ärztinnen und Ärzte markiert hat, 

dann bleibt für mich nach wie vor ein Delta, das 

Sie nicht erklären können, Frau Wethkamp. Die 

Landesregierung will uns hier aber am 8. Juli ei-

nen Maßnahmenfinanzierungsplan vorlegen. Das 

hat zumindest der Wissenschaftsminister am ver-

gangenen Mittwoch erklärt. Ich wüsste schon 

gerne, ob dieser Maßnahmenfinanzierungsplan 

durchfinanziert und belastbar ist. Auch das müs-

sen wir wissen, wenn wir in der übernächsten 

Woche über den Haushalt entscheiden.  

Spannend wäre es auch, zu wissen, ob der Minis-

terpräsident nach seiner Haushaltsklausur an die 

Öffentlichkeit treten und uns darüber informieren 

wird, welche Annahmen er für den Haushalt 2021 

getroffen hat. Auch das wirkt doch in diese Debat-

te hinein. Diese Debatten kann man doch nicht 

nebeneinander führen. Es kann auch nicht sein, 

dass diese Debatte nur mit den Regierungsfrakti-

onen geführt wird. Die Informationen, die Grund-

lage für die Aufstellung des Haushaltsplanent-

wurfs 2021 sind, sollten wir kennen, wenn wir 

über den Nachtragshaushalt 2020 entscheiden. 

Insofern wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie uns 

noch einige Informationen an die Hand geben 

würden. 

Insbesondere interessiert mich aber auch die Si-

tuation hinsichtlich der aktiven Bekämpfung der 

Pandemie, und zwar insbesondere was den 

Krankenhausbereich angeht, was die Vorhaltung 

von Kapazitäten im intensivmedizinischen Bereich 

betrifft. Wie ich gehört habe, ist nicht alles das, 

was von den Fachbereichen angemeldet worden 

ist, um für den Fall einer zweiten Welle hand-

lungsfähig zu sein, tatsächlich im Haushaltsplan 

verankert worden. Auch dazu hätte ich gern noch 

einige Ausführungen. 

Abg. Ulf Thiele (CDU): Herr Wenzel, es ist nicht 

sonderlich überraschend, dass Sie im Zusam-

menhang mit einem zweiten Nachtragshaushalt, 

der sich auf eine außerordentliche Notlage be-

zieht, und einem Sondervermögen, das in seiner 

Belegung zeitlich auf das Jahr 2020 und das Jahr 

2021 begrenzt ist, versuchen, eine Brücke zu 

dem Thema zu schlagen, das Sie vor Ort in Göt-

tingen rauf und runter thematisieren, nämlich zur 

Universitätsmedizin Göttingen. Das ist nicht über-

raschend, aber auch nicht statthaft. 

Mit dem Beschluss über den Haushalt 2020 ha-

ben wir eine Verpflichtungsermächtigung in den 

Haushaltsplan aufgenommen, womit wir - inklusi-

ve des Bestandes des Sondervermögens - zu ei-

nem finanziellen Gesamtvolumen, das durch die 

Landesregierung beplanbar und belegbar ist, von 

2,1 Mrd. Euro kommen. 

Die letzte Landesregierung hat mit der Einrich-

tung des Sondervermögens ausdrücklich eine 

sukzessive Finanzierung der Projekte beschlos-

sen. Ich glaube, Sie waren dabei. Vor diesem 

Hintergrund jetzt die Forderung zu stellen, dass 

im Vorgriff, bevor eine konkretisierte Planung vor-

gelegt werden kann, bei einer von Ihnen ur-

sprünglich mitfavorisierten modularen Bauweise 

eine vollumfängliche Finanzierung - bei allen Un-

wägbarkeiten - dargestellt werden muss, ist - mit 

Verlaub - politisch fragwürdig. Das ist aus Ihrer 

heutigen Rolle heraus vielleicht verständlich, aber 

aus der Genese des Projektes heraus wiederum 

nicht, weil Sie sich mit dem von Ihnen mitgetra-

genen Vorschlag zur Einrichtung des Sonderver-

mögens auch bezüglich der Ausgestaltung an-

ders positioniert hatten und Ihnen völlig klar sein 

muss, dass die Finanzierung sukzessive über den 

gesamten Zeitraum stattfindet und im Zweifel, 

wenn notwendig, durch weitere Verpflichtungser-

mächtigungen ermöglicht werden kann. 

Wir haben jetzt 2,1 Mrd. Euro an zu belegenden 

Mitteln im Haushalt stehen - im Sondervermögen 

und durch Verpflichtungsermächtigungen. Allen 

Beteiligten ist klar, dass es sich dabei um ein Fi-

nanzvolumen handelt, das für beide Standorte die 

finanzielle Grundlage für die notwendigen Pla-

nungen schafft. Ich finde es deshalb schwierig, 

dass Sie im Zusammenhang mit dem Corona-

Pandemiegeschehen und angesichts des be-

grenzten Zeitfaktors, über den wir hier reden, ei-

nen solchen Zusammenhang herstellen. 

MDgt’in Wethkamp (MF): Ich versuche, die Fra-

gen so weit zu beantworten, wie mir dies möglich 

ist. Danach würde ich Herrn Wohlatz bitten, auf 

die Frage von Herrn Lilienthal nach der Steuer-
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schätzung, nach den Annahmen, nach den Prog-

nosen usw. einzugehen. 

Ich beginne mit der Frage, ob es sich bei dem, 

was wir hier vorlegen, um ein Nachfrage- oder 

Angebotspaket handelt, ob es überhaupt ein 

Nachfragepaket sein darf und was der Minister 

dazu gesagt hat. 

Hierzu nur ganz kurz: Herr Minister Hilbers hat 

sich mehrfach in dem Sinne geäußert, dass wir es 

in der gegenwärtigen Situation sowohl mit einem 

Nachfrage- als auch mit einem Angebotsproblem 

zu tun haben. So hat er sich gegenüber der Pres-

se geäußert, und auch am letzten Mittwoch hat er 

sich hier wohl so geäußert.  

Es ist ganz offensichtlich, dass man in der jetzi-

gen Krisensituation mit den komplexen, nahezu 

alle Wirtschaftsbereiche, alle Bürgerinnen und 

Bürger betreffenden Einschränkungen Auswir-

kungen auf der Angebotsseite und auf der Nach-

frageseite hat. Insofern ist es völlig richtig, Maß-

nahmen zu ergreifen, die auf der Nachfrageseite 

wirken und die dann auch entsprechende ange-

botsseitige Effekte haben, wenn es um die wett-

bewerbsfähige, nachhaltige Sicherung von Wirt-

schaftsstrukturen in Niedersachsen und in 

Deutschland geht. 

Insofern ist es nicht sinnvoll, sich nur einer Seite 

zuzuwenden. Wenn man auf beiden Seiten Prob-

leme erkennt, muss man vielmehr auf der Nach-

frageseite und auf der Angebotsseite Wirkung er-

zielen. 

Die Maßnahmen der Bundesregierung, die von 

den Ländern mitgetragen werden, sind so ausge-

staltet, dass sie sowohl Nachfrage- als auch An-

gebotseffekte haben. Insofern besteht hier, wie 

ich finde, kein Widerspruch. 

Sie haben nach der Größe des Programms ge-

fragt und gesagt, Niedersachsen sei eher zurück-

haltend und das Programm müsste vielleicht ei-

gentlich sogar ein bisschen größer sein. Ich habe 

vorhin in der Debatte das gegenteilige Argument 

gehört und habe dazu ausgeführt, dass wir Ihnen 

einen Vorschlag unterbreiten, der nach unserer 

Meinung Maß und Mitte hält. Dass das so ist, be-

weist die Debatte an dieser Stelle eindrucksvoll. 

Wir legen Ihnen einen punktuellen Nachtrag vor. 

Der Entwurf eines Zweiten Nachtragshaushalts 

fast alles zusammen, was in Sachen Corona als 

Konjunktur- und Krisenpaket von uns auf den 

Weg gebracht wird. Insofern ist klar, dass das - 

genau wie das Programm der Bundesregierung - 

ein breit angelegtes Programm ist, das sich über 

alle Wirtschaftsbereiche erstrecken muss und 

auch erstreckt. Insofern stellt es keine Überra-

schung dar, dass das Programm sowohl steuerli-

che Teile als auch ausgabenseitige Teile enthält. 

Wir orientieren uns dabei an dem, was die Bun-

desregierung mit ihrem großen Paket auf den 

Weg gebracht hat, was einerseits niedersächsi-

scher Kofinanzierung, aber andererseits auch der 

Ergänzung bedarf. 

In den Einzelberatungen wird sich erweisen, wel-

che Aspekte hier zum Zuge kommen. 

Bevor Herr Wohlatz im Einzelnen zu den Wirt-

schaftsprognosen durch die Bundesregierung 

ausführen wird, die unseren Planungen zugrunde 

liegen, möchte ich, Herr Wenzel, schlicht und er-

greifend darauf hinweisen, dass wir nicht wissen, 

ob sich die Prognose, die wir unseren Planungen 

zugrunde gelegt haben, am Ende in der Wirklich-

keit 1 : 1 wiederfinden wird, wenn das Jahr 2020 

oder auch das Jahr 2021 zu Ende ist. Das ist so-

gar gar nicht zu erwarten. Aber das ist die beste 

Prognose, die jetzt vorgenommen werden kann. 

Es ist die Prognose der Bundesregierung, die, 

den üblichen Usancen und Verfahren entspre-

chend, Grundlage einer Steuerschätzung ist. Wir 

nehmen diese Prognose und legen sie unseren 

Haushaltsplanungen und Finanzplanungen zu-

grunde. Das werden wir im Übrigen auch für den 

Haushaltsplanentwurf 2021 und für die Mipla bis 

2024 tun. Wir werden natürlich die aktuellste 

Prognose der Bundesregierung, was die Ge-

samtwirtschaft angeht, und die Prognose des Ar-

beitskreises Steuerschätzung unseren Planungen 

zugrunde legen. Was denn sonst? Es gibt derzeit 

nichts Besseres. Das heißt ja nicht, dass es im 

weiteren Verlauf des Jahres keine neuen Progno-

sen geben wird. Die Bundesregierung hat ange-

kündigt, dass es im September eine neue ge-

samtwirtschaftliche Prognose geben wird. Wenn 

sich daraus Anpassungsnotwendigkeiten erge-

ben, wird man darauf reagieren müssen. Aber na-

türlich kann man derzeit sozusagen nur die Dinge 

verarbeiten, die tatsächlich erkennbar sind. 

Ich möchte nun Herrn Wohlatz bitten, zu der 

Prognose der Bundesregierung, die wir zugrunde 

gelegt haben, im Einzelnen Stellung zu nehmen. 

RD Wohlatz (MF): Wie Frau Wethkamp bereits 

eingangs gesagt hat, basiert die Mai-Steu-

erschätzung dieses Jahres, wie üblich, auf der 

sogenannten Frühjahrsprojektion der Bundesre-
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gierung, die im April dieses Jahres erfolgte. In 

dieser Frühjahrsprojektion geht die Bundesregie-

rung davon aus, dass die Wirtschaftsleistung im 

Jahr 2020 real um 6,3 % abnimmt und im Jahr 

2021 als Aufholeffekt wieder um 5,2 % zunehmen 

wird. Es ist davon ausgegangen worden, dass wir 

ab dem dritten Quartal dieses Jahres wieder posi-

tive Wachstumsraten pro Quartal haben werden. 

Der Annahme liegt zugrunde - das hat die Bun-

desregierung auch so formuliert -, dass es ab Mai 

zu graduellen Lockerungen der Maßnahmen 

kommt - das haben wir ja auch wahrgenommen - 

und im Zuge dessen die wirtschaftliche Aktivität 

wieder zunehmen wird.  

Die Bundesregierung geht gleichwohl davon aus, 

dass für den Erholungspfad - so möchte ich das 

einmal nennen - längere Zeit benötigt wird. Es 

wird angenommen, dass vermutlich im zweiten 

Halbjahr 2022 die wirtschaftliche Aktivität wieder 

erreicht wird, die wir vor der Krise hatten. Das 

sind derzeit die wesentlichen Annahmen. Dabei 

geht es auch um Einschätzungen, bei denen ab-

gewartet werden muss, ob sie sich, was die pan-

demische Entwicklung angeht, bewahrheiten. 

Aber das ist das realistischste Szenario, von dem 

die Bundesregierung im Moment ausgeht. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Zu der konjunk-

turellen Wirkung der Maßnahmen, auf die insbe-

sondere die Kollegin Heiligenstadt eingegangen 

ist, interessiert mich, von welcher Erwartungshal-

tung die Landesregierung in diesem Zusammen-

hang eigentlich ausgeht. Von welcher konjunktu-

rellen Wirkung dieses Pakets jenseits der Dinge, 

die finanziert werden müssen - als Stichworte 

sind die Anschaffung von Polizeiautos und die 

120 Mio. Euro für Investitionen an den Hochschu-

len genannt worden - geht die Landesregierung 

aus?  

Ich habe mir dazu zwei Zahlen herausgesucht. Es 

scheint sich um eine doch relativ übersichtliche 

Wirkung zu handeln. Wir haben in Niedersachsen 

pro Jahr ein Bauleistungsvolumen von über 

10 Mrd. Euro. Vor diesem Hintergrund bedeuten 

120 Mio. Euro möglicherweise nicht den großen 

konjunkturellen Effekt.  

Allein der Volkswagen-Konzern hat im vergange-

nen Jahr weltweit 11 Mio. Euros verkauft. Von 

daher können 750 Polizeiautos - sprich: 0,006 % - 

auch nicht den großen konjunkturellen Effekt be-

deuten. 

Von daher stelle ich mir die Frage, welche kon-

junkturelle Wirkung sich die Landesregierung von 

den Maßnahmen erwartet, die dargestellt worden 

sind. 

MDgt’in Wethkamp (MF): Herr Grascha, zu den 

Wirkungen des niedersächsischen Pakets möchte 

ich schlicht und ergreifend sagen: Ja, wir erwar-

ten positive Wirkungen des niedersächsischen 

Pakets. - Sie werden mir aber sicherlich recht ge-

ben, dass, da es sich nicht nur um eine nieder-

sächsische, nicht nur um eine deutsche, nicht nur 

um eine europäische, sondern um eine weltweite 

Krise handelt, die Effekte, die wir mit eigenen Mit-

teln erreichen können, um die wirtschaftliche Akti-

vität in Deutschland und darüber hinaus in Gang 

zu setzen, begrenzt sein werden. Insofern wird 

man auf die Summe aller Pakete und das Zu-

sammenwirken aller Pakete schauen müssen, 

wenn man die Wirkung ableiten will. 

Dass wir unseren Beitrag dazu leisten, ist, so 

glaube ich, ganz klar. Sie haben z. B. die Bau-

wirtschaft angesprochen. 120 Mio. Euro für die 

energetische Sanierung in den Hochschulen - das 

ist ja nur ein Aspekt. Energetische Sanierung ist 

etwas, was man, so hoffe ich, etwas schneller an 

den Start bringen kann als ganz neue Baumaß-

nahmen. Aber insgesamt geht es, was die Bau-

wirtschaft betrifft, darum, dass, wenn man die Un-

ternehmen in Niedersachsen mit Liquiditätshilfen 

und mit anderen Fördermaßnahmen unterstützt, 

auch darum - das muss man auch im Hinterkopf 

haben -, die Baumaßnahmen, die ohnehin ge-

plant sind, weniger beeinträchtigt werden, als das 

sonst der Fall wäre. Die Unternehmen, die unter 

der Krise leiden, haben im Zweifel eigene Baupro-

jekte, die sie anderenfalls infrage stellen müssten. 

Das Gleiche gilt für die Hilfestellungen für den - 

so sage ich mal - normalen Bürger, der sich infol-

ge von Nachfragemaßnahmen in der Krisensitua-

tion sicherer und zuversichtlicher bewegen kann, 

als er dies etwa ohne Kurzarbeitergeld und ande-

re Unterstützungsmaßnahmen tun könnte. 

Insofern greifen die Dinge immer ineinander. Alles 

hängt mit allem zusammen. 

Bevor ich Herrn Wohlatz bitte, auf die Frage ein-

zugehen, was man sich insgesamt von diesen in-

einandergreifenden Paketen erwartet - nur so ist 

die Frage zu beantworten; sie ist nicht allein für 

Niedersachsen zu beantworten -, möchte ich ei-

nen weiteren Aspekt nennen. 
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Es geht nicht nur um die Konjunktur, sondern es 

geht sozusagen auch um gewisse strukturelle 

Wirkungen, nämlich darum, den Versuch zu un-

ternehmen, mit diesen Stützungsmaßnahmen zu 

vermeiden, dass die Wirtschaftsstrukturen in Nie-

dersachsen zu sehr beeinträchtigt werden, also 

dafür zu sorgen, dass sie an weniger Stellen so 

notleidend werden, dass sie vom Markt gehen, 

sondern nachhaltig wettbewerbsfähig bleiben. 

Auch dieser Aspekt ist sowohl im Bundespaket 

als auch in unserem Paket enthalten und soll, mit 

der konjunkturellen Antriebsfähigkeit kombiniert, 

zu einem Nutzen führen. 

RD Wohlatz (MF): Es gibt ein aktuelles Gutach-

ten des Sachverständigenrates zur Begutachtung 

der wirtschaftlichen Entwicklung von Anfang die-

ser Woche. Der Sachverständigenrat hat eine 

neue Prognose herausgegeben. Dabei hat er die 

erwarteten Wirkungen aus dem Bundeskonjunk-

turprogramm mitberücksichtigt. Der Sachverstän-

digenrat geht davon aus, dass durch das Bun-

deskonjunkturpaket in Deutschland eine um einen 

Prozentpunkt geringere Schrumpfung des BIP 

stattfindet. 

 

Verfahrensfragen 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich stelle den An-

trag, eine Mitberatung in allen Ausschüssen 

durchzuführen, weil, wie wir im Finanzierungsplan 

sehen, alle Ministerien betroffen sind. Daraus 

ergibt sich meines Erachtens die Notwendigkeit, 

dass alle Ausschüsse mitberaten.  

Selbst wenn man den 15. Juli für ein Sonder-

plenum zur Verabschiedung des Nachtragshaus-

halts halten will - diesen Termin nehme ich jetzt 

mal als gesetzt; aus meiner Sicht könnte die ab-

schließende Beratung im Plenum aber auch zwei 

Wochen später erfolgen -, haben wir immer noch 

zwei Wochen Zeit, um entsprechende Sitzungen 

in den Fachausschüssen durchzuführen. Das wä-

re kein Problem. Aus unserer Sicht müsste jeder 

Ausschuss die Möglichkeit haben, über die Maß-

nahmen, die das Ministerium betreffen, für die der 

jeweilige Ausschuss zuständig ist, zu beraten. 

Deshalb sollten wir alle Ausschüsse um Mitbera-

tung bitten. 

In der letzten Sitzung wurde der Vorschlag ge-

macht - das war zumindest ein Minientgegen-

kommen -, den Innenausschuss mit für die Sit-

zung am kommenden Freitag einzuladen, in der 

die kommunalen Spitzenverbände angehört wer-

den. Ich halte das für machbar. In dem Zusam-

menhang ist aber auch - vielleicht kann das noch 

einmal erläutert werden - der Wirtschaftsaus-

schuss genannt worden. Warum sich unsere 

Wirtschaftspolitiker die Ausführungen der kom-

munalen Spitzenverbände anhören sollen, er-

schließt sich mir noch nicht ganz. Die Wirt-

schaftspolitiker müssten sich z. B. eher mit den 

Kammern unterhalten. Sie müssten sich eher mit 

den Unternehmerverbänden unterhalten, aber 

weniger mit den kommunalen Spitzenverbänden.  

Abg. Ulf Thiele (CDU): Herr Grascha, Sie wissen, 

dass wir in der kommenden Woche Plenarsitzung 

haben und die Beratung am 8. Juli hier im Haus-

haltsausschuss mit einer Empfehlung an das Ple-

num des Niedersächsischen Landtages abge-

schlossen sein muss. Von daher ist es nicht ein-

fach mal so eben problemlos möglich, alle Aus-

schüsse mitberaten zu lassen.  

Wir sehen die Notwendigkeit, dass der Haus-

haltsausschuss zumindest ein Meinungsbild der 

Ausschüsse bekommen kann, die maßgeblich 

von dem Finanzierungsplan „betroffen“ sind. 

Deswegen schlagen wir vor, dass wir zu der Son-

dersitzung des Haushaltsausschusses, die für 

den Freitag der kommenden Woche - 3. Juli - 

terminiert ist, die Ausschüsse für Inneres, Wirt-

schaft, Soziales und  - dies ist beim letzten Mal in 

der Diskussion angemerkt worden - auch für Wis-

senschaft hinzu bitten - das setzt voraus, dass 

der Ausschussvorsitzende die Landtagspräsiden-

tin bittet, dass wir diese Sitzung im Plenarsaal 

durchführen können -, um ihnen damit die Mög-

lichkeit zu geben, sowohl an der Anhörung als 

auch an der Aussprache - wir bitten darum, die 

Aussprache ausdrücklich auf der Tagesordnung 

vorzusehen - teilzunehmen. Uns wiederum gibt 

das die Möglichkeit, in dieser Sitzung neben der 

Anhörung der kommunalen Spitzenverbände au-

ßerdem eine Aussprache zu führen, in deren 

Rahmen wir dann ein Meinungsbild der vier im 

Wesentlichen betroffenen Ausschüsse erhalten. 

Bis zur Sitzung am 8. Juli können wir dann daraus 

die entsprechenden Schlüsse ziehen und in den 

Fraktionen gegebenenfalls Änderungsvorschläge 

formulieren, die dann am 8. Juli hier im Aus-

schuss behandelt werden können.  

Herr Grascha, das Sondervermögen hat zusätz-

lich zu den bereits genannten Vorteilen einen er-

heblichen Vorteil für alle Fachausschüsse, was 

Transparenz und Ähnliches angeht. Der Finanzie-

rungsplan ist, der Lage geschuldet, ein flexibles 
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Instrument, um sowohl auf bestehende, bekannte 

Notlagen als auch auf zukünftige und aus der 

heutigen Perspektive noch nicht bekannte Situa-

tionen reagieren zu können.  

Ich gehe davon aus, dass er, entsprechend der 

Veränderung der Lage, regelmäßig fortgeschrie-

ben werden muss. Alles andere wäre überra-

schend. Deshalb können sich alle Ausschüsse 

des Niedersächsischen Landtages regelmäßig - 

auch jetzt - über den Finanzierungsplan bzw. über 

die sie betreffenden Positionen und auch über 

notwendige Veränderungen unterrichten lassen. 

Das ermöglicht dem Parlament eine sehr enge 

Begleitung der Maßnahmen - mehr als das in 

dem von Ihnen favorisierten Verfahren der Fall 

wäre, wenn wir jetzt nämlich in den laufenden 

Haushalt einstellen müssten und dann im Haus-

haltsberatungsverfahren für das Haushaltsjahr 

2021 versuchen müssten, Reparaturbetrieb mit 

Blick auf all das zu spielen, was heute nicht be-

kannt ist. 

Nach meinem Dafürhalten sind die Ausschüsse in 

diesem Verfahren, und zwar über die gesamte 

Zeit, wesentlich besser eingebunden, als das bei 

dem Vorschlag, den Sie unterbreitet haben, der 

Fall wäre. 

Wir schlagen jetzt im Haushaltsausschuss, der 

Zeit geschuldet, vor, zu einem konkreten Termin, 

nämlich am Freitag der kommenden Woche, die 

vier im Wesentlichen betroffenen Ausschüsse mit 

in die Beratungen einzubeziehen. Damit sollte der 

Haushaltsausschuss den für die Beschlussemp-

fehlung gegenüber dem Landtag inhaltlich not-

wendigen Beratungsstand erreichen können. Der 

Finanzierungsplan, der danebensteht und ja auch 

nicht vom Landtag mit beschlossen wird, aber im 

Zweifel mitdiskutiert wird, ist dann die Basis für 

die weiteren Diskussionen in allen Ausschüssen. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Mir ist noch nicht 

klar, worin genau sich der Vorschlag, dass am 

nächsten Freitag alle im Wesentlichen betroffe-

nen Ausschüsse im Plenarsaal zusammenkom-

men, gegenüber meinem Antrag unterscheidet. 

Denn auch dann müssten nicht nur Vertreter des 

Finanzministeriums anwesend sein, um die ge-

stellten Fragen zu beantworten, sondern es 

müssten Vertreter aus allen Fachministerien an-

wesend sein, weil dann womöglich fachpolitisch 

andere Fragen gestellt werden.  

Aus meiner Sicht wäre es durchaus möglich, dass 

alle Ausschüsse diese Zeit zur Mitberatung nut-

zen. Sie könnten z. B. am Freitag entweder zeit-

gleich oder nacheinander tagen; sie könnten auch 

noch am Montag, Dienstag oder Mittwoch nächs-

ter Woche tagen - man könnte auch überlegen, 

ob der Ältestenrat überhaupt schon am Mittwoch 

tagen muss. Wenn man es wollte, gäbe es genug 

Möglichkeiten. Ich verstehe nicht, wieso am Frei-

tag eine riesige Ausschusssitzung im Plenarsaal 

stattfinden soll. Und auch die Anwesenheit des 

GBD ist nicht in allen Ausschüssen zwingend er-

forderlich.  

Ich nehme zur Kenntnis, dass das offensichtlich 

nicht gewollt ist - möglich wäre es aber. Ich halte 

meinen Antrag aufrecht.  

Abg. Ulf Thiele (CDU): Ich möchte erstens Ihrer 

Aussage zur erforderlichen Anwesenheit des 

GBD widersprechen. Denn Fragen, die durchge-

hend den Maßnahmenfinanzierungsplan betref-

fen, müssen immer mit Blick auf Artikel 71 Abs. 4 

NV mit beleuchtet werden.  

Zweitens halte ich die These für steil, dass immer 

nur die Ministerien vertreten sein müssten, die 

den jeweiligen Fachausschuss betreuen. Denn 

beispielsweise die im Einzelplan des Wissen-

schaftsministeriums verankerten Maßnahmen 

sind im Wesentlichen Baumaßnahmen, die auch 

wirtschaftlich wirken. Es gibt also übergreifende 

Wirkungen, sodass in jedem Ausschuss immer 

mehrere Ministerien vertreten sein müssen. So-

wohl die Anwesenheit der Mitarbeiter der Ministe-

rien als auch des Gesetzgebungs- und Bera-

tungsdienstes schließt aus, dass alle Ausschüsse 

parallel tagen.  

Auch ein Nacheinander-Tagen ist nach meinem 

Dafürhalten vor diesem Hintergrund ausgeschlos-

sen, weil die Umsetzung der Beratung dann nicht 

mehr darstellbar wäre.  

Aus diesem Grund schlagen wir vor, den im We-

sentlichen betroffenen Ausschüsse anheimzustel-

len, an der Beratung am nächsten Freitag teilzu-

nehmen - mit Fragerecht und Diskussionsrecht, 

sodass wir ein Gesamtbild bekommen. Ich meine, 

das ist ein sehr praktikabler und arbeitsökonomi-

scher Vorschlag für alle Beteiligten. Er ermöglicht 

es auch, dass der GBD allen im Wesentlichen be-

troffenen Ausschüssen Rede und Antwort stehen 

kann, und gibt den Ministerien die Möglichkeit, 

übergreifende Fragen zu beantworten.  
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Verfahrensbeschlüsse 

Der Ausschuss beschloss, in seiner Sitzung am 

3. Juli 2020 die Arbeitsgemeinschaft der kommu-

nalen Spitzenverbände Niedersachsens anzuhö-

ren, die Stellungnahme des Landesrechnungs-

hofs entgegenzunehmen und darüber jeweils eine 

Aussprache zu führen.  

* 

Den Antrag der FDP-Fraktion, alle zehn ständi-

gen Ausschüsse um Mitberatung zu bitten, lehnte 

der Ausschuss mit den Stimmen der Koalitions-

fraktionen gegen die Stimmen Oppositionsfraktio-

nen ab.  

Den Antrag der AfD-Fraktion, die Ausschüsse 

für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung 

sowie für Soziales, Gesundheit und Gleichstel-

lung um Mitberatung zu bitten, lehnte der Aus-

schuss mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, 

der CDU, der GRÜNEN und der FDP gegen die 

Stimmen der AfD-Fraktion ab.  

Der Ausschuss beschloss sodann mit den Stim-

men der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 

der Oppositionsfraktionen, den Mitgliedern der 

Ausschüsse für Inneres und Sport, Wirtschaft, Ar-

beit, Verkehr und Digitalisierung, Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung sowie Wissenschaft 

und Kultur anheimzustellen, gemäß § 94 Abs. 2 

GO LT mit beratender Stimme an der Sitzung am 

3. Juli 2020 - Anhörung kommunale Spitzenver-

bände und Stellungnahme Landesrechnungshof 

sowie Aussprache und Einzelberatung - teilzu-

nehmen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beginn der Einzelberatung 

Der Ausschuss begann mit der Einzelberatung 

und setzte einige Positionen auf seine Vormerklis-

te (Anlage 3). Die Antworten der Landesregie-

rung zur Vormerkliste sind dieser Niederschrift als 

Anlage 4 beigefügt. 

Eine Aussprache ergab sich zu folgenden Positi-

onen:  

Einzelplan 13 - Allgemeine Finanzverwaltung  

Kapitel 1310 - Ausgleichsleistungen zwischen 

Land, Bund und Ländern 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich habe eine 

Frage zur Mehrwertsteuer - auch wenn sie sich 

vielleicht nicht direkt auf dieses Kapitel bezieht -: 

Es ist mitgeteilt worden und auch im Nachtrags-

haushaltsplanentwurf 2020 abgebildet, dass der 

Bund die sich aus der Mehrwertsteuerabsenkung 

ergebenden Mindereinnahmen komplett trägt. 

Gibt es mittlerweile Beschlüsse dazu, ob das 

auch 2021 der Fall sein wird? 

MDgt’in Wethkamp (MF): Wir haben den zweiten 

Nachtragshaushalt auf den jeweils verfügbaren 

Vorlagen und Erkenntnissen zu den Beschlüssen 

der Bundesregierung aufgebaut. Für den steuerli-

chen Teil ist das der Beschluss des Bundeskabi-

netts vom 12. Juni 2020, dessen Auswirkungen 

wir dargestellt haben.  

Darüber hinaus gibt es natürlich weitere Entwick-

lungen und Beratungen. Meines Wissens liegen 

Anträge der Fraktionen im Bundestag vor, aber 

noch keine endgültigen Beschlüsse dazu. Inso-

fern können wir in dieser Hinsicht noch keine ge-

sicherten Erkenntnisse wiedergeben. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Ich habe eine 

Frage zu den kommunalpolitischen Wirkungen. 

Es wird vorgeschlagen, zum einen 50 % des Ge-

werbesteuerausfalls und zum anderen den Aus-

fall, der sich durch die Mai-Steuerschätzung im 

KFA ergibt, zu übernehmen. Das sind etwa 

567 Mio. Euro bzw. 408 Mio. Euro. 

Was ergibt sich hier mit Blick auf die unterschied-

lichen Ansätze für die Bereiche Krankenhäuser 

und Sozialversicherung? Und ist mittlerweile 

schon klar, wer die Kosten für Entschädigungen 

nach dem Infektionsschutzgesetz zu tragen hat? 

Es gibt ja einige Kommunen, die eigene Kran-

kenhäuser haben.  
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Inzwischen gibt es Bundesregelungen, Landesre-

gelungen und kommunalrechtliche Verordnungs-

regelungen. Zahlt im Fall von sich ergebenden 

Ansprüchen immer diejenige Ebene, die die Ver-

ordnung erlassen hat, oder gibt es diesbezüglich 

mittlerweile genauere Regelungen? 

MDgt’in Wethkamp (MF): Zum Infektionsschutz-

gesetz: Wir haben im Nachtragshaushalt die Ent-

schädigungsleistungen dargestellt, die nach gel-

tendem Recht auf das Land Niedersachsen zu-

kommen. Das sind, wie bereits einmal ausgeführt 

worden ist, Entschädigungsleistungen, die da-

durch entstehen, dass Personen in Quarantäne 

gehen müssen und entsprechende Verdienstaus-

fälle gegenüber dem Land geltend machen. 

Jetzt gibt es die neue Regelung - die mit Blick auf 

den Betrag vermutlich sehr viel bedeutender für 

uns sein wird -, Arbeitgebern Ausfälle zu erstat-

ten, die entstanden sind, weil sie Zahlungen an 

ihre Mitarbeiter zu leisten hatten, obwohl diese 

wegen der Kita- und Schulschließungen nicht ar-

beiten konnten. 

Dafür hatten wir bereits im ersten Nachtrag Mittel 

in einer Größenordnung von insgesamt 300 Mio. 

Euro vorgesehen, die gezahlt bzw. reserviert 

wurden. In diesem Bereich hat es insbesondere 

nach den Bundesregelungen eine Verbesserung 

der Leistungssituation gegeben, nämlich eine 

Ausweitung der Bezugsdauer für Alleinerziehen-

de auf bis zu 20 Wochen und für Elternpaare auf 

bis zu 10 Wochen pro Elternteil. Dadurch ergeben 

sich zusätzliche Erfordernisse an die Risikovor-

sorge für diese leistungsgesetzliche Verpflichtung 

des Landes. Dafür haben wir im zweiten Nachtrag 

noch einmal 250 Mio. Euro vorgesehen. 

Insofern zeigt sich, dass es an dieser Stelle sehr 

viel Bewegung gibt, die zu entsprechend hohen 

Leistungserfordernissen des Landes führt. Bei 

Letzterem würde der Bund zur Hälfte mitfinanzie-

ren. Wir haben hier nur die Landesanteile einge-

stellt. Darüber hinausgehende Ansprüche, die 

derzeit nicht erkennbar sind bzw. nicht geltendem 

Recht entsprechen, sind im Nachtragshaushalt - 

natürlich - nicht hinterlegt. 

Zu den Kommunen: Das Land Niedersachsen be-

teiligt sich an dem Programm, das mit den Kom-

munen ausgehandelt wurde und vorsieht, dass im 

Bundespaket vorgesehene Leistungen - nämlich 

Gewerbesteuerausfälle der Kommunen Nieder-

sachsens und der anderen Länder zur Hälfte zu 

erstatten - zur Hälfte vom Land ergänzt werden. 

Das sind 407 Mio. Euro.  

Darüber hinaus wurde vereinbart, dass die Steu-

erverbundabrechnung - Stichwort „KFA“ - des 

Jahres 2021 in Höhe von insgesamt 598 Mio. Eu-

ro in das Jahr 2020 vorgezogen wird - die Steuer-

schätzung und die im Rahmen der Corona-

Steuerhilfegesetze beschlossenen Rechtsände-

rungen führen ja auch zu Mindereinnahmen und 

haben eine entsprechende Steuerverbundwirkung 

für 2021. Das Land Niedersachsen leistet diese 

Zahlung an die Kommunen, obwohl dies ja zu-

nächst eine negative Wirkung hätte. Über ent-

sprechende Regelungen fließen in den Folgejah-

ren 300 Mio. Euro davon zurück ans Land. Dar-

über hinaus werden weitere 100 Mio. Euro für an-

dere inhaltliche Segmente an die Kommunen ge-

zahlt, von denen 50 Mio. Euro über denselben 

Kanal zurückfließen. 

Diese Vereinbarung mit den Kommunen wird 

vermutlich im Rahmen der Anhörung der kommu-

nalen Spitzenverbände am nächsten Freitag eine 

prominente Rolle spielen. Insofern möchte ich 

hierzu nicht weiter ins Detail gehen. 

Das Kommunalpaket, auf das sich die Ge-

sprächspartner geeinigt haben, ist - in der jetzigen 

Situation - abschließend. Damit ist meines Erach-

tens auch geklärt, welche Möglichkeiten das Land 

hat, seine Kommunen zu unterstützen. Es ist si-

cherlich ein ganz wesentlicher Aspekt der Bewäl-

tigung der konjunkturellen Problematik wie auch 

der Krisenproblematik, die kommunalen Struktu-

ren zu unterstützen und leistungsfähig zu halten.  

Ich habe bereits ausgeführt, wie wichtig es ist, 

dass die staatlichen Strukturen in der Notsituation 

auf dem jetzigen Leistungsniveau verfügbar sind. 

Das gilt natürlich auch für die kommunalen Struk-

turen - insbesondere für die Investitionsfähigkeit 

der Kommunen. Dies ist im Hinblick auf das Ab-

wägen von Notwendigkeiten und Möglichkeiten 

des Landes aus unserer Sicht durch das Bundes-

paket, begleitet und aufgestockt durch das Lan-

despaket, das wir vorgelegt haben, am besten er-

reichbar. 

Die Frage nach den Krankenhäusern geht etwas 

über die Regelungen im Nachtragshaushalt hin-

aus. Die Krankenhäuser sind an einer Stelle des 

Nachtragshaushalts betroffen, an der es auch ei-

ne Beteiligung der Kommunen gibt oder vermut-

lich geben wird. Dabei geht es um eine Aufsto-

ckung des Krankenhausstrukturprogramms des 



Seite 26 Ausschuss für Haushalt und Finanzen - 94. Sitzung am 26. Juni 2020 (öffentlich) 18. WP 

Bundes, wobei eine gemeinsame Mitfinanzierung 

durch das Land und die Kommunen von zusam-

men 30 % vorgesehen ist. Insofern gibt es hier 

einen Benefit insbesondere auch für die kommu-

nale Seite.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Ergänzend zu 

meiner Frage nach den Krankenhäusern: Wer 

bezahlt eventuell notwendige Tests? Wenn bei-

spielsweise eine Kommune 10 000 Schlachthof-

mitarbeiter oder 1 000 Einwohner eines Gebäu-

dekomplexes testen lassen muss, wer kommt für 

die Kosten auf?  

Den Medien war zu entnehmen, dass zunächst 

die gesetzliche Krankenversicherung die Kosten 

in Höhe von 52 Euro pro Test übernimmt. Mich 

wundert es, dass die private Krankenversicherung 

hier keinen Beitrag leistet. Es kann ja eigentlich 

nicht sein, dass die gesetzlich Krankenversicher-

ten diese Kosten übernehmen und die privat 

Krankenversicherten davon freigestellt werden.  

Wie ist es geregelt, wenn eine Kommune ent-

scheidet, dass sie in einer besonderen Lage 

1 000 oder 10 000 Tests durchführen muss, de-

ren Kosten sich auf ca. 50 000 bzw. 500 000 Euro 

summieren würden? Wer übernimmt ad hoc die 

Kosten, und wer erstattet sie letzten Endes? 

Ich habe den Eindruck, dass zum Teil Zurückhal-

tung bezüglich des Testens besteht, weil diese 

Fragen nicht abschließend und eindeutig geklärt 

sind. 

Der Ausschuss setzte diesen Punkt auf die 

Vormerkliste. 

 

Kapitel 1312 - Finanzausgleich zwischen 

Land, Gemeinden und Land-

kreisen 

TGr. 61/62 - Ausgleichszahlungen an den kom-

munalen Bereich zur Bewältigung 

der Auswirkungen der COVID-19-

Pandemie 

Titel 613 62 - Allgemeine Zuweisungen an Ge-

meinden und Gemeindeverbände  

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich bitte um Er-

läuterung der 100 Mio. Euro in Titel 613 62.  

ROAR Zielinski (MI): Bei den Verhandlungen mit 

den kommunalen Spitzenverbänden am 18. Juni 

war das eine Art Sammelposten, sprich: Alle wei-

teren Forderungen sind mit dieser Position abge-

golten. Es werden im Rahmen der Änderung des 

Niedersächsischen Gesetzes über den Finanz-

ausgleich 100 Mio. Euro über § 14 h - Aufwands-

ausgleich - für krisenbedingte Mehraufwendun-

gen gewährt. Genau genommen deckt diese Re-

gelung aber auch mögliche sonstige Minderein-

nahmen ab. 

Ein Teilbetrag in Höhe von 11 Mio. Euro erhalten 

die Schulträger für EDV-Administration bei den 

Schulen. Die Verteilung erfolgt entsprechend § 5 

des Niedersächsischen Finanzverteilungsgeset-

zes. 

Der verbleibende Teilbetrag von 89 Mio. Euro 

wird nach einer gemeinsamen Vereinbarung mit 

den Spitzenverbänden nach der Einwohnerzahl 

auf der Gemeindeebene verteilt.  

Im Zusammenhang mit dieser Pauschale wurden, 

wie gesagt, auch einige andere Forderungen der 

kommunalen Spitzenverbände als abgegolten 

bezeichnet. 

 

Kapitel 1325 - Schuldenverwaltung 

TGr. 61/62 - Haushaltsdeckungskredite lt. Haus-

haltsgesetz 

Abg. Christian Grascha (FDP): Wie entwickeln 

sich die Zinsausgaben voraussichtlich, und zu 

welchen Kosten refinanzieren wir aktuell am Kapi-

talmarkt? 

MDgt’in Wethkamp (MF): Wir nehmen in den 

Jahren 2020 und 2021 fraglos beachtliche Sum-

men an Krediten auf. Eine sich aus der Kreditauf-

nahme im Rahmen dieses Nachtragshaushalts 

ergebende Wirkung auf den Zinstitel des Jahres 

2020 ist aber nicht zu erwarten, weil die Kredit-

aufnahme erst in diesem Jahr beginnt. 

Insgesamt werden nach wie vor sozusagen am 

kurzen Ende des Kreditmarkts derzeit noch nega-

tive Verzinsungen realisiert. Mein letzter Kennt-

nisstand ist, dass positive Verzinsung jenseits ei-

ner Laufzeit von zehn Jahren zu verzeichnen ist. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Wie funktioniert 

es in technischer Hinsicht, solch eine Summe 

aufzunehmen? Welche Banken finanzieren das? 

Wird der Kredit in mehreren Tranchen aufge-

nommen? 
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MDgt’in Wethkamp (MF): Wir haben ein traditio-

nell sehr gut funktionierendes, effizientes Kredit- 

und Schuldenmanagement. Dieses ist nicht in der 

Haushaltsabteilung des Finanzministeriums - Ab-

teilung 1 - angesiedelt, sondern ein Referat in der 

Abteilung 2, das sich mit Kreditaufnahme und 

Schuldenmanagement beschäftigt. 

Wir haben eine Kreditaufnahme von 7 bis 8 Mrd. 

Euro pro Jahr, um den Bestand an Schulden zu 

refinanzieren. Manches Portfolio wird auch mehr 

als einmal im Jahr bearbeitet und umgeschichtet. 

Insofern sind die jetzt in Rede stehenden Sum-

men zwar groß - gar keine Frage -, aber nicht so 

dimensioniert, dass sie nicht zu bewältigen wä-

ren. 

Über die Stückelung der Kredite, über die Tran-

chen und darüber, wie die Kreditaufnahme am 

Markt erfolgt, werden die Kollegen unter dem Ge-

sichtspunkt einer möglichst wirtschaftlichen Vor-

gehensweise entscheiden, wenn die jeweiligen 

Kreditaufnahmen anstehen. Denn diese werden 

ja nicht am 15. Juli, wenn der Nachtragshaushalt 

verabschiedet ist, sofort am Markt umgesetzt, 

sondern entsprechend der Notwendigkeiten und 

Möglichkeiten. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Können Sie kon-

krete Zahlen nennen? Welche Zinssätze gibt es 

im Moment am Markt für Laufzeiten von 10, 20 

oder 30 Jahren? 

MDgt’in Wethkamp (MF): Es gibt meinen letzten 

Informationen zufolge, wie gesagt, bei Laufzeiten 

bis zu zehn Jahren noch keine positiven, sondern 

negative Verzinsungen. Bei längerer Laufzeit gibt 

es eine positive Verzinsung. Hierzu kann unser 

Kreditmanagement gern einmal gesondert unter-

richten. 

Grundsätzlich nimmt man sich am Kreditmarkt 

keine bestimmte Laufzeit vor. Vielmehr werden in 

einem System bestimmte Variablen gesteuert, 

die - ohne eine eigene Zinsmeinung einfließen zu 

lassen - aus sich heraus zu Laufzeiten und Struk-

turen des Portfolios führen. Variable und feste 

Laufzeiten sowie Dauer der Laufzeiten werden 

normalerweise nicht vorgegeben, sondern erge-

ben sich aus einem Steuerungssystem, das dem 

Kreditmanagement insgesamt zugrunde liegt. 

 

 

Kapitel 5135 - Sondervermögen zur Bewälti-

gung der Auswirkungen der 

COVID-19-Pandemie 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich habe eine 

Frage zu den 480 Mio. Euro, die dem Sonder-

vermögen aus dem Jahresabschluss 2019 durch 

Umbuchung aus dem Bestand der allgemeinen 

Rücklage zugeführt wurden. Herr Kollege Thiele 

hat die Vermutung geäußert, dass diese Mittel 

noch nicht verwendet wurden. Ist das richtig? 

Sind diese Mittel bereits zum Teil ausgegeben 

bzw. bereits Verpflichtungen mit Blick auf diese 

Mittel eingegangen worden? 

MDgt’in Wethkamp (MF): Der Bestand des Son-

dervermögens ist 480 Mio. Euro, wie in den Erläu-

terungen auf Seite 61 ausgewiesen. Ich habe zu 

Beginn meines Vortrags im Rahmen der Einbrin-

gung erwähnt, dass die Zuweisung aus dem Ein-

zelplan 13 mit den 480 Mio. Euro zusammen die 

Gesamtsumme des Finanzierungsplans in Höhe 

von 6 961 Mio. Euro ergibt.  

 

TGr. 62 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

der StK 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Ich habe eine 

Frage an die Staatskanzlei in Bezug auf die wei-

tere Entwicklung der Kommunikationsstruktur zu 

Corona. Meines Wissens ist das Ausschreibungs-

verfahren abgeschlossen und ein Zuschlag erteilt 

worden. Wer ist hierbei die Zielgruppe? 

MR Dr. Woiwode (StK): Nach meinen Informatio-

nen richtet sich diese Kampagne an eine breite 

Öffentlichkeit und wird über Plakate und das In-

ternet verbreitet. Sie hat im Wesentlichen die Auf-

klärung über gesundheitliche Aspekte und ein 

Verhalten im Sinne der „AHA-Formel“ zum Ziel: 

Abstand halten, Hygiene - Hände waschen - und 

Alltagsmaske bzw. Mund-Nasen-Schutz.  

Das sind die wesentlichen Punkte dieser Kam-

pagne, die noch relevant werden kann, falls es in 

einzelnen Gebieten Niedersachsens zu einem er-

neuten Lockdown kommen sollte - wir hoffen es 

nicht, aber es kann passieren - oder es andere 

Entwicklungen geben sollte, die wir im Moment 

noch nicht absehen können. 
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Vorhaben „Bündnis ‚Niedersachsen hält zusam-

men‘“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich bitte um Er-

läuterung, was mit den 1,8 Mio. Euro für dieses 

Vorhaben passieren soll. Meines Wissens sind 

bereits 200 000 Euro aus den bisherigen Mitteln 

in dieses Vorhaben geflossen, sodass sich eine 

Gesamtsumme von 2 Mio. Euro ergibt. 

MR Dr. Woiwode (StK): Für das Bündnis „Nie-

dersachsen hält zusammen“ sind in der Tat ins-

gesamt 2 Mio. Euro vorgesehen. Das Bündnis hat 

im Wesentlichen drei Ziele: Kommunikationsplatt-

form zu sein, Projekte zusammenzubinden, die es 

in dem Zusammenhang gibt, und eine Diskussi-

onsplattform mit Blick auf die Folgen und die Be-

wältigung der Corona-Krise zur Verfügung zu stel-

len.  

Insofern ist der weitaus größte Teil der Mittel für 

den Aufbau einer Social-Media-Plattform vorge-

sehen. Über den Beginn wurde vor einer Woche 

im Rahmen einer Pressekonferenz informiert. Ein 

weiterer Teil wird die Veranstaltung von Kongres-

sen sein - momentan wahrscheinlich im virtuellen 

Raum. Für das laufende Jahr sind derzeit noch 

ungefähr acht Kongresse vorgesehen. 

Wir erarbeiten aktuell eine genaue Finanzplanung 

dafür; das Bündnis gibt es ja erst seit Kurzem. Ich 

vermute, die insgesamt 2 Mio. Euro werden etwa 

je zur Hälfte auf Kommunikation und Veranstal-

tungen aufgeteilt werden. Derzeit ist noch unklar, 

wie lange das Bestehen des Bündnisses über-

haupt notwendig ist. 

Vorhaben „Soforthilfen für die Film- und Medien-

branche“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Gibt es hierzu 

schon eine Förderrichtlinie? Was ist der Förder-

zweck?  

MR’in Höhl (StK): Erfreulicherweise wurde für 

diese Maßnahme 1 Mio. Euro eingestellt. Von 

dieser Summe sind bereits ungefähr 410 000 Eu-

ro quasi vergeben, und zwar an Kinos, die jetzt 

eine lange Durststrecke hinter sich haben. Wir 

haben die Kinofilmprogrammpreise quasi verdop-

pelt.  

Darüber hinaus haben wir 16 große Projekte er-

mittelt, die gemeinsam vom Bund und von mehre-

ren Ländern gefördert worden sind. Diese Förde-

rungen werden jetzt alle prozentual aufgestockt. 

Das beläuft sich auf noch einmal ungefähr 

355 000 Euro. 

Noch nicht ermittelt wurden - das wird bei der 

nächsten Antragsrunde Ende August passieren - 

die vielen Kleinproduktionen, die Corona-bedingt 

entweder verschoben oder gestoppt werden 

mussten, was erfahrungsgemäß in der Regel eine 

30-prozentige Erhöhung der Herstellungskosten 

zur Folge hat. Diese wollen wir natürlich nicht au-

ßen vor lassen. 

Den Startschuss geben wir, sobald der Nach-

tragshaushalt verabschiedet wurde. Ich bin si-

cher, dass es ein Leichtes sein wird, die 1 Mio. 

Euro zu verausgaben. Es ist vorgesehen, die Mit-

tel der nordmedia zu überantworten, die eine För-

derrichtlinie hat. Diese muss natürlich Corona-

bedingt angepasst werden, was aber kein großer 

Aufwand ist. 

 

TGr. 63 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

des MI 

Abg. Christian Grascha (FDP): Können Sie uns 

zu den drei Vorhaben im Geschäftsbereich des 

MI sagen, wie der aktuelle Stand ist, wie sich die 

Verausgabung der Mittel gestalten soll und wel-

che Betriebskosten für den Krisenstab im Einzel-

nen anfallen? 

Vorhaben „Soforthilfen gemeinnützige Sportver-

eine“  

MR Nolte (MI): Für die gemeinnützigen Sportver-

eine sind 7 Mio. Euro Soforthilfen eingestellt. Wir 

erarbeiten gerade einen Richtlinienentwurf, der in 

den nächsten Tagen mit dem Landessportbund 

und dem MF abgestimmt wird. Das Ziel ist, ge-

meinnützigen Sportvereinen, die, weil sie Zweck-

betriebe haben oder hauptamtliches Personal be-

zahlen müssen, Liquiditätsprobleme haben, 

schnell helfen zu können, um eine Existenzge-

fährdung zu verhindern. 

Vorhaben „Betriebskosten Krisenstab ‚Corona‘“  

3 Mio. Euro sind für die Betriebskosten des Kri-

senstabs, den wir gemeinsam mit dem MS betrei-

ben, vorgesehen. Hier entstehen hohe Kosten. In 

den letzten Wochen waren bis zu 230 Personen 

im Krisenstab tätig. Aktuell sind es 130 Personen. 

Der Krisenstab tagt aufgrund von Schwierigkeiten 

beim Einhalten der vorgeschriebenen Abstands-
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regelungen nicht mehr im MI, sondern wurde in 

die Niedersächsische Akademie für Brand- und 

Katastrophenschutz (NABK) in Celle verlegt, wo 

der Ausbildungsbetrieb augenblicklich ausgesetzt 

ist. 

Die Kosten ergeben sich aus der Wartung der 

technischen Infrastruktur und den Reisen der Mit-

arbeiter nach Celle. Im Augenblick ist noch nicht 

absehbar, wie sich die weitere Arbeit des sich ak-

tuell schrittweise reduzierenden Krisenstabs ge-

stalten wird, wenn z. B. eine zweite oder dritte 

Welle der Corona-Pandemie auftreten sollte. 

Dann erwarten wir weitere Kosten.  

Vorhaben „Errichtung/Betrieb von Ersatz-, Be-

helfs- und Sondereinrichtungen“  

Die 7 Mio. Euro für Ersatz-, Behelfs- und Sonder-

einrichtungen sind für Investitionen in Güter, 

Schleusen, Stromgeneratoren zur Unterstützung 

von Krankenhäusern und anderen Behandlungs-

einrichtungen gedacht. Dies dient der Vorsorge 

für eine zweite Welle.  

Momentan wird davon ausgegangen, dass sich 

das Vorgehen bei einer zweiten Welle vom aktu-

ellen Vorgehen möglicherweise unterscheiden 

wird. Wir gehen nicht davon aus, dass es zu ei-

nem erneuten sofortigen und flächendeckenden 

Lockdown kommen wird. Die Kapazitäten des 

Gesundheitsschutzes werden über den Katastro-

phenschutz verstärkt werden müssen. Dafür tref-

fen wir mit diesen 7 Mio. Euro Vorsorge.  

 

TGr. 64 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

des MF (Epl. 13) 

Vorhaben „Vorziehen von Digitalisierungsmaß-

nahmen/Sicherung der Aufgabenwahrnehmung“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Unter „Vorzie-

hen“ verstehe ich in diesem Fall die Umsetzung 

von Maßnahmen, die schon im Maßnahmenfi-

nanzierungsplan des Sondervermögens Digitali-

sierung vorgesehen waren, aus dem bis dato nur 

ein kleiner Teil an Mitteln abgeflossen ist. Warum 

müssen nun zusätzliche 30 Mio. Euro bereitge-

stellt werden, statt dieses „Vorziehen“ aus dem 

genannten Sondervermögen zu finanzieren? 

MDgt’in Wethkamp (MF): Die hier in Rede ste-

henden Maßnahmen sind nicht Teil des Maß-

nahmenfinanzierungsplans des Sondervermö-

gens Digitalisierung. Sie dienen vielmehr dazu, 

die kontinuierliche Aufgabenerfüllung insbesonde-

re der Landesverwaltung gewährleisten zu kön-

nen.  

Aufgrund der Auswirkungen der Corona-Krise auf 

die Arbeitswelt müssen kurzfristige Anpassungen 

zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes - wie 

z. B. die umfangreiche Ausstattung mit Videokon-

ferenzanlagen - vorgenommen werden, die an-

dernfalls irgendwann in der Zukunft erfolgt wären. 

Diese Maßnahmen wurden zuvor aber noch nicht 

an anderer Stelle veranschlagt. Sie werden jetzt 

an den Start gebracht, um positive Effekte zu er-

zeugen.  

Dabei handelt es sich um eine zusammengefass-

te Haushaltsposition, die verschiedene Ressorts 

betrifft. 

Folgende Ausgaben sind in dieser Position zu-

sammengefasst: 8 Mio. Euro sind für den Bereich 

des MJ vorgesehen; hiervon werden insbesonde-

re Videokonferenzausstattungen in Gerichtssälen 

finanziert. Knapp 18 Mio. Euro sind für die Aus-

stattung von Hochschulen zur Ermöglichung von 

Onlinelehrangeboten vorgesehen. Weitere 2 Mio. 

Euro sind nach meiner Kenntnis für das MI für 

zentrale Bereitstellungen genannter Ausstattun-

gen landesweit vorgesehen.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Ist die Ausstat-

tung der Finanzämter, damit die Finanzbeamten 

aus dem Homeoffice arbeiten können, auch in 

diesem Betrag einkalkuliert?  

Diese Diskussion gibt es schon lange; und alle 

Fraktionen müssten einen Brief von der DSTG 

Niedersachsen zu diesem Thema bekommen ha-

ben. Ich halte es für sehr lohnend, mehr Flexibili-

tät durch Homeoffice im Bereich der Finanzämter 

zu ermöglichen. Der gesamte Bereich ist schließ-

lich sehr stark digitalisiert. 

MDgt’in Wethkamp (MF): Dieser Punkt ist in dem 

Vorhaben nicht explizit enthalten.  

Vorhaben „Stabilisierung gemeinnütziger Organi-

sationen/Trägerleistungen NBank“ 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Welche Organi-

sationen sind bzw. welches Förderprogramm ist 

hier gemeint? 

MR Ernst (MF): Dabei geht es um die Absiche-

rung eines Kreditsonderprogramms des Bundes, 

das über die Förderinstitute der Länder abgewi-
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ckelt wird - in Niedersachsen über die NBank. Es 

geht um Stabilisierungshilfen für Familienferi-

enstätten, Schullandheime, Kinder- und Jugend-

unterkünfte, Jugendherbergen und Ähnliches.  

Der Bund gewährt 80 % Haftungsfreistellung und 

stellt hierfür 1 Mrd. Euro zur Verfügung. Das Ge-

samtprogramm hat ein Volumen von 1,25 Mrd. 

Euro. Auf Niedersachsen heruntergebrochen sind 

es 125 Mio. Euro. Für eine 20-prozentige Haf-

tungsfreistellung durch das Land haben wir 

25 Mio. Euro als Risikoabsicherung eingeplant.  

Vorhaben „Vorsorgemittel in Bezug auf die weite-

re Pandemieentwicklung/Kofinanzierungen“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich halte die Ein-

stellung pauschaler Vorsorgemittel, deren Bedarf 

nicht ansatzweise belegt ist, für problematisch. 

Während die Inhalte der sonstigen Vorhaben des 

Finanzierungsplans wenigstens sehr grob defi-

niert sind, ist bei diesem Vorhaben gar kein kon-

kretes Ziel hinterlegt. Ich halte das für eine abso-

lut überzogene Summe. Wieso sind hier 500 Mio. 

Euro eingestellt, und wie gedenkt man vonseiten 

der Landesregierung, damit umzugehen? 

MDgt’in Wethkamp (MF): Das ist natürlich eine 

pauschale Summe. Deswegen stehen dort 

500 Mio. Euro und nicht beispielsweise 497 Mio. 

Euro. Daher kann ich auch noch nicht im Detail 

benennen, wofür diese Mittel ausgegeben wer-

den. Die Zweckbestimmung macht deutlich, dass 

es sich um eine Vorsorge für etwaige Notwendig-

keiten handelt, die sich durch weitere Entwicklun-

gen sowohl im gesundheitlichen als auch im wirt-

schaftlichen Bereich ergeben können. Die Ursa-

che hierfür kann eine zweite Welle sein, es kön-

nen aber auch weitere Maßnahmen der Bundes-

regierung sein, die eine Kofinanzierung und einen 

entsprechenden Mitteleinsatz Niedersachsens er-

fordern.  

Das jetzt geschnürte Paket soll - zumindest aus 

heutiger Sicht - eine dauerhafte Bewältigung der 

Corona-Krise und ihrer Folgen ermöglichen. 

Deswegen müssen wir für mögliche weitere Er-

eignisse gewappnet sein. Genau dafür sind diese 

Mittel da. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Wenn der zweite 

Nachtragshaushalt in dieser Form am 15. Juli be-

schlossen wird, bedeutet das, dass dem Landtag 

höchstens zur Kenntnisnahme vorgelegt wird, wo-

für diese 500 Mio. Euro eingesetzt werden. Die 

Entscheidungsbefugnis liegt dann nicht mehr bei 

der Legislative, sondern allein bei der Exekutive. 

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD): Bei den Dis-

kussionen zu den anderen Sondervermögen wur-

de das bereits oft durchexerziert: Dem Haus-

haltsausschuss wird der Maßnahmenfinanzie-

rungsplan vorgelegt.  

Die verfassungsrechtlichen Gründe dafür, dass 

kein Zustimmungsvorbehalt der Fachausschüsse 

vorgesehen werden kann, hat der GBD schon 

mehrfach ausgeführt. Aber wenn der Haushalts-

ausschuss den Maßnahmenfinanzierungsplan 

nicht auf die Tagesordnung setzt, kann die Lan-

desregierung auch kein Geld zur Umsetzung in 

die Hand nehmen. 

MDgt’in Wethkamp (MF): Wir sind uns darüber 

bewusst, dass es sich hierbei um eine große 

Summe handelt, und es ist meines Erachtens 

nachvollziehbar, welche Vorsorgebestrebungen 

eine Landesregierung in einer solchen Krisensi-

tuation umtreiben. Ich kann Ihren Vorbehalt aber 

auch verstehen. 

Wir greifen an dieser Stelle deshalb zu einem In-

strument, das über die normalen, für den Finan-

zierungsplan vorgesehenen Informations- und 

Zustimmungsrechte hinausgeht. Auf Seite 64 des 

Haushaltsplanentwurfs ist bei dem Titel 971 64 - 

Globale Mehrausgaben zur Bewältigung der 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie - der 

Haushaltsvermerk „Ausgaben dürfen nur mit Ein-

willigung des Ausschusses für Haushalt und Fi-

nanzen des LT geleistet werden“ ausgebracht. 

Diese dispositive Erläuterung ist verbindlich.  

Entsprechende Haushaltsvermerke können im-

mer dann ausgebracht werden, wenn die Ausge-

staltung von Titeln aus Sicht des Parlaments noch 

nicht konkret genug ist. Das ist ein bewährtes In-

strument im Haushaltsplanaufstellungsverfahren. 

Es ist hier also noch eine zusätzliche Zustim-

mungsnotwendigkeit des Haushaltsausschusses 

vorgesehen.  

Abg. Christian Grascha (FDP): Dieses Entge-

genkommen begrüße ich natürlich, obwohl ich die 

Maßnahme als nicht notwendig erachte.  

Zu dem Einwurf von Frau Heiligenstadt: Dass der 

Haushaltsausschuss die Maßnahmenfinanzie-

rungspläne beeinflussen kann, indem er sie nicht 

auf die Tagesordnung setzt, ist nicht richtig. Die 

Landesregierung kann jederzeit das Wort ergrei-
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fen und unterrichten. Es kommt also nicht darauf 

an, ob etwas auf der Tagesordnung steht.  

Bei den anderen Maßnahmenfinanzierungsplä-

nen - da haben Sie recht - handelt es sich um rein 

exekutives Handeln, das wir nur zur Kenntnis 

nehmen. Ich erkenne an, dass das in diesem Fall 

anders angelegt ist.  

Abg. Ulf Thiele (CDU): Ich möchte dazu etwas 

klarstellen: Wenn der Finanzierungsplan von der 

Landesregierung beschlossen und uns zur 

Kenntnis gegeben wurde, hat die Landesregie-

rung als Exekutive im Rahmen der dort aufgeführ-

ten Positionen die Möglichkeit, die Mittel nach 

entsprechenden Förderrichtlinien zu verwenden.  

Soll der Finanzierungsplan geändert werden, be-

darf es dazu erstens eines Beschlusses der Lan-

desregierung und zweitens der Kenntnisnahme 

des Haushaltsausschusses. Wir können eine sol-

che Änderung also aktiv stoppen, wenn wir den 

geänderten Finanzierungsplan nicht zur Kenntnis 

nehmen.  

Ich bin mir aber sicher, dass die Landesregierung 

es nicht in Kauf nehmen will, dass von dieser poli-

tischen Einflussmöglichkeit Gebrauch gemacht 

wird.  

Darüber hinaus gibt es für die 500 Mio. Euro Vor-

sorgemittel, deren Verwendung nicht klar definiert 

ist, einen klassischen Sperrvermerk. Dieser führt 

dazu, dass wir die Verausgabung dieser Mittel 

nicht nur zur Kenntnis nehmen, sondern ihr aktiv 

zustimmen müssen, wenn nicht eine Umschich-

tung der Mittel erfolgt.  

Das Parlament hat damit durch den Haushalts-

ausschuss, wie ich finde, sehr umfassende Rech-

te - jedenfalls umfassendere Mitbestimmungs-

möglichkeiten als es bei Positionen in einem nor-

malen Haushaltsplan der Fall wäre. 

 

TGr. 65 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

des MS 

Vorhaben „Förderung von Schwangeren- und 

Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen nach 

dem Schwangerschaftskonfliktgesetz“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Welche Maß-

nahmen werden mit den hier vorgesehenen 

240 000 Euro finanziert? 

MR Schaab (MS): Hiervon wird technische Aus-

stattung für - wenn es möglich ist - aus der Ferne 

zu erbringende Beratungsleistungen finanziert, 

damit in der aktuellen Situation nicht jeder Termin 

vor Ort wahrgenommen werden muss. 

Vorhaben „Zuführungen für die Kosten des Voll-

zugs der Maßregeln der Besserung und Siche-

rung nach dem Nds. Maßregelvollzugsgesetz im 

MRVZN“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Welche Maß-

nahmen werden mit den hier eingestellten 

350 000 Euro finanziert? 

MR Schaab (MS): Hier geht es um die Finanzie-

rung von Maßnahmen zur Durchsetzung der Hy-

giene- und Abstandsregeln. Das Sachmittel-

budget ist schon ziemlich ausgeschöpft.  

Vorhaben „Hilfen für Jugendherbergen, Jugend-

bildungsstätten, Familienbildungsstätten, Bil-

dungsarbeit etc.“ 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Wieso taucht die-

ses Programm im Bereich des MS und des MF 

auf? Handelt es sich bei beiden Vorhaben um 

dasselbe Programm? Um welche Zielgruppen 

geht es? Sind die Heimvolkshochschulen auch 

dabei?  

RL’in Dr. Schirrmacher (MS): Dieses Vorhaben 

ist sozusagen ein ergänzender Baustein zu der 

Mitfinanzierung von KfW-Krediten durch das MF. 

Denn KfW-Kredite kommen nicht für alle gemein-

nützigen Einrichtungen in Betracht, weil viele zu-

künftig nicht in der Lage sein werden, sie zurück-

zuzahlen. 

Deswegen planen wir einen zweiten Rettungs-

schirmteil, der sich primär an Familienferienstät-

ten, Familienbildungsstätten, Jungendherbergen, 

Jugendbildungs- und Jugendfreizeitstätten sowie 

örtliche Träger der Jugendarbeit richten soll. 

MDgt’in Wethkamp (MF): Es gibt einerseits ein 

Bundesprogramm, das ein bestimmtes Leistungs-

spektrum umfasst und eine landesseitige Mitfi-

nanzierung erfordert, und andererseits ein Lan-

desprogramm, das gezielt dort ergänzen soll, wo 

sozusagen das Ziel mit dem Bundesprogramm 

nicht erreicht wird.  

Das Kabinett hat beschlossen - Minister Hilbers 

hat das am vergangenen Mittwoch schon aus-

führt -, immer dann, wenn zielführend auf Bun-

desmittel zurückgegriffen werden kann, dies auch 
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vorrangig zu tun und dort, wo es zur Zielerrei-

chung erforderlich ist, eine Kofinanzierung bereit-

zustellen. Darüber hinaus müssen wir schauen, 

wo ein Einsatz von Landesmitteln als gezielter 

Lückenschluss oder Ergänzung vonnöten ist.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Wieso sind 

Heimvolkshochschulen, die ein strukturell ähnli-

ches Angebot wie Familienbildungsstätten und 

Jugendherbergen haben, von dem Förderpro-

gramm nicht umfasst? 

MR Berger (MF): Die Heimvolkshochschulen 

werden im zweiten Nachtragshaushalt nicht be-

rücksichtigt, weil sie als Teil der Erwachsenenbil-

dung bereits im Rahmen des ersten Nachtrags-

haushalts - allerdings mit bereits zur Verfügung 

stehenden Haushaltsmitteln - Hilfen erhalten ha-

ben, um die Einnahmeausfälle aufgrund des Aus-

setzens der Fördermaßnahmen zu kompensieren. 

 

TGr. 66 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

des MWK 

Vorhaben „Energetische Sanierungsmaßnahmen 

an den Hochschulen (Universität Hannover, TU 

Braunschweig, Uni Göttingen)“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Hat die Landes-

regierung bereits einen Schlüssel zur Verteilung 

der 120 Mio. Euro auf die Hochschulen erstellt? 

Und grundsätzlich die Frage: Wäre es nicht mit 

Blick auf die Systematik sinnvoller, diese Mittel in 

das „Sondervermögen zur Nachholung von Inves-

titionen bei den Hochschulen in staatlicher Ver-

antwortung“ einzustellen? Das bezieht sich 

schließlich nicht nur auf die Universitätskliniken, 

sondern auch auf Sanierungs- und Baumaßnah-

men an anderen Hochschulen. 

RD‘in Dr. Hübschmann (MWK): Wir haben in der 

Tat bereits Planungen hinterlegt. Die 120 Mio. Eu-

ro sollen an die drei größten Hochschulen in Nie-

dersachsen gehen und für die Finanzierung von 

insgesamt fünf Baumaßnahmen verwendet wer-

den.  

Die Maßnahmen für die einzelnen Universitäten 

sind:  

- Universität Hannover: Fassadensanierung am 

Hochhaus Appelstraße; Sanierung des Insti-

tuts für Radioökologie und Strahlenschutz, 

- TU Braunschweig: Ersatzbausanierung des 

Physik-Instituts, 

- Universität Göttingen: Sanierung des Mathe-

matischen Instituts in der Bunsenstraße; Fas-

sadensanierung der Fakultät für Forstwissen-

schaften und Waldökologie. 

Das Geld kommt den drei größten Hochschulen 

zugute, weil sie über 50 % des Gesamtflächenbe-

standes verfügen, sodass wir uns eine sehr hohe 

Skalierbarkeit und Wirksamkeit versprechen. Zu-

dem haben alle diese Hochschulen die Bauher-

reneigenschaft. Außerdem liegen bereits Vorpla-

nungen zu einigen der durchzuführenden Maß-

nahmen vor. Man erwartet aus konjunkturellen 

und zeitlichen Gründen, schnell mit Planungen, 

Auftragsvergaben etc. beginnen zu können. 

Vor diesem Hintergrund haben wir uns dagegen 

entschieden, diese Mittel im „Sondervermögen 

zur Nachholung von Investitionen bei den Hoch-

schulen in staatlicher Verantwortung“ zu verorten. 

Vorhaben „Stiftung Akkreditierungsrat“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Angesichts der 

hohen Summen, um die es hier ansonsten geht, 

erscheinen mir die hier eingestellten 14 000 Euro 

relativ überschaubar. Welcher Zusammenhang 

besteht zwischen diesem Vorhaben und der 

Corona-Krise? Wäre es nicht möglich, eine solche 

Summe über den allgemeinen Haushalt zu finan-

zieren?  

RD’in Dr. Hübschmann (MWK): Die Stiftung Ak-

kreditierungsrat ist für die Qualitätssicherung der 

Studiengänge in Deutschland zuständig. Sie ak-

kreditiert Studiengänge und Qualitätsmanage-

mentsysteme. In unserem Haushalt ist nur der 

niedersächsische Anteil abgebildet, was erklärt, 

dass die Summe verhältnismäßig gering ist.  

Der Bezug zur Corona-Pandemie ist insofern ge-

geben, als die üblichen Vor-Ort-Untersuchungen, 

die die Stiftung für diese Begutachtungen norma-

lerweise durchführt, derzeit nicht möglich sind und 

deswegen ungefähr 600 solcher Begutachtungen 

wegfallen. Die 14 000 Euro sind zum Ausgleich 

der entsprechenden Erlösausfälle vorgesehen. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Drei Vorhaben 

betreffen Forschungsprojekte. Ist schon klar, wel-

che Projekte konkret gefördert werden sollen und 

wo diese angesiedelt sind?  
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RD’in Dr. Hübschmann (MWK): Alle aufgeführ-

ten Beträge sind schon konkret hinterlegt.  

Vorhaben „Zuführungen für Forschungsprojekte 

im Zusammenhang mit der Corona-Krise“ 

Hinter diesem Vorhaben, wofür 2,9 Mio. Euro vor-

gesehen sind, verbirgt sich die Studie „TRAC 19 - 

TRansmissions-AnalytikCovid19“, die die Leibniz 

Universität Hannover gemeinsam mit der Medizi-

nischen Hochschule Hannover durchführt. Das ist 

ein niedersächsisches Schul-Modell-projekt zur 

Aufklärung von SARS-CoV-2-Infek-tionswegen 

bei Schülerinnen und Schülern und deren Lehr-

kräften. Die Wiederaufnahme der Schultätigkeit 

wird genutzt, um Infektionsketten zu detektieren 

und identifizieren. So soll festgestellt werden, wie 

groß die Ansteckungsgefahr durch die Wieder-

aufnahme des Kontakts der Schüler untereinan-

der, mit Lehrern und anschließend mit den El-

ternhäusern ist.  

Am Gymnasium Schillerschule in Hannover ist 

bereits ein Vorprojekt gestartet. Hier wird in mobi-

len Corona-Test-Containern bei einer hoffentlich 

großen Probandinnen- und Probandenanzahl vor 

Ort durch Rachenabstriche und begleitende Blut-

untersuchungen gezielt untersucht, inwiefern In-

fektionsketten entstehen.  

Dies soll im Falle einer zweiten Welle bei Ent-

scheidungen helfen, ob eine ganze Schule oder 

nur einzelne Bereiche von ihr geschlossen wer-

den müssen etc., sodass ein effektiveres Risiko-

management betrieben werden kann. 

Vorhaben „Zuführungen für Forschungsprojekte 

im Zusammenhang mit der Corona-Krise (II)“  

Hierfür ist ein Volumen von 8,4 Mio. Euro vorge-

sehen, und zwar zur Finanzierung eines Infekti-

onsforschungsnetzwerks bzw. eine Verbundfor-

schung zur Koordinierung von Expertisen und zur 

Bündelung von verschiedenen Forschungsaspek-

ten zur SARS-CoV-2-Pandemie. Es gibt vier 

Schwerpunkte: 

Erstens. Aufgrund der Dringlichkeit stehen zu-

nächst Studien zu Therapieansätzen in der prä-

klinischen und klinischen Testung von COVID-19 

im Fokus. Es geht aber auch um die Entwicklung 

von Impfstoffen.  

Zweitens. Parallel dazu sollen Studien zur Mole-

kularbiologie finanziert werden, um zu einem bes-

seren Verständnis der Interaktion zwischen Virus 

und Wirt zu gelangen und auf diesem Wege The-

rapeutika besser identifizieren zu können.  

Drittens. Es findet eine epidemiologische Model-

lierung der Virusverbreitung statt, um eine besse-

re Risikoeinschätzung der Pandemie vornehmen 

zu können. 

Viertens. Durch die Auswertung von Tests gene-

sener Menschen sollen Erkenntnisse zu den 

Themen Durchseuchung und Herdenimmunität 

gewonnen werden. 

An diesem Forschungsnetzwerk sind die Medizi-

nische Hochschule Hannover, die Tierärztliche 

Hochschule Hannover, die Georg-August-

Universität Göttingen, die UMG und - das erfolgt 

jeweils im Verbund mit den ortsansässigen Insti-

tuten - die Leibniz-Gemeinschaft, die Helmholtz-

Gemeinschaft, die Max-Planck-Gesellschaft und 

das Deutsche Zentrum für Infektionsforschung 

beteiligt. 

Vorhaben „NAVA (Nationale Antivirus Allianz); 

Corona Infektionsforschungsnetzwerk und Be-

gleitstudie Schulen“  

Hierfür ist ein Volumen von 6,7 Mio. Euro vorge-

sehen. Die NAVA ist eine gemeinsame Initiative 

des Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung 

in Braunschweig und des Deutschen Zentrums für 

Infektionsforschung mit Standorten in Hannover 

und Braunschweig.  

Die Corona-Pandemie hat unsere Defizite auf 

dem Gebiet der antiviralen Therapie sehr deutlich 

gemacht und aufgezeigt, dass wir uns in einer 

starken Abhängigkeit vom Ausland befinden. In 

diesem Zusammenhang hat man die Einrichtung 

der NAVA vorgeschlagen. Über sie sollen Formen 

des antiviralen Risikomanagements etabliert und 

neue Wertschöpfungsketten für Antiinfektiva ent-

wickelt werden, um gemeinsam mit starken Part-

nern aus der Industrie Lösungen zur Behandlung 

von Virusinfektionen abzuleiten. 

Die genannte Summe ist der erwartete nieder-

sächsische Anteil, während sich das Gesamt-

budget der größtenteils vom Bund geförderten Ini-

tiative auf 180 Mio. Euro beläuft. Sollte die Helm-

holtz-Gemeinschaft den Zuschlag erhalten, würde 

Niedersachsen einen Großteil dieses Geldes er-

halten und die entsprechende Kofinanzierung 

leisten. 
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Vorhaben „Zuführungen an die MHH“ und „Zu-

schüsse an die UMG“ 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Nach der Analyse 

der Intensiv- und Beatmungskapazitäten wurde 

meines Wissens festgelegt, dass in den Universi-

tätskliniken zusätzliche Kapazitäten geschaffen 

werden sollen. Können Sie sagen, ob auch Mittel 

dafür vorgesehen sind? 

RD‘in Dr. Hübschmann (MWK): Im zweiten 

Nachtragshaushalt sind dafür keine Mittel vorge-

sehen. Die Zuführungen an die MHH und die Zu-

schüsse an die UMG sind zum Ausgleich von Er-

lösausfällen gedacht. Die Zuschüsse für Investiti-

onen an die UMG in Höhe von 1,213 Mio. Euro 

sind für medizinische Ausstattung vorgesehen, 

um z. B. Patienten mit mobilen Geräten untersu-

chen und versorgen zu können. Hier geht es um 

IT-Ausstattung, mobile Arbeitsplätze, Desinfekti-

ons- und Luftreinigungsgeräte usw.  

Keines dieser drei Vorhaben steht also in einem 

unmittelbaren Zusammenhang mit Intensiv- und 

Beatmungskapazitäten.  

Vorhaben Zuschüsse an Staatstheater und Lan-

desmuseen 

Abg. Christian Grascha (FDP): Sind die hier 

aufgeführten Beträge jeweils zur Kompensation 

von Einnahmeausfällen vorgesehen? Falls nicht, 

was genau kompensieren diese Summen? 

ORR’in Breitkopf (MWK): Die Zuschüsse für die 

Staatstheater und Landesmuseen sind in der Tat 

zur Kompensation von Einnahmeausfällen vorge-

sehen, die sich nicht nur aufgrund von ausgeblie-

benen Eintrittsgeldern ergeben, sondern z. B. bei 

den Museen auch aufgrund entfallener Einnah-

men der Museumsshops, Cafeterien etc.  

Diese Einnahmeausfälle wurden in einer verglei-

chenden Analyse der normalen Umsatzentwick-

lungen der vergangenen Jahre und der aktuellen 

Situation ermittelt. 

 

 

 

 

TGr. 67 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

des MK 

Vorhaben „Aktionsplan Ausbildung“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Hier sind 18 Mio. 

Euro hinterlegt. Für welche Zwecke sollen diese 

Mittel ausgegeben werden?  

MR Schubert (MK): Hintergrund dieses Pro-

gramms ist der Einbruch der wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit. Dieser hat auch auf die duale Be-

rufsausbildung Auswirkungen, für deren Durch-

führung die Betriebe grundsätzlich über hinrei-

chende Ressourcen und wirtschaftliche Perspek-

tiven verfügen müssen.  

Das Ziel der Aktivitäten des Landes ist es, allen 

interessierten Jugendlichen auch in dieser wirt-

schaftlich schwierigen Zeit eine betriebliche Aus-

bildung zu ermöglichen und ihnen damit eine Le-

bensperspektive aufzuzeigen. Um dies zu ermög-

lichen, sollen von den 18 Mio. Euro verschiedene 

Maßnahmen finanziert werden: 

-  Entlastung der Betriebe in der überbetriebli-

chen Lehrlingsunterweisung (ÜLU), 

-  Entlastung der Ausbildungsbetriebe bei pan-

demiebedingten Ausbildungsverlängerungen, 

-  Fortführung einer Ausbildung bei außerbe-

trieblichen Trägern. Hierzu soll eine Förder-

richtlinie erarbeitet werden. 

Es ist zu erwarten, dass Betriebe die wirtschaftli-

che Entwicklung abwarten und ihre Ausbildungs-

plätze daher verzögert besetzen. Schulpflichtige 

Jugendliche benötigen daher kurzfristig ein Bil-

dungsangebot, für das ebenfalls zusätzliche Mittel 

bereitgestellt werden. Ein solches Überbrü-

ckungsangebot gibt es an den BBSen.  

Vorhaben „Stornokosten Klassenfahrten“ 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Ist dieses Vorha-

ben auf öffentliche Schulen beschränkt, oder sind 

Schulen in freier Trägerschaft auch inbegriffen? 

MR Schubert (MK): Das ist auf die Stornokosten 

für die öffentlichen Schulen beschränkt, weil eine 

Rechtsverpflichtung des Landes besteht, diese zu 

begleichen.  
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DigitalPakt Schule 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Ich habe eine 

Nachfrage zum DigitalPakt Schule: Wie ist der 

bisherige Mittelabfluss? Das läuft ja über eine 

Bundeszuweisung auch durch den Landeshaus-

halt? 

MR Schubert (MK): Die Landesanteile des Digi-

talPakts laufen - wie Sie sagten - über den Lan-

deshaushalt, so wie zuletzt auch das Sofortaus-

stattungsprogramm für digitale Endgeräte. Die In-

formationen zum Mittelabfluss reichen wir nach. 

Der Ausschuss setzte diesen Punkt auf die 

Vormerkliste.  

 

TGr. 68 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

des MW 

Vorhaben „Notfallfonds (Konkretisierung in Anse-

hung des Bundesprogramms ‚Überbrückungshilfe‘ 

noch offen) einschließlich NBank-Abwicklungs-

kosten“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Was verbirgt sich 

hinter diesem Vorhaben? Ist das von der Qualität 

her ähnlich einzuordnen wie die - ich bezeichne 

sie einmal so - globale Mehrausgabe in Höhe von 

500 Mio. Euro?  

MDgt’in Simon (MW): Bis Ende Mai wurden so-

wohl bundes- als auch landesseitig branchen-

übergreifende Soforthilfen zur Verfügung gestellt. 

Diese sind ausgelaufen. Der Bund entwickelt aus 

seinem Konjunkturprogramm jetzt das An-

schlussprogramm, die sogenannte Überbrü-

ckungshilfe. Aktuell befindet er sich in der letzten 

Abstimmungsphase hierzu.  

Hierbei sind gewisse Probleme absehbar: Nicht 

alle Unternehmen werden von der Überbrü-

ckungshilfe profitieren können - sei es, weil sie 

die Voraussetzung eines gewissen Umsatzrück-

gangs innerhalb von zwei Monaten im Vergleich 

zur selben Zeit des Vorjahres nicht erfüllen wer-

den oder weil sie als Klein- oder Kleinstunter-

nehmen nicht auskömmlich finanziert sind, so-

dass sie den Grenzen der Soforthilfen in Höhe 

von 9 000 bzw. 15 000 Euro unterliegen. Zwar 

existieren Härtefallregelungen, aber auch die dar-

aus hervorgehenden Lösungen werden in Einzel-

fällen gegebenenfalls nicht ausreichen. 

Der „Notfallfonds“ soll es uns einerseits erlauben, 

in solchen Fällen zu reagieren, wenn wir die Ver-

waltungsvereinbarung - wie sie jedes Land mit 

dem Bund treffen muss - unterschrieben haben.  

Andererseits gibt es immer noch etliche Bran-

chen, die nicht nur - wie es viele tun - eigene Pro-

gramme fordern, sondern diese aus unserer Sicht 

auch nötig haben. Diese Fälle müssen in Anse-

hung der Überbrückungshilfe im Einzelnen ge-

prüft werden. Beispielhaft sei die Veranstaltungs-

branche genannt, die bis heute im Grunde dar-

niederliegt und vorerst nicht wieder an den Start 

gehen kann. Weitgehende Forderungen kommen 

aber auch aus dem Bereich der touristischen 

Omnibusreisen oder dem Verlagswesen.  

Die Förderung durch den Fonds wird noch genau 

ausgearbeitet, wenn die Regelungen zur Über-

brückungshilfe endgültig feststehen.  

Vorhaben „Breitbandausbau“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Hier sind 

150 Mio. Euro hinterlegt. Im Sondervermögen Di-

gitalisierung sind Mittel für den Breitbandausbau 

grundsätzlich schon vorgesehen. Inwiefern grenzt 

sich dieses Vorhaben von den bisherigen Maß-

nahmen zum Breitbandausbau ab? 

MDgt’in Simon (MW): Die für den Breitbandaus-

bau vorgesehenen Mittel im Rahmen des Son-

dervermögens Digitalisierung sind gebunden, so-

dass der Ausbau nicht so umfassend und an so 

vielen Stellen vorgenommen werden kann, wie 

jetzt angedacht. Denn die Corona-Pandemie hat 

gezeigt, wie wichtig die Digitalisierung ist, wes-

halb sie in weiteren Gebieten möglich gemacht 

werden soll. Dafür sollen zusätzliche Mittel zur 

Verfügung gestellt werden. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Zu allen Sonder-

programmen habe ich die Frage, wie der Stand 

der Dinge ist. Wie weit ist man bei der Erarbei-

tung einer Förderrichtlinie? Wo genau liegen die 

einzelnen Schwerpunkte dieser Programme? 

Wenn ich es richtig sehe, gibt es zum Teil ja auch 

Bundesprogramme in diesen Bereichen, und in 

diesem Falle würde ja der Grundsatz gelten, dass 

die Bundesförderung immer Vorfahrt hat. Wo be-

stehen hier Lücken, sodass wir möglicherweise 

landesseitig ergänzen müssen? 

MDgt’in Simon (MW): Ich gehe die Sonderpro-

gramme der Reihe nach durch: 
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Vorhaben „Kofinanzierung GRW-Sonderpro-

gramm des Bundes (Landesmittel)“  

Dieses Vorhaben ist auch auf das Konjunkturpa-

ket des Bundes zurückzuführen, der weitere 

500 Mio. Euro an GRW-Mitteln zur Verfügung 

stellt, die von den Ländern gegenzufinanzieren 

sind. Das haben wir nach dem üblichen Vertei-

lungsschlüssel errechnet, nach dem Niedersach-

sen über drei Jahre jährlich in etwa 17,5 Mio. Eu-

ro bekommt. Das muss in dieser Höhe gegenfi-

nanziert werden, wodurch die Summe von insge-

samt 55 Mio. Euro zustande kommt. Da dieses 

Finanzierungsinstrument bereits besteht, werden 

keine umfangreichen Vorarbeiten erforderlich 

sein.  

Vorhaben „Sonderprogramm Tourismus und 

Gastronomie“  

Für dieses Programm sind insgesamt 120 Mio. 

Euro hinterlegt, und es umfasst verschiedene 

Maßnahmen. Der Tourismus und die Gastrono-

mie sind insgesamt sehr stark von der Krise be-

troffen. Sie sind Mitte März - von wenigen dienst-

lichen Übernachtungen abgesehen - im Wesentli-

chen völlig zum Erliegen gekommen und laufen 

erst jetzt wieder an. Die einzelnen Auswirkungen 

führe ich auf Nachfrage gern aus. 

Es ist ein einzelbetriebliches, auf Gaststätten be-

zogenes Investitionsprogramm im Gastgewerbe 

vorgesehen, das den Betrieben - insbesondere 

des stark betroffenen ländlichen Raums - eine 

bessere, zukunftsgerichtete Aufstellung ermögli-

chen soll. 

Es sind Investitionszuschüsse für qualitätsver-

bessernde, innovative, nachhaltige Umbau- und 

Erweiterungsmaßnahmen, General- und Teilsan-

ierungsmaßnahmen und sonstige Modernisie-

rungsmaßnahmen vorgesehen.  

Das ist nicht nur für die Gaststätten wichtig, um 

mit den Strukturen, die vor Corona bestanden 

haben, am Markt bestehen zu können, sondern 

das bedeutet auch einen weitreichenden Kon-

junkturimpuls, weil Zulieferer, Handwerker, In-

dustrie usw. im Umfeld ebenfalls maßgeblich ge-

stützt werden können. 

Hierfür wird eine Richtlinie zu erstellen sein, die in 

ihren Grundzügen bereits relativ weitgehend aus-

gearbeitet ist. Eine zeitliche Befristung des Son-

derprogramms, nämlich auf die Jahre 2020 und 

2021, ist natürlich vorgesehen.  

Ferner ist ein Einmalzuschuss für regionale tou-

ristische Destinationsmanagementorganisationen 

vorgesehen. Adressat dieser Maßnahmen sind in 

erster Linie regionale und gegebenenfalls auch 

kommunale Tourismusorganisationen. Auch in 

diesem Teilbereich der Tourismusbranche waren 

nach dem Lockdown erhebliche Einnahmeverlus-

te zu verzeichnen. Selbst wenn die Kommunen - 

auch bundesseitig - Unterstützung erfahren, ist zu 

bedenken, dass der Tourismus eine freiwillige 

Leistung im Rahmen des Kommunalhaushalts ist. 

Darüber werden aber die dort entstandenen Ein-

nahmeverluste nicht ausgeglichen werden kön-

nen.  

Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass die nieder-

sächsischen öffentlichen Infrastrukturen erhalten 

bleiben und die Angebote in strukturschwachen 

Orten und Regionen, insbesondere in den ländli-

chen Räumen, nicht zum Erliegen kommen. Die 

Auswirkungen des Lockdowns sind der Grund, 

warum wir hier Handlungsbedarf sehen. Das Geld 

wird dort dringend und sofort benötigt. Auch hier 

sind die Fördergrundsätze zu erarbeiten; Eck-

punkte dazu liegen bereits vor.  

Darüber hinaus ist ein ergänzender Einsatz von 

Landesmitteln bei bereits bestehenden Förder-

richtlinien vorgesehen. Dieser betrifft insbesonde-

re die touristische Infrastruktur sowie Projektför-

derung und Marketing nach der neueren touristi-

schen Richtlinie. Dem liegt die sichere Annahme 

zugrunde, dass nicht alle Projekte, die sich ent-

weder schon in der Planung befinden oder hätten 

geplant werden sollen, ohne die relativ hohen Ko-

finanzierungsbeiträge vor Ort umgesetzt werden 

können. Damit die Projekte nicht gefährdet sind, 

sollen die entsprechenden Sätze erhöht werden. 

Schließlich sind aus unserer Sicht weitere Mittel 

erforderlich, damit sich Niedersachsen an landes- 

und bundesweiten sowie internationalen Marke-

tingkampagnen zur Wiederbelebung des Touris-

mus nach der Krise beteiligen kann. Das ist wich-

tig; denn ohne zusätzliche Mittel ist Niedersach-

sen in diesem Wettbewerb nicht vertreten. Gera-

de bundes- und landesweit gibt es einen großen 

Wettbewerb, und ein bedeutendes Tourismusland 

wie Niedersachsen darf dabei nicht fehlen.  

Vorhaben „Sonderprogramm Fährreedereien“ 

Die Fährreedereien haben unter dem Inselbetre-

tungsverbot sowie den immer noch geltenden Ab-

standsregeln gelitten. Die Fähren konnten für 
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lange Zeit nicht oder kaum fahren, während die 

Fixkosten natürlich weiterhin bestanden haben.  

Jetzt fahren sie wieder, und die Inseln sind sehr 

gut besucht. Aufgrund der Abstandsregeln müs-

sen sie aber Zusatzfahrten machen, was zu er-

heblichen Zusatzkosten führt. Deswegen sind Zu-

schüsse für laufende Zwecke erforderlich. 

Fünf große Inselversorger haben ihre Ausfälle 

mitgeteilt. Es sind auch kleinere Reedereien be-

troffen, deren Fixkosten aber nicht nennenswert 

hoch sind, weshalb wir sie nicht im Einzelnen be-

ziffern können.  

Vorhaben „Sonderprogramm Zoos, Tierparke 

etc.“  

Aufgrund der Schließungen hatten auch Tierpar-

ke und Zoos keinerlei Besucher und Einkünfte 

mehr, während die laufenden Kosten nahezu im 

vollen Umfang bestehen geblieben sind. Das 

Personal konnte nicht ohne Weiteres in Kurzar-

beit geschickt werden; die Tiere mussten versorgt 

werden, und das Gelände war zu sichern. Wasser 

und Energie mussten weiterhin bezahlt werden; 

Versicherungen mussten gezahlt werden usw.  

Jetzt können die Zoos und Tierparke wieder öff-

nen, allerdings müssen erhebliche Begrenzungen 

der Besucherströme stattfinden, sodass die Ein-

nahmen bei unveränderten Kosten immer noch 

deutlich geringer sind, als es erforderlich wäre, 

um die Kosten zu decken. Ein Teil dieser Ein-

nahmeausfälle soll aufgefangen werden, damit 

die Betriebe in die Lage versetzt werden, die Tie-

re zu versorgen und den damit verbundenen Na-

tur- und Artenschutzverpflichtungen weiterhin 

nachkommen zu können.  

Vorgesehen sind Zuschüsse anteilig für Mieten, 

Pachten, Versicherungsbeiträge, Tierhaltungskos-

ten, Energie, Wasser etc. Auch hier haben wir die 

Eckpunkte für eine Richtlinie bereits erarbeitet; 

man kann sich dabei gut an Richtlinien anderer 

Länder orientieren. Wir sind deswegen optimis-

tisch, dass die Umsetzung zügig erfolgen kann. 

Vorhaben „Sonderprogramm Luftfahrt“ 

In Verbindung mit der Reisebranche ist auch die 

Luftfahrtbranche - von Frachtverkehr abgesehen - 

nahezu komplett zum Erliegen gekommen und 

entsprechend stark von der Krise betroffen. Der-

zeit zeichnet sich ab, dass die Luftfahrtbranche 

noch lange nicht wieder in vollem Umfang in das 

Geschäft einsteigen können wird.  

Nach wie vor bestehen - mit Ausnahme der euro-

päischen Länder - Reisewarnungen, weshalb ins-

besondere der Langstreckenflugverkehr nicht so 

schnell wieder aufgenommen werden kann. Das 

führt auch weiterhin zu erheblichen Umsatzein-

bußen. Es ist noch nicht genau absehbar, wann 

sich die Situation entschärfen wird.  

Niedersachsen ist nach Bayern und Hamburg 

Deutschlands drittgrößter Luftfahrtstandort, so-

dass die geschilderten Probleme hier besonders 

zum Tragen kommen. Es hängen sehr viele - 

auch kleine und mittelständische - Unternehmen 

und sehr viele Arbeitsplätze an der Branche. Ins-

gesamt geht es um über 260 Unternehmen und 

über 30 000 Beschäftigte im Land. Dementspre-

chend große und bedeutende Wertschöpfungs-

ketten gibt es in dieser Branche.  

Auch aus Branchendialogen ist bekannt, dass es 

teilweise bis zu 100-prozentige Auftragseinbrüche 

gegeben hat. Deswegen bedarf es der Unterstüt-

zung.  

Wichtig ist - ein entsprechendes Programm wird 

im Einzelnen zu erarbeiten sein -, dass auch 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung zu be-

rücksichtigen sein werden. Ansonsten würde von 

den Unternehmen in dieser Situation voraussicht-

lich genau in diesem Feld gespart werden. Mit 

Blick in die Zukunft und auch auf die Nachhaltig-

keit ist es in dieser Branche wichtig, wettbewerbs-

fähig zu bleiben, was nur dann funktionieren 

kann, wenn emissionsarmes Fliegen und Ähnli-

ches - Stichwort „green flying“ - weiterentwickelt 

wird. In der Luftfahrtindustrie werden viele Ände-

rungen angestoßen, und die niedersächsischen 

Bereiche müssen davon unbedingt profitieren. 

Vorhaben „Sonderprogramm Häfen“ 

Die Umschlagszahlen in den niedersächsischen 

Seehäfen sind Corona-bedingt stark rückläufig. 

Die Kohle- und Kfz-Umschläge sind nahezu voll-

ständig eingebrochen. Das Windkraftgeschäft 

weist einen erheblichen Rückgang auf.  

Die Einnahmen bezogen auf Umschlag, Entgelt, 

Vermietung und Verpachtung fehlen insbesonde-

re der landeseigenen Infrastrukturgesellschaft. Ihr 

mangelt es dadurch an Finanzmitteln zur Durch-

führung von Baumaßnahmen und wichtigen Infra-

strukturvorhaben, die aber nicht aufgeschoben 

werden dürfen. Gerade jetzt ist es wichtig, weiter 

die öffentlichen Investitionen in die Seehäfen täti-

gen zu können - Stichwort „Logistikdrehscheibe“, 
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die auf keinen Fall wegbrechen oder auch nur 

beeinträchtigt werden darf. 

Neben der landeseigenen Infrastrukturgesell-

schaft sind auch private Unternehmen und Kom-

munen die Adressaten solcher Maßnahmen.  

Vorhaben „Sonderprogramm Digitalisierung des 

Einzelhandels“ 

Dieses Programm richtet sich an KMUs im Ein-

zelhandel. Auch der Einzelhandel - abgesehen 

vom Lebensmittelhandel und den Drogeriemärk-

ten - ist besonders stark von den Corona-

Auswirkungen betroffen.  

Die Geschäfte können zwar schon länger wieder 

öffnen; nichtsdestotrotz haben sich noch keine 

Umsatzzuwächse eingestellt. Sie sind nicht in der 

Lage, die Maßnahmen vorzunehmen, von denen 

sich gezeigt hat, dass sie - vor allem in der Pan-

demie - wichtig sind bzw. gewesen wären. Die 

fehlende Digitalisierung im Einzelhandel, gerade 

in den mittelständisch geprägten Betrieben, die 

Niedersachsen in großer Zahl aufweist, verhinder-

te während des Lockdowns in vielen Unterneh-

men jedwede Geschäftstätigkeit.  

Hierbei geht es nicht ausschließlich um den Auf-

bau von Onlineshops für Geschäfte, sondern 

auch um Beratung, wie die Digitalisierung im Falle 

einer Schließung oder als Ergänzung des statio-

nären Einzelhandels helfen kann. Es geht also 

um eine Beratungsförderung, wofür es in Nieder-

sachsen noch kein Programm gibt. Dafür wird ei-

ne Richtlinie erarbeitet werden müssen. 

Vorhaben „Sonderprogramm Flughäfen“ 

Hier trifft teilweise zu, was ich bereits zum Tou-

rismus und zur Luftfahrt gesagt habe. Wegen der 

faktischen Einstellung des Flugverkehrs im Pas-

sagierbereich seit Mitte März kam es bei den Be-

treibern zu nahezu vollständigen Einnahmeaus-

fällen. Erst seit Juni läuft der Betrieb sehr lang-

sam wieder an, befindet sich aber deutlich unter 

dem Niveau vor der Krise.  

Die Flugplätze und Flughäfen erfüllen aber eine 

wichtige Funktion in der Daseinsvorsorge. Zum 

einen ist es unbedingt erforderlich, die Betriebs-

bereitschaft sicherzustellen, zum anderen beste-

hen jetzt zu Beginn der Urlaubszeit an den Flug-

häfen erhöhte Hygieneanforderungen, die mit 

sehr kostenintensiven Maßnahmen verbunden 

sind. Die Flughäfen haben außerdem eine Be-

triebspflicht. Deswegen ist eine Unterstützung aus 

unserer Sicht dringend erforderlich. 

Vorhaben „Sonderprogramm Digitalisierung Lan-

desstraßenbaubehörden“ 

Ich nehme hier ausdrücklich auf das Bundespro-

gramm bzw. die Abgrenzung von diesem Bezug. 

Im Konjunkturprogramm des Bundes ist unter Zif-

fer 10 vorgesehen, dass Digitalisierungsprojekte 

in der Verwaltung vorgezogen werden. Das digita-

le Planen und Bauen von Infrastrukturvorhaben 

zählen insbesondere dazu. Die Planungs-, Ge-

nehmigungs- und Bauprozesse sollen dadurch 

beschleunigt werden.  

Niedersachsen ist in diesem Bereich schon gut 

aufgestellt und kann mit einigen mit der BIM-

Methode erfolgreich umgesetzten Projekten auf-

warten. Nachdem der Bund nun aber deutlich 

machte, dass er dem Thema einen kräftigen 

Schub geben will - die BIM-Methode macht ja ei-

ne händische Bearbeitung von Akten und Vor-

gängen obsolet und ermöglicht eine ortsunab-

hängige Bearbeitung, deren Wichtigkeit sich in 

der Krise gezeigt hat -, muss das Land mitgehen.  

Zudem liegen derzeit viele Planungs- und Ge-

nehmigungsverfahren brach, weil die für die Ver-

fahren erforderliche Auslegung von Unterlagen 

nicht erfolgen kann, da die entsprechenden 

Räumlichkeiten nicht betreten werden konnten. 

Auch Anhörungen konnten deswegen nicht 

durchgeführt werden, was schon jetzt zu erhebli-

chen Verzögerungen führt. All das wäre bei einer 

stärkeren Digitalisierung in diesem Maße zukünf-

tig nicht mehr notwendig.  

Es soll also keine Doppelförderung erfolgen, son-

dern eine ergänzende Ausstattung in Nieder-

sachsen mit Sachmitteln. Auch hier sind die ent-

sprechenden Mittel im Sondervermögen Digitali-

sierung umfassend gebunden; sie können nicht 

daraus entnommen werden - zumal es nicht um 

Investitionen, sondern um reine Sachmittel geht.  

Vorhaben „Rad- und Radwegesonderprogramm 

(inklusive Förderung E-Bikes und E-Lastenräder)“ 

Das Mobilitätsverhalten hat sich durch die Pan-

demie in den letzten Monaten stark geändert. Der 

ÖPNV war zum Teil überhaupt nicht ausgelastet, 

dafür wurden vermehrt Autos, aber auch Fahrrä-

der genutzt. Mit der Wiedereröffnung der Schu-

len - im Augenblick noch mit Einschränkungen, 

nach den Sommerferien aber hoffentlich wieder 
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im Normalbetrieb - werden auch Pendlerströme 

noch sorgfältiger zu steuern sein. 

Es ist nicht das Ziel, dass Autos verstärkt wieder 

genutzt werden. Das Auto soll keine lang- oder 

mittelfristige Alternative zum ÖPNV sein, sondern 

der Radverkehr muss verstärkt in den Blick ge-

nommen werden. Es war ein Boom bei Fahrrad-

händlern zu beobachten; es müssen aber auch 

die entsprechenden Fahrradwege zur Verfügung 

gestellt werden.  

Es kommt hinzu, dass die Fortbewegung mit dem 

Fahrrad während der Krise auch von Virologen 

als echte Alternative ohne große Ansteckungsge-

fahr angepriesen wurde, was diesen Boom si-

cherlich mit gefördert hat. Deswegen sollten die 

Radwege jetzt entsprechend ausgebaut und ver-

bessert werden.  

Für Radwege an Bundesstraßen und an kommu-

nalen Straßen stehen zwar Mittel bereit; für Rad-

wege an Landesstraßen besteht mit Blick auf den 

vorhandenen Bedarf allerdings eine Finanzie-

rungslücke. Um eine Corona-bedingte Rückwärts-

rolle in der Verkehrspolitik zu vermeiden, sind 

deshalb zusätzliche Investitionen notwendig und 

möglich.  

Vorhaben „Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV“ 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Der Bund hat 

meines Wissens in seinem Programm 2,5 Mrd. 

Euro für den ÖPNV eingeplant - Niedersachsen 

würde davon im Grunde ein Zehntel erhalten. Bei 

diesem Vorhaben sind 190 Mio. Euro vorgese-

hen. Von Betrieben höre ich, dass sie durchaus 

von Einnahmeausfällen in Höhe von 0,5 Mrd. Eu-

ro ausgehen. Wie haben Sie die Liquiditätshilfen 

für den ÖPNV kalkuliert? 

ROAR Hoppe (MW): Die 190 Mio. Euro sind der 

Landesanteil. Wir haben diesen aufgrund der 

Fahrgastrückgänge in den Monaten März, April 

und Mai kalkuliert, die teilweise zwischen 75 % 

und 90 % lagen. Nichtsdestotrotz wurde der 

ÖPNV fast vollständig nach regulärem Fahrplan 

aufrechterhalten, wodurch entsprechende Verlus-

te entstanden sind.  

Der Bund stellt bundesweit 2,5 Mrd. Euro zur Ver-

fügung, die nach dem Schlüssel des Regionalisie-

rungsgesetzes verteilt werden. Zusätzlich zu den 

190 Mio. Euro stehen damit 212 Mio. Euro für 

Niedersachsen zur Verfügung.  

Nach unseren Hochrechnungen aufgrund der 

Fahrgastrückgänge rechnen wir allein für das 

Jahr 2020 mit Verlusten von knapp 400 Mio. Eu-

ro. Die Verluste werden wahrscheinlich im Jahr 

2021 weiter bestehen. Es ist nicht damit zu rech-

nen ist, dass bis Ende des Jahres wieder 100 % 

der normalen Fahrgastzahlen erreicht werden.  

 

TGr. 69 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbe-

reich des ML 

Vorhaben „Kofinanzierung der zusätzlichen Bun-

desförderungen Wald im Rahmen der GAK“ 

Vorhaben „Finanzhilfen an die AöR Landesfors-

ten“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Wie werden die 

für das Vorhaben „Kofinanzierung der zusätzli-

chen Bundesförderungen Wald im Rahmen der 

GAK“ angesetzten 67 Mio. Euro verausgabt? 

Zu den Finanzhilfen an die Landesforsten hat der 

Minister bereits im Rahmen der Unterrichtung am 

24. Juni etwas gesagt. Natürlich kann man alle 

wirtschaftlichen Themen in einen Zusammenhang 

mit Corona bringen. Aber insbesondere bei den 

Themen Wald und Landesforsten gibt es diesen 

Zusammenhang aus meiner Sicht nicht. 

MR Haferkamp (ML): Der Bund hat in seinem 

Koalitionsbeschluss einen Betrag von 700 Mio. 

Euro für den Bereich Wald eingestellt und will 

damit die Corona-bedingten zusätzlichen Proble-

me kompensieren, die im Bereich der Wald- und 

Forstwirtschaft entstehen. Er wird das möglicher-

weise über ein GAK-Förderprogramm abwickeln. 

Bei diesen Programmen sind die Länder zu einer 

Kofinanzierung verpflichtet. Das sind in unserem 

Fall die eingestellten 67 Mio. Euro.  

Zu den Modalitäten gibt es aber noch keine ab-

schließenden Erkenntnisse. Insofern wissen wir 

auch noch nicht, ob es tatsächlich zu einem För-

derprogramm im Rahmen der GAK-Förderung 

kommt. 

Der infrage gestellte Corona-Bezug ergibt sich vor 

dem Hintergrund der Kalamitätsschäden der letz-

ten Jahre - Dürre, Klima, Sturmschäden, aber 

auch der Borkenkäfer -, die zu einer zusätzlichen 

Belastung im Bereich Wald- und Forstwirtschaft 

sowohl im Privatwald als auch in den Landesfors-

ten geführt haben.  
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Wir bzw. die privaten Waldbesitzer haben in den 

letzten Jahren alternative Vertriebs- und Export-

wege erschlossen. Als Beispiel ist das Geschäft 

mit China zu nennen: Wir sind seit einigen Jahren 

auf dem Weg, leere Containertransportmöglich-

keiten zu nutzen, indem die Schiffe, die für Impor-

te aus China nach Deutschland genutzt werden, 

nicht leer, sondern mit Holz beladen zurückfah-

ren. Das ist zwar relativ aufwendig und bringt na-

türlich nicht das ein, was auf dem europäischen 

Markt erzielt würde, aber immer noch mehr, als 

das Holz liegenzulassen. Diese Vertriebsmöglich-

keit nach China bricht jetzt weg, weil der Export 

zusammengebrochen ist. Das betrifft die privaten 

genauso wie die staatlichen Waldbesitzer. 

Ein weiterer Corona-Bezug ergibt sich daraus, 

dass der Markt an sich relativ gesättigt ist. Da die 

Industrie derzeit nicht so viel produziert, wie sie 

produzieren könnte, braucht sie weniger Holzpa-

letten. Auch in diesem Bereich kann die Holzin-

dustrie also letztlich keine Erträge mehr erwirt-

schaften. 

Es gibt viele weitere Faktoren, sodass gesagt 

wurde: Die Existenzsicherung des Landesbe-

triebs, aber auch der Privatwirtschaft kann nur 

durch eine entsprechende Unterstützung gewähr-

leistet werden. Denn andernfalls bleibt das Holz 

ungenutzt im Wald und muss aufwendig gelagert 

werden, was zu weiteren Belastungen der Holzin-

dustrie führt.  

Insofern ist der Corona-Bezug hierbei sehr deut-

lich festzustellen. 

Vorhaben „Nationale Beihilfen für Förderungen 

des ‚Europäischen Meeres- und Fischereifonds‘ 

und Förderung der See-, Küsten- und Binnenfi-

scherei“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Der Betrag von 

125 000 Euro scheint mir für eine Kofinanzierung 

vorgesehen zu sein. Dazu hätte ich gern eine Er-

läuterung. 

MR Haferkamp (ML): Die EU hat ein Sonderpro-

gramm aufgelegt und einen bestehenden Förder-

fonds um weitere Fördermöglichkeiten erweitert. 

Um diese insbesondere im Bereich der See- und 

Binnenschifffahrt zu nutzen, haben wir eine Kofi-

nanzierung von 125 000 Euro eingestellt, um Un-

terstützungen in diesem Bereich leisten zu kön-

nen. 

 

TGr. 75 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

des MU 

Abg. Christian Grascha (FDP): Auch hier inte-

ressiert mich der Stand der Dinge zu den ver-

schiedenen Programmen, die angeschoben wer-

den sollen. Wie sollen diese Mittel verwendet 

werden? Wann gibt es Richtlinien dazu? 

MR Eule (MU): Ich gehe die Vorhaben der Reihe 

nach durch. 

Vorhaben „CO2-Reduktion: Richtlinie ‚Betriebliche 

Ressourcen- und Energieeffizienz‘“ 

Dafür sind 50 Mio. Euro vorgesehen. Der Stand 

ist, dass es im laufenden EFRE-Programm 2014 

bis 2020 eine EFRE-Richtlinie zum betrieblichen 

Ressourcenmanagement gibt, die in dem Zeit-

raum insgesamt zwar nur 15 Mio. Euro umgesetzt 

hat, uns aber als eine hervorragende Blaupause 

dienen kann, sodass wir jetzt sehr schnell zu ei-

ner Richtlinie kommen können, mit der wir auf die 

Corona-Krise reagieren können. 

Schwerpunkte der bisherigen Richtlinie, die wir im 

Wesentlichen übernehmen werden, sind Projekte 

zur Ressourceneffizienz und zur Energieeinspa-

rung. Ein weiterer, kleiner Baustein sind Energie-

effizienznetzwerke.  

Die 50 Mio. Euro werden nahezu ausschließlich 

KMUs zugutekommen. Es handelt sich um ein 

bewährtes Verfahren. Wir gehen davon aus, dass 

die Richtlinie innerhalb kurzer Zeit, d. h. in 2020, 

an den Start gehen wird, weil wir auf etwas auf-

bauen, das im Kern bereits besteht und auch 

funktioniert. 

Vorhaben „Ökologische Flottenerneuerung des 

Landesfuhrparks + Schiffe Nds. Wasserwirt-

schaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-

Beschaffung im Polizeibereich)“ 

Dieser Betrag ist im Haushaltsplanentwurf bereits 

aufgeteilt in 37,5 Mio. Euro für Polizeikraftfahr-

zeuge und 12,5 Mio. Euro, die anderweitig ver-

wendet werden.  

Die 12,5 Mio. Euro stehen grundsätzlich für Fahr-

zeuge zur Verfügung, aber dezidiert auch für die 

Beschaffung von Schiffen der Wasserwirtschafts-

verwaltung. Dort gibt es hohe Bedarfe. Möglich-

erweise wird es dabei zu einem Mix kommen. 

Vielleicht werden die Mittel aber auch überwie-

gend für Schiffe eingesetzt.  
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Dies hätte den besonderen Effekt, dass man 

auch die Tätigkeit von Werften ankurbeln könnte, 

was einen guten Effekt für Niedersachsen hätte. 

Natürlich bekommt man für 12,5 Mio. Euro nicht 

viele Schiffe, aber einen Impuls würde man damit 

in einer Zeit, in der Investitionen in diesem Be-

reich mit Sicherheit komplett zum Erliegen kom-

men, schon setzen. 

Vorhaben „Energetische Sanierung von Gebäu-

den gemeinnütziger Einrichtungen (Sportvereine, 

Jugendherbergen etc.)“ 

Gerade im Bereich der gemeinnützigen Einrich-

tungen merkt man, dass die Reserven Corona-

bedingt durch Einnahmeausfälle und trotzdem 

weiterlaufende Fixkosten erheblich zurückgehen. 

Um diese Einrichtungen nicht komplett als Nach-

frager ausfallen zu lassen und ihnen weiterhin In-

vestitionen zu ermöglichen, wollen wir hier einer-

seits eine Antwort auf Corona und andererseits 

eine Ankurbelung von Investitionen und damit 

letztlich auch von Beschäftigung in den Betrieben, 

die durch diese Einrichtungen beauftragt werden, 

ermöglichen. 

Wir werden eine neue Richtlinie dafür schreiben 

müssen, können allerdings auf eine vorhandene 

aufsetzen: die jetzt auslaufende EFRE-Richtlinie 

„Energieeinsparung und Energieeffizienz bei öf-

fentlichen Trägern und Kultureinrichtungen“. Na-

türlich passt der Zuwendungsempfänger nicht, 

der Zuwendungszweck passt aber hervorragend, 

sodass man hierbei an Bewährtes anknüpfen 

kann. Ich glaube, auch hier werden wir zu einer 

sehr schnellen Umsetzung kommen können und 

müssen. 

Vorhaben „Wohnen im Bestand des sozialen 

Wohnungsbaus - Energetische Sanierung (insb. 

Studentisches Wohnen)“ 

Die Position ist mit 50 Mio. Euro dotiert. Sie wis-

sen, dass die Landesregierung sehr starke 

Schwerpunkte im Bereich des sozialen Woh-

nungsbaus gesetzt hat. Jetzt geht es darum, nicht 

nur in Neubauten, sondern auch in die energeti-

sche Sanierung im Bestand des sozialen Woh-

nungsbaus einschließlich der Studentenwerke zu 

investieren. 

Wir haben ein hervorragend funktionierendes 

Bewilligungsverfahren. Die NBank ist unser 

Dienstleister und wickelt die Förderung ab. Es 

sollte nach einer Anpassung der Förderbedin-

gungen sehr leicht möglich sein, auch diesen wei-

teren Zweig mit abzuwickeln. Hier sind wir meines 

Erachtens sehr gut aufgestellt. 

Vorhaben „Innovationsförderung im Bereich Was-

serstoffwirtschaft/Energie“ 

In diesem Bereich stellen wir derzeit gerade bei 

größeren Projekten eine Corona-bedingte Zu-

rückhaltung fest. Hier soll verstärkt investiert wer-

den, um einerseits der Wirtschaft einen Schub zu 

geben und andererseits gleichzeitig - wie es 

schon von den regierungstragenden Fraktionen 

dargestellt wurde - in einen Bereich zu investie-

ren, dem die Zukunft gehört. Daher wird hiermit 

ein Ausrufezeichen hinter das Thema Innovati-

onsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft 

gesetzt. 

Die Erstellung der Richtlinie ist sehr weit voran-

geschritten. Ein Richtlinienentwurf wurde erstellt 

und befindet sich derzeit in der Ressortbeteili-

gung, sodass wir davon ausgehen, in diesem Be-

reich sehr schnell an den Start gehen zu können. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Sind die beiden 

Projekte in Diele und Lingen - hierfür haben sich 

jeweils entsprechende Industriekonzerne zusam-

mengeschlossen - hierbei berücksichtigt? 

MR Eule (MU): Ich kenne diese beiden Projekte 

nicht. Ich kann nur sagen: Die Richtlinie des MU 

orientiert sich an den Möglichkeiten der Allgemei-

nen Gruppenfreistellungsverordnung der Kom-

mission (AGVO) und ermöglicht alles, was da-

nach zulässig ist. Wir wollen uns in der Richtlinie 

nicht beschränken und sozusagen weniger zulas-

sen als die Kommission.  

Was das später für die einzelnen Projekte bedeu-

tet, ist eine andere Frage. Wir wollen aber die 

Richtlinie nicht beschränken, sondern alles er-

möglichen, was auch nach Kommissionsvorgaben 

möglich wäre. Die Schwerpunktsetzung für den 

Fall, dass viele Anträge vorliegen, ist ein anderes 

Thema. Der Gedanke hinter dieser Richtlinie ist, 

die Möglichkeit zu schaffen, im zulässigen Rah-

men zu fördern. 

Vorhaben „Erneuerbare-Energien-Offensive“ 

Hinter diesem Vorhaben verbirgt sich im Grunde 

das Schlagwort „Photovoltaik für alle“. Geplant ist, 

der Photovoltaik hiermit einen Schub zu geben, 

um die Wirtschaft anzukurbeln und insbesondere 

die Personen und Unternehmen, die jetzt mög-

licherweise überlegen, ihr Geld zurückzuhalten 

und nicht zu investieren, durch einen starken Auf-
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schlag dazu zu bringen, doch in erneuerbare 

Energien zu investieren und sich nachhaltig auf-

zustellen. Das ist das Ziel dieser Maßnahme mit 

einem Volumen von 75 Mio. Euro. 

Vorhaben „Ausgleich von Einnahmeausfällen bei 

Betreuungsstationen für Wildtiere und für Informa-

tionseinrichtungen der niedersächsischen Groß-

schutzgebiete“ 

Die hier angesetzten 913 000 Euro dienen dazu, 

eine Wildtierbetreuungseinrichtung in Sachsen-

hagen, die Nationalparkhäuser und insbesondere 

auch die Seehundstation in Norden-Norddeich 

erhalten zu können. Die Seehundstation Norden-

Norddeich haben wir schon einmal aus dem Lan-

deshaushalt bedient - 375 000 Euro wurden be-

willigt -; wir werden hier aber sicherlich noch ein-

mal nachlegen müssen. 

Diese Institutionen haben extrem mit Einnahme-

ausfällen zu kämpfen, sodass man sehr schnell in 

der Lage sein muss, zu reagieren. Im Fall der 

Seehundstation konnten wir uns nicht lange mit 

der Erstellung von Richtlinien aufhalten, sondern 

mussten innerhalb von wenigen Tagen nach § 23 

und § 44 der Landeshaushaltsordnung Mittel be-

willigen. 

MDgt’in Wethkamp (MF): Eine grundsätzliche 

Ergänzung dazu: Herr Eule hat zum Ende seines 

Vortrags eine Einrichtung angesprochen, die 

durch Corona-bedingte Einnahmeausfälle in wirt-

schaftliche Not geraten ist. Es ist heute mehrfach 

angeklungen, dass die Einnahmeausfälle von be-

stimmten Einrichtungen nicht verkraftet werden 

können. Es ist mir wichtig, das auch im Hinblick 

auf die hier anderen angesprochen Sachverhalte 

noch einmal deutlich zu machen.  

Durch die Landesprogramme werden nicht 

grundsätzlich Einnahmeausfälle ausgeglichen. 

Vielmehr werden diese zum Anlass genommen, 

zu helfen, wenn dadurch eine wirtschaftliche Situ-

ation entsteht, die es erforderlich macht, einzutre-

ten. Ansonsten müssten diese Programme sehr 

viel größer dimensioniert sein. Wir als Land treten 

ein, wenn Strukturen gefährdet sind. 

 

 

 

TGr. 76 - Bewältigung der Auswirkungen der 

Corona-Pandemie im Geschäftsbereich 

des MB 

Vorhaben „Überbrückungshilfen für Projektträger 

im Bereich der niedersächsischen EU-Förderung 

(ELER, EFRE, ESF)“ 

Abg. Christian Grascha (FDP): Auch hier bitte 

ich um Erläuterung, was hinter dem Vorhaben 

steht. 

ROAR Busse (MB): Erstens. Hier wurden Beträ-

ge kalkuliert, die wir zur Überbrückung aufgrund 

von ausgefallenen Qualifizierungskursen im Bil-

dungsbereich und von Nachbewilligungen für ab-

gebrochene bzw. unterbrochene Projekte im 

Rahmen des ESF und des EFRE brauchen. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass durch den 

Corona-bedingten Lockdown gruppendynamische 

Prozesse und Qualifizierungsmaßnahmen insbe-

sondere im Rahmen der Arbeitslosen- und Be-

schäftigtenförderung verboten wurden. Das führte 

dazu, dass die Bildungsträger, die diese Maß-

nahmen durchgeführt haben, keine Refinanzie-

rungsmöglichkeit gegenüber der EU mehr hatten, 

weil ihre Arbeitsleistung praktisch ausgefallen ist, 

während die Beschäftigten bei diesen Bildungs-

trägern trotzdem weiterhin bezahlt werden muss-

ten. Um diese Deckungslücke auszugleichen, ha-

ben wir eine Billigkeitsleistung vereinbart, die den 

Trägern helfen soll, diese Phase zu überbrücken. 

Zweitens. Die Billigkeitsleistung soll auch dazu 

dienen, weiterhin Kofinanzierungsmittel zur EU-

Finanzierung bereitzustellen; denn viele Träger 

sind gehalten, Kofinanzierungsmittel für ihre EU-

geförderten Maßnahmen einzusetzen, weil die EU 

letztlich nur Zuschüsse bis zu 50 % - in manchen 

Regionen bis zu 60 % - gewährt. Wenn aber kei-

ne Eigenmittel mehr für eine Kofinanzierung ver-

fügbar sind, „sterben“ diese Projekte. In diesem 

Fall haben wir das Problem, unsere Projekte ge-

genüber der EU nicht mehr adäquat nachweisen 

zu können. 

Drittens. Wenn die Bildungsträger nicht finanziell 

unterstützt werden, haben sie auch zukünftig kei-

ne Möglichkeit mehr, Projekte durchzuführen, was 

dazu führt, dass wir mit Blick auf die EU-

Förderung gegenüber der EU-Kommission eine 

sehr schwierige Verhandlungsposition haben, um 

in zukünftigen Förderperioden Gelder für neue 

Projekte zu generieren. 

* 
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Der Ausschuss kam überein, die Einzelberatung 

in seiner Sitzung am 3. Juli 2020 fortzusetzen.  

 

*** 



Anlage 1







 Finanzierungsplan "Sondervermögen Corona" 22.06.2020

Ressort Vorhaben Säule Wirtschaft Säule Kommunen Säule Gesundheit
Säule Corona-Hilfen 

weitere Bereiche
Säule steuerliche 

Maßnahmen
Summe Ressort

StK - Epl. 02 Bündnis "Niedersachsen hält zusammen" 1.800.000,00 €             
Soforthilfen Film- und Medienbranche 1.000.000,00 €                2.800.000,00 €               

MI - Epl. 03 Betriebskosten Krisenstab "Corona" 3.000.000,00 €             
Einrichtung/Betrieb von Ersatz-, Behelfs- und Sondereinrichtungen 7.000.000,00 €             

Soforthilfen gemeinnützige Sportvereine 7.000.000,00 €             17.000.000,00 €              
MS - Epl. 05 Kofinanzierung "Zukunftsprogramm Krankenhäuser" 77.200.000,00 €          

Förderung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz 240.000,00 €               
Kosten des Vollzugs im MRVZN 350.000,00 €               
Corona-Pfegebonus in der Altenpflege 50.100.000,00 €          
Beschaffung von Schutzausrüstungen, Schutzkleidung u.ä. 200.000.000,00 €        
Entschädigungen gemäß § 56 Infektionsschutzgesetz 250.000.000,00 €        
Hygienemaßnahmen in Einrichtungen 1.800.000,00 €             
Hilfen für Jugendherbergen, Bildungsstätten etc. 28.000.000,00 €           607.690.000,00 €            

MWK - Epl. 06 Energetische Sanierungsmaßnahmen Hochschulen 120.000.000,00 €            
Zuführungen an die MHH 24.747.000,00 €          
Zuschüsse an die UMG 22.492.000,00 €          
Zuschüsse  Investitionen an die UMG 1.213.000,00 €            
Stiftung Akkreditierungsrat 14.000,00 €                  
Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-
Krise

2.900.000,00 €             

Zuführungen für Forschungsprojekte im Zusammenhang mit der Corona-
Krise (II)

8.400.000,00 €             

NAVA (Nationale Antivirus Allianz); Corona 6.700.000,00 €             
Förderung für freischaffende Künstler und Soloselbstständige im 
Kulturbereich (aber keine Lebenshaltungskosten)

10.000.000,00 €           

Kultur: nur zur Kofinanzierung von Bundes- und Europaprogrammen 
der Kulturförderung

10.000.000,00 €           

Zuschüsse an das Staatstheater Braunschweig 1.100.000,00 €             
Zuschüsse an das Oldenburgische Staatstheater 1.050.000,00 €             
Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Hannover 135.000,00 €                
Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Braunschweig 180.000,00 €                
Zuschüsse an das Nds. Landesmuseum Oldenburg 90.000,00 €                  209.021.000,00 €           

MK - Epl. 07 Stornokosten Klassenfahrten 14.400.000,00 €           
Aktionsplan Ausbildung 18.000.000,00 €           32.400.000,00 €             

MW - Epl. 08 Niedrigschwellige Investitions- und Innovationshilfen für KMU 410.000.000,00 €            
Kofinanzierung GRW-Sonderprogramm des Bundes (Landesmittel) 55.000.000,00 €              
Notfallfonds 100.000.000,00 €            
Sonderprogramm Tourismus und Gastronomie 120.000.000,00 €            
Sonderprogramm Fährreedereien 15.000.000,00 €              
Sonderprogramm Zoos, Tierparke etc. 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Luftfahrt 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Häfen 20.000.000,00 €              
Sonderprogramm Digitalisierung des Einzelhandels 10.000.000,00 €              
Sonderprogramm Flughäfen 5.000.000,00 €                
Sonderprogramm Digitalisierung Landesstraßenbaubehörden 3.000.000,00 €                
Startup Förderungen einschließlich Kofinanzierungen 100.000.000,00 €            
Liquiditätshilfen ÖPNV/SPNV 190.000.000,00 €            
Förderprogramm für Investitionen in den ÖPNV, insbesondere CO2-
arme Busse

30.000.000,00 €              

Elektromobilität, Ladesäulen 40.000.000,00 €              
Breitbandausbau 150.000.000,00 €            
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 Finanzierungsplan "Sondervermögen Corona" 22.06.2020

Ressort Vorhaben Säule Wirtschaft Säule Kommunen Säule Gesundheit
Säule Corona-Hilfen 

weitere Bereiche
Säule steuerliche 

Maßnahmen
Summe Ressort

Rad- und Radwegesonderprogramm (inklusive Förderung E-Bikes und E-
Lastenräder)

20.000.000,00 €              

Garantieabsicherung NBank; Fortführung Liquiditätskredite 50.000.000,00 €              1.358.000.000,00 €        
ML - Epl. 09 Kofinanzierung der zusätzlichen Bundesförderungen Wald im Rahmen 

der GAK
67.000.000,00 €           

Zuschüsse an diverse Einrichtungen wie Schulbauernhof etc. 175.000,00 €                

Nationale Beihilfen für Förderung der See-, Küsten- und Binnenfischerei
125.000,00 €                

Finanzhilfe an die AöR Landesforsten 10.000.000,00 €           77.300.000,00 €              
MJ - Epl. 11 Laboruntersuchungen für Justizvollzugsanstalten 750.000,00 €                750.000,00 €                   
MU - Epl. 15 CO2-Reduktion: Richtlinie „Betriebliche Ressourcen- und 

Energieeffizienz“
50.000.000,00 €              

Ökologische Flottenerneuerung des Landesfuhrparks + Schiffe Nds. 
Wasserwirtschaftsverwaltung (davon 37,5 Mio. Euro KFZ-Beschaffungen 
im Polizeibereich)

50.000.000,00 €              

Energetische Sanierung von Gebäuden gemeinnütziger Einrichtungen 
(Sportvereine, Jugendherbergen etc.)

50.000.000,00 €              

Wohnen im Bestand des sozialen Wohnungsbaus – Energetische 
Sanierung (insb. Studentisches Wohnen)

50.000.000,00 €              

Innovationsförderung im Bereich Wasserstoffwirtschaft / Energie 75.000.000,00 €              
Erneuerbare-Energien-Offensive 75.000.000,00 €              
Ausgleich von Einnahmeausfällen bei Betreuungsstationen für Wildtiere 
und für Informationseinrichtungen der niedersächsischen 
Großschutzgebiete

913.000,00 €                

350.913.000,00 €           
MB - Epl. 16 Überbrückungshilfen für Projektträger im Bereich der niedersächsischen 

EU-Förderung (ELER, EFRE, ESF)
20.000.000,00 €              

20.000.000,00 €              
Inanspruchnahmen aus Bürgschaften 20.000.000,00 €              
Stabilisierung gemeinnütziger Organisationen / Trägerleistungen NBank 25.000.000,00 €              

Zuschüsse an die Staatsbäder 6.000.000,00 €             
Vorsorgemittel in Bezug auf die weitere Pandemieentwicklung/ 
Kofinanzierungen                                                                                                     

500.000.000,00 €         

Steuermindereinnahmen Mai-Steuerschätzung, soweit aus 
Notsituationskreditaufnahme finanziert

1.407.000.000,00 €     

Erstes Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes 101.400.000,00 €         
Zweites Corona-Steuerhilfegesetz des Bundes 1.090.600.000,00 €      
Kommunen 1.105.126.000,00 €        
Vorziehen von Digitalisierungsmaßnahmen / Sicherung der 
Aufgabenwahrnehmung

30.000.000,00 €              4.285.126.000,00 €        

Summe 1.924.000.000,00 €         1.105.126.000,00 €        626.342.000,00 €        706.532.000,00 €         1.192.000.000,00 €      1.407.000.000,00 €     6.961.000.000,00 €         

Allgemeine 
Finanz-

verwaltung - 
Epl. 13



II/711, 67            Hannover, den 29. Juni 2020 

 

 

Vormerkliste 

des Ausschusses für Haushalt und Finanzen 

betr. Beratung des 2. Nachtragshaushaltsgesetzes 2020 (Drs. 6800) 

94. Sitzung am 26. Juni 2020 

 

 

 

Betr. Kapitel 1310 Ausgleichszahlungen zwischen Land, Bund, und Ländern: 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Wer übernimmt ad hoc die Kosten bzw. wer erstattet sie am En-

de, wenn eine Kommune aufgrund einer besonderen Lage z. B. 10 000 Schlachthofmitarbeiter oder 

1 000 Einwohner eines Gebäudekomplexes testen lassen muss? 

 

 

 

Betr. Geschäftsbereich des MK: 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Frage nach dem Mittelabfluss beim Digitalpakt Schule 
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